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Grußwort
von Frau Bundesjugendministerin Dr. Christine Bergmann
zur Jahrestagung der Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Schriften am
9. und 10. November 1999 in Marburg

Alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer sowie den Veranstalter und die Gäste der
Jahrestagung grüße ich sehr herzlich.

Die Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Schriften hat ihre diesjährige Tagung
unter das Thema „Von Antisemitismus bis Xenophobie – rechtsextreme Medien in
Deutschland“ gestellt. Ich messe der damit verbundenen Problematik eine besonders
große Bedeutung zu. Die Inhalte, mit denen Sie sich auseinandersetzen werden, wie
Aufrufe zum Rassenhass, zur Ausländerfeindlichkeit und zur Befürwortung des natio-
nalsozialistischen Gedankengutes sind für die Entwicklung unserer Kinder und Jugend-
lichen in hohem Maße gefährdend.

Neben den besonderen Schwerpunkten, die sich die Bundesprüfstelle in den letzten
Jahren gesetzt hat, nämlich die Bekämpfung von Gewalt in verschiedenen Medien, die
Bekämpfung von sexueller Gewalt in Magazinen und anderen Veröffentlichungen, halte
ich es für eine vordringliche Aufgabe des Jugendmedienschutzes, dass Medien, die
rassendiskriminierende Tendenzen vermitteln und die dazu beitragen können, die
Ideen des sogenannten „Dritten Reiches“ wieder aufleben zu lassen, Kindern und
Jugendlichen nicht zugänglich gemacht werden. Dabei geht es nicht darum, dass
Kinder und Jugendliche mit diesen Medien gar nicht konfrontiert werden dürfen, aber
dies sollte unter Anleitung und Hilfestellung von Eltern und Erziehern geschehen und sie
sollten darauf hingewiesen werden, welche verheerenden Folgen die Verbreitung
dieser Ideen mit sich brachte. Hier spielt Medienkompetenz eine herausragende Rolle.
Unser Ziel muss es sein, junge Menschen zu befähigen, eigenverantwortlich mit den
Medien umzugehen und zu problematischen Inhalten kritische Distanz zu wahren. Sie
müssen lernen, damit umzugehen. Aus all diesen Gründen bilden Maßnahmen zu Ver-
mittlung und Stärkung der Medienkompetenz sowohl an Eltern als auch an Kinder und
Jugendliche einen Schwerpunkt der Arbeit der Bundesregierung.

Wie  wir alle wissen, findet die Verbreitung der Themen, mit denen Sie sich befassen,
eine neue Plattform in den neuen Medien, wenn auch diese Plattform, gemessen am
Gesamtumfang des Internet glücklicherweise als gering einzustufen ist. Die Bundesre-
publik Deutschland ist eines der wenigen Länder, das die Holocaust-Leugnung unter
Strafe gestellt hat. Das Gesetz über die Verbreitung jugendgefährdender Schriften und
Medieninhalte und besonders die Spruchpraxis der Gremien der Bundesprüfstelle
stufen die Verherrlichung und Verharmlosung des Nationalsozialismus sowie die
Verherrlichung des Krieges als besonders jugendgefährdend ein und dies aus guten
und uns allen bekannten Gründen.

Ich darf Ihnen versichern, dass ich die verantwortungsvolle Aufgabe der Spruchgre-
mien der Bundesprüfstelle zum Schutze unserer Kinder und Jugendlichen auch in der
Zukunft unterstützen werde. Ihre Arbeit und Ihrem Engagement gilt mein herzlicher
Dank. Besonders möchte ich in diesem Zusammenhang auch den ehrenamtlich tätigen
Beisitzerinnen und Beisitzern für ihre Leistungen danken. Dies gilt auch für die
zahlreichen Teilnehmerinnen und Teilnehmer dieser Tagung. Durch Ihre Anwesenheit
wird deutlich, dass Kräfte verschiedener Organisationen sich dieses Themas beson-
ders annehmen und dass damit die Arbeit der Bundesprüfstelle auf eine breite Basis
gestellt wird.

Hervorzuheben ist auch die Tätigkeit derer, die im Rahmen des Kinder- und
Jugendhilfegesetzes vorbeugend diese Aufgabe erfüllen und die im Rahmen verschie-
dener Gesetze dazu beitragen, Straftaten aufzuklären und zu verfolgen, so z.B. die
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verfassungsschutzämter, des Bundeskriminalam-
tes, der Landeskriminalämter, der Staatsanwaltschaften sowie der Polizeidienststellen.
Nicht vergessen möchte ich die Pressevertreterinnen und -vertreter, die ihrer Verantwor-
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tung in diesem Bereich in den letzten Jahren nachgekommen sind. Gleichzeitig
möchte ich aber auch an die Eigenverantwortlichkeit derjenigen appellieren, die
solche Medieninhalte in das Internet einstellen. Es ist von großer Bedeutung, dass in
unserer Gesellschaft all diejenigen Kräfte gebündelt werden, die dazu beitragen,
dass auch in diesem Bereich der Kinder- und Jugendschutz gewährleistet ist.

Ich bin sicher, dass auf dieser Tagung die Vielfältigkeit der Thematik, der Sie sich
gestellt haben, Berücksichtigung finden wird. Ich wünsche Ihnen allen interessante
und fruchtbare Gespräche und der Tagung ein gutes Gelingen.

Dr. Christine Bergmann
Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
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Leugnung des Holocaust
Die antisemitische Strategie nach Auschwitz
von Jürgen Zarusky

1. Das Wissen um den Holocaust

Von Anfang an ging die nationalsozialistische Vernichtungspolitik gegen die Juden
mit Lügen, Tarnungen und Täuschungen einher. Für den Massenmord wurden
Tarnbezeichnungen wie „Evakuierung nach Osten“ oder „Sonderbehandlung“
eingeführt, das Vernichtungslager Sobibor beispielsweise wurde als „Durchgangs-
lager“ bezeichnet. Um die Ermordung der Deportierten in den Gaskammern zu
erleichtern, wurden diese als Duschen getarnt, den Opfern wurde nach der
Reinigung eine Mahlzeit versprochen oder manchmal auch Handtuch und Seife
zugewiesen. Über die Durchführung des Massenmordes sollte von den Beteiligten
strengstes Stillschweigen gewahrt werden. Die Toten aus den anfangs angelegten
Massengräbern wurden schon bald wieder exhumiert und auf großen Scheiterhau-
fen oder Rosten aus Eisenbahnschienen verbrannt, weil sich die Erde über den
aufgeblähten Leichen gehoben hatte, Verwesungsgeruch sich ausbreitete und
Sickerstoffe das Grundwasser gefährdeten, vor allem aber auch, weil künftige
Generationen diese Dinge vielleicht nicht verstehen könnten, wie es ein Beamter
des Innenminsteriums feinsinnig formulierte1 . Und schließlich wurde die Mehrzahl
der Vernichtungslager völlig beseitigt – an der Stelle des Lagers Treblinka etwa
wurde ein Gutshof errichtet2.

Trotz dieser Geheimhaltungsversuche drang doch eine Vielzahl von Gerüchten
und Informationen über die Massenvernichtung durch. Neben vielsagenden An-
deutungen hinter vorgehaltener Hand gab es auch klare Stellungnahmen, so die
Anklage der „Weißen Rose“, die  in ihrem zweiten Flugblatt vom Sommer 1942 auf
die Tatsache verwies, „daß seit der Eroberung Polens dreihunderttausend Juden in
diesem Land auf bestialische Weise ermordet worden sind.“ „Hier“, so heißt es in
dem Flugblatt weiter, „sehen wir das fürchterlichste Verbrechen an der Würde des
Menschen, ein Verbrechen, dem sich kein ähnliches in der ganzen Menschheits-
geschichte an die Seite stellen kann.“3  Mitte 1943 sprach der Württembergische
Landesbischof Theophil Wurm in einem Brief an Hitler offen davon, „die dem
deutschen Zugriff unterliegenden Nichtarier“ seien „in größtem Umfange beseitigt
worden“ und diese viel besprochenen Ereignisse stellten eine schwere Gewissens-
last für viele dar4 .

Das fragmentarische, aber von bösen Ahnungen begleitete Wissen der Zeitge-
nossen um den Holocaust wurde nach dem Zusammenbruch des NS-Regimes zu
einer unausweichlichen Gewißheit. Die ersten Berichte der überlebenden Opfer
trugen dazu bei, vor allem aber auch die Aussagen einer Reihe von Tätern. So
berichtete etwa Otto Ohlendorf, ehemals Leiter der Einsatzgruppe D, als Zeuge im
Nürnberger Prozeß gegen die Hauptkriegsverbrecher ungerührt über die Erschie-
ßung von mehr als 90.000 Juden in der südlichen Ukraine und auf der Krim5 .  Und
Rudolf Höß, der Kommandant von Auschwitz, der von Kurt Kauffmann, dem Anwalt
Ernst Kaltenbrunners, ehedem Chef des Reichssicherheitshauptamtes,  als  –
wohlgemerkt! – Entlastungszeuge aufgerufen wurde, berichtete über die massen-
weise Vergasung von Juden in diesem Lager6 .

Als Beleg für die Verankerung des Wissens um diese Verbrechen hat der
Historiker Hermann Graml darauf hingewiesen, daß in den innenpolitischen Ausein-
andersetzungen um das Luxemburger Abkommen vom 10. September 1952, in
dem sich die Bundesrepublik unter Federführung von Bundeskanzler Adenauer
verpflichtete, rund 3,5 Milliarden Mark an Israel und die Jewish Claims Conference
zu zahlen, auch von den teilweise recht halsstarrigen Gegnern überwiegend
finanzielle Argumente vorgebracht wurden, niemand sich jedoch zu der Behaup-
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tung verstieg, die Forderungen seien grundsätzlich unberechtigt, weil es eine
nationalsozialistische Judenverfolgung und den Holocaust gar nicht gegeben
habe7 .

Das Wissen über den Holocaust oder die Shoah, wie die inzwischen ge-
bräuchliche Bezeichnungen für die systematische Ermordung der im national-
sozialistischen Machtbereich befindlichen Juden lauten, wurde seither immer
differenzierter und umfangreicher. Gerichtsprozesse, wissenschaftliche For-
schungen und Erinnerungsberichte erbrachten immer mehr Details und Tiefen-
schärfe. Mit den Publikationen über die NS-Judenverfolgung und den veröffent-
lichten Zeugenberichten könnte man inzwischen wohl schon eine ganze Biblio-
thek füllen. Daß es dabei auch unterschiedliche Interpretationen, Erkenntnis-
fortschritte und somit auch Korrekturen bezüglich einzelner Faktenkomplexe
gibt, ist eine Selbstverständlichkeit. Das gehört zum Wesen historischer Erkennt-
nis.

Nun tritt aber in immer neuen Wellen und mit durchaus zunehmender
Lautstärke ein Netzwerk von Publizisten auf, die behaupten, man müßte die
geschichtlichen Erkenntnisse über den Holocaust einer grundlegenden Revisi-
on unterziehen, und zwar dahingehend, daß es diesen gar nicht gegeben habe.
Es handle sich hierbei um den Betrug des 20. Jahrhunderts. Die Vertreter dieser
Tendenz haben sich die Selbstbezeichnung „Revisionisten“ zugelegt und treten
mit sensationsheischendem Enthüllungsgestus und Wissenschaftlichkeitsan-
spruch zugleich auf.

2. Die Entwicklung der Holocaust-Leugnung

Die Leugnung des Holocaust war von Anfang an ein internationales Phänomen.
Das wahrscheinlich früheste Zeugnis dieser Tendenz sind die Schriften des
französischen Faschisten Maurice Bardèche, der 1947 die französische Kolla-
boration mit den deutschen Besatzern verteidigte und 1948 in einer Publikation
behauptete, die im Nürnberger Prozeß vorgelegten Dokumente zu den Konzen-
trationslagern seien zumindest teilweise gefälscht. Die Todesfälle in den Lagern
seien in erster Linie auf kriegsbedingte Entbehrungen wie Unterernährung und
Seuchen zurückzuführen8 .

Ins gleiche Horn stieß der ehemalige Kommunist und Sozialist Paul Rassinier,
der als Angehöriger der Résistance in Buchenwald und Dora inhaftiert gewesen
war und 1948 mit dem ersten einer Reihe von Büchern hervortrat, in denen er die
verheerenden Zustände in den Lagern vor allem den Funktionshäftlingen zur
Last legte und die Existenz einer gezielten Vernichtungspolitik gegen Juden
abstritt. Die amerikanische Historikerin Deborah Lipstadt macht auf eine interes-
sante Entwicklung in den Schriften Rassiniers aufmerksam: Habe er in seiner
Frühzeit noch behauptet, in den Gaskammern seien weniger Menschen umge-
bracht worden, als gemeinhin angenommen, so habe er später die Existenz von
Gaskammern schlechthin geleugnet9 . Einen Nachfolger haben Bardèche und
Rassinier in dem 1929 geborenen Literaturwissenschaftler Robert Faurisson
gefunden.

In den USA verbreiteten in den 50er Jahre antisemitische Kreise in Pamphle-
ten ohne irgendwelche Belege die Behauptung, die angeblich ermordeten
europäischen Juden seien als Einwanderer in die USA gekommen. Ein weiteres
„Argument“ lautete, die Behauptung von den fünf bis sechs Millionen Opfern
könne nicht wahr sein, da in Deutschland stets weniger als 600.000 Juden gelebt
hätten10 . Es ist natürlich ein äußerst plumper Trick, die Eroberung weiter Teile
Osteuropas mit ihrer nach Millionen zählenden jüdischen Bevölkerung unter den
Tisch fallen zu lassen, er ist aber insofern aufschlußreich, als er die inzwischen
weitaus elaboriertere Propagandatechnik der Holocaust-Leugner illustriert: Durch
bewußte Entstellungen werden scheinbare Widersprüche in den Darstellungen
der seriösen Historiographie produziert.
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Eine Schlüsselfigur der Holocaust-Leugner war Harry Elmer Barnes, ein
isolationistisch eingestellter Historiker, der bereits die Beteiligung der USA am
Ersten Weltkrieg für einen Fehler gehalten und eine deutsche Kriegsschuld unter
anderem auf einer heftig bejubelten Vortragstournee durch Deutschland 1926
bestritten hatte. Auch am Zweiten Weltkrieg trug Deutschland nach Barnes Auffas-
sung keine Schuld. Diese These wurde durch David L. Hoggans Buch „Der
erzwungene Krieg“, das 1961 auch in einer deutschen Ausgabe im Tübinger
Grabert-Verlag erschien, vertreten. Seine offenbar unter dem starken Einfluß von
Barnes entstandene These, das Dritte Reich sei von Polen und England gleichsam
in den Krieg gezwungen worden, wurde von der Fachkritik indes unisono zurück-
gewiesen und seine Darstellung als tendenziöses Machwerk entlarvt. In Hoggans
Buch gab es auch schon verschiedene Passagen, die die nationalsozialistische
Judenverfolgung verharmlosten11 .  Unter dem Einfluß von Faurisson, von dessen
Schriften er einige ins Englische übersetzte, wurde Harry Barnes schließlich zum
offenen Holocaust-Leugner, der 1968 mit der Behauptung an die Öffentlichkeit trat,
israelische Politiker würden sich durch „nichtexistente, mysteriöse, eingebildete
Leichen [...] Milliarden von D-Mark erschleichen“12 .

Auch in Deutschland hatte sich die NS-apologetische Literatur zunächst auf den
Versuch konzentriert, das Hitler-Regime von der Verantwortung für die Auslösung
des Zweiten Weltkriegs reinzuwaschen. Doch die Behauptungen von der  Friedens-
liebe oder  Normalität des NS-Regimes konnten angesichts des Massenmords an
den europäischen Juden nie sehr viel an Glaubwürdigkeit gewinnen. Eine Ausein-
andersetzung mit dem Holocaust war daher unvermeidbar13 . Sie setzte in den 70er
Jahren ein. Es erschien eine ganze Reihe von Publikationen, in denen die Faktizität
des Holocaust bestritten wurde, so 1970 das „Hexeneinmaleins der Lüge“ von
einem gewissen Emil Aretz und 1973 „Die Auschwitzlüge“, ein „Erlebnisbericht“ des
rechtsradikalen Aktivisten Thies Christophersen, der 1944 als landwirtschaftlicher
SS-Sonderführer im KZ Auschwitz eingesetzt gewesen war und daraus eine
unversale Kompetenz bezüglich des Lagers ableitete. Ausländische Holocaust-
Leugner verstärkten die Tendenz. 1976 veröffentlichte der Dozent für Elektrotech-
nik und Computerwissenschaft an der Northwestern University von Evanston/
Illinois, Arthur R. Butz, das Buch „The Hoax of the Twentieth Century“, das ein Jahr
darauf unter dem Titel „Der Jahrhundert-Betrug“ in Deutschland erschien. 1979
schließlich gab der bereits erwähnte Grabert-Verlag in Tübingen das Buch „Der
Auschwitz-Mythos“ des Hamburger Finanzrichters Wilhelm Stäglich heraus.

Stützte sich Thies Christophersens Auschwitz-Idyll noch ganz auf die bean-
spruchte Autorität des Augenzeugen, so wurde in späteren Publikationen mehr
Wert auf den Anschein der Wissenschaftlichkeit gelegt. Subtiler als die oben
erwähnte Aufrechnung der Zahl der jüdischen Bürger Deutschlands mit der der
Holocaust-Opfer waren die neuen Methoden allemal, aber immer noch brachial
genug. So „analysierte“ Wilhelm Stäglich das von ihm zur Fälschung erklärte
Protokoll der Wannsee-Konferenz mit einer höchst eigenwilligen Methode. Alle
Sätze, die trotz der benutzten verschlüsselten Sprache ziemlich eindeutig auf die
Vernichtungsabsichten hinwiesen, werden schlichtweg für sinnwidrig und daher
fälschungsverdächtig erklärt, und die Methode, dies zu belegen, hat Stäglich auch
gleich zur Hand: „Im übrigen läßt sich auch hier wieder die Probe aufs Exempel
machen, in dem man die fragwürdigen Sätze aus der Niederschrift streicht.“14

Damit, so Stäglich, offenbare sich der eigentliche Zusammenhang. Solchermaßen
frisiert, zeugt das Protokoll schließlich nur noch von den fürsorglichen Bestrebun-
gen des NS-Regimes, den Juden neuen Lebensraum im Osten zu verschaffen. Ein
jüngeres „Standardwerk“ ist schließlich das 1993 erschienene Buch „Der Holocaust-
Schwindel“ des Schweizers Jürgen Graf15 .
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3. Einflüsse und Aufwertungen

Auch wenn diese Art von Geschichtspropaganda wohl im wesentlichen nur den
engeren Kreis der Gläubigen und Leichtgläubigen erreichte, blieben die Bemü-
hungen der Holocaust-Leugner nicht ganz ohne Resonanz über ihre  Zirkel
hinaus. 1977 erschien das Buch „Hitler´s War“ des britischen Publizisten David
Irving, in dem dieser behauptete, der systematische Massenmord an den
europäischen Juden sei auf Himmlers Initiative und ohne Wissen Hitlers initiiert
worden16 . Irving, der sich als historischer Autodidakt einen gewissen Ruf durch
seine erste Publikationen und vor allem durch seine teilweise abenteuerlichen
Methoden bei der Suche nach verschollenen Quellenbeständen gemacht hatte,
glitt zunehmend in das rechtsradikale Lager ab, von dem er schon Anfang der
80er Jahre durch Preisverleihungen heftig umworben wurde, und trat insbeson-
dere seit 1989 auf einer Vielzahl von Veranstaltungen rechtsextremer Organisa-
tionen in Deutschland als Leugner des Holocaust auf, bis Ende 1993 die
bayerische Landeshauptstadt München seine Ausweisung erreichte17 .

Im Jahr 1978 hatte der renommierte Frühneuzeithistoriker Helmut Diwald in
seinem Versuch einer Gesamtdarstellung der „Geschichte der Deutschen“ die
These vertreten, „eins der grauenhaftesten Geschehnisse der Moderne“ sei
„durch bewußte Irreführungen, Täuschungen, Übertreibungen für den Zweck
der totalen Disqualifizierung eines Volkes“ ausgebeutet worden. Diwald be-
hauptete, bei den im KZ Dachau installierten Gaskammern handele es sich um
Attrapen, zu deren Bau das amerikanische Militär nach der Kapitulation inhaftier-
te SS-Angehörige gezwungen hätte. In Auschwitz-Birkenau habe es so hohe
Sterblichkeitsziffern gegeben, weil dort die nicht arbeitsfähigen Häftlinge kon-
zentriert worden seien. Himmler habe sich bemüht, die Todesrate zu senken.
Unter dem Topos der „Endlösung“ sei zunächst die Auswanderung oder die
Evakuierung der Juden in den Osten zu verstehen gewesen. „Was sich in den
folgenden Jahren tatsächlich abgespielt hat, ist in den zentralen Fragen immer
noch ungeklärt“, schrieb Diwald18 .  Auch wenn sich seine Behauptungen leicht
widerlegen ließen – so liegen etwa über den Bau der Gaskammern im KZ
Dachau, die allerdings nie zu dem geplanten Einsatz kamen, zeitgenössische
Baupläne aus den vierziger Jahren sowie Zeugenaussagen vor19 , und was sich
in Auschwitz-Birkenau abgespielt hatte, wußten auch Nichthistoriker spätestens
seit dem großen Frankfurter Auschwitz-Prozeß von 1963 bis 1965 genauer als
der Erlanger Ordinarius Diwald, – auch wenn seine Behauptungen also jeglicher
Basis entbehrten und er seiner vor allem auf seine Studien zur frühen Neuzeit
gegründeten wissenschaftlichen Reputation einen kaum wiedergutzumachen-
den Schaden zugefügt hatte, wurde Diwald von den marginalisierten Holocaust-
Leugnern als Bundesgenosse, der einen Brückenkopf im Lager der akademi-
schen Historiographie darstellte, gefeiert. In einer 1994 erschienenen Gedenk-
schrift für Diwald fanden Kollegen und Freunde Diwalds, aber auch rechts-
konservative und einschlägig bekannte rechtsradikale Autoren einträchtig zu-
sammen20 . Kritiker von Diwalds Geschichtsklitterungen werden in diesem Band
persönlich herabgewürdigt21 , während  Wilhelm Stäglich für die quellenkritischen
„Meisterleistungen“ seines „Auschwitz-Mythos“ überschwengliches Lob ernte-
te22 . Auch Wigbert Grabert, Verleger sowohl von Stäglichs Machwerk als auch
der Gedenkschrift für Diwald, steuerte zu letzterer einen Beitrag bei, in der er die
produktive Zusammenarbeit mit Diwald pries23 .

1996 kam es in München zu einem Skandal, als die Presse über Äußerungen
des Dozenten des Geschwister-Scholl-Instituts für Politische Wissenschaft,
Erwin Adler, in einer Vorlesung zur Ideologie des Nationalsozialismus berichtete.
Er hatte zur Frage, ob es systematische Judenvergasungen gegeben habe
erklärt: „Ich muß mich hier der persönlichen Meinung enthalten, ich  weiß es
einfach nicht, ich war nicht dabei.“24  Während die Institutsleitung und das
Dekanat der Sozialwissenschaftlichen Fakultät hier offenbar keinen Anlaß zum
Eingreifen sahen, untersagte die Universitätsleitung Adler die Fortführung seiner
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Vorlesung25 . In der Folge dieser Vorgänge kam auch der Dekan der Sozialwissen-
schaftlichen Fakultät, Hans Wagner, ins Gerede, der erklärt hatte, die Adler´schen
Ausführungen seien weder straf- noch disziplinarrechtlich relevant, sondern ledig-
lich von mangelnder Sensibilität geprägt. Das ganze sei eine Geschmacksfrage. Es
waren jedoch weniger diese Beschwichtigungsversuche als sein eigener Beitrag in
der Gedenkschrift für Hellmut Diwald, die Hans Wagner ins Kreuzfeuer der Kritik
geraten ließen. Neben einer pauschalen und für einen Kommunikationswissen-
schaftler argumentativ erstaunlich dürftigen Schelte der gegenwärtigen Medien,
entfaltete die Wagner hier in offenkundig entschuldigender Absicht die These, die
deutsche Bevölkerung hätte das Verbrecherische an Hitlers Politik nicht erkennen
können, da sie ausschließlich  auf die Informationen der nationalsozialistischen
Presse angewiesen gewesen sei. Auf die Informationen und die Realitätserfahrung
des Widerstands und der Verfolgten geht er dabei nicht ein26 .

Zur Aufwertung der Holocaust-Leugner hat auch der durch bedeutende For-
schungen ausgewiesene Historiker Ernst Nolte beigetragen. Bereits 1980 hatte er
sich in einem Vortrag bei der Carl-Friedrich-Siemens-Stiftung lobend auf Hoggans
Buch „Der erzwungene Krieg“ bezogen27  und David Irvings in „Hitler´s War“
vorgebrachte These vom „Vernichtungswillen“ der alliierten Kriegsgegner schon
vor den Nachrichten von der Judenvernichtung unterstrichen, indem er auf die
Erklärung von Chaim Weizmann vom September 1939 verwies, wonach die Juden
auf der ganzen Welt in diesem Krieg auf der Seite Englands kämpfen würden. Diese
Erklärung vermöge, so Nolte, die These zu begründen, „daß Hitler die deutschen
Juden als Kriegsgefangene behandeln und d. h. internieren durfte“28 . Inwiefern das
auch für Frauen und Kinder galt, blieb in diesem geschichtlich weitausholenden
Vortrag ebenso offen wie die Tatsache unerwähnt, daß die deutschen Juden schon
vor Kriegsbeginn, nämlich seit der „Reichskristallnacht“ aus dem Wirtschaftsleben
weitgehend ausgeschlossen und diejenigen, die ihre beruflichen Stellungen verlo-
ren hatten, zu Zwangsarbeit verpflichtet waren. Noltes später in modifizierter Form
erneut vorgetragene Thesen wurden dann Mitte der achtziger Jahre zum zentralen
Auslöser des Historikerstreits, auf den hier nicht näher einzugehen ist.

Ernst Nolte ist kein Holocaust-Leugner, und er ist klug genug, die Manipulatio-
nen und Entstellungen der Vertreter dieser Richtung zu erkennen29 . Dennoch
scheut er davor zurück, den propagandistischen Charakter des von diesen Kreisen
hervorgebrachten Schrifttums klar zu benennen. Mit der Feststellung der „radikale
Revisionismus“ sei „das genaue Gegenbild zu der etablierten Literatur“30  stellt er
diesen auf eine Stufe mit der wissenschaftlichen Zeitgeschichtsforschung. Durch
diese Neubezeichnung der Holocaust-Leugner und ihre unangemessene Gleich-
stellung mit der seriösen Geschichtsschreibung soll offenbar Raum für eine dritte
Position, wohl so etwas wie einen „gemäßigten Revisionismus“ geschaffen werden,
der sich indes vor allem dadurch auszeichnet, daß er einzelne typische und
historisch nicht haltbare Denkfiguren der als „radikale Revisionisten“ bezeichneten
Holocaust-Leugner in Form von Behauptungen und Hypothesen ohne kritische
Prüfung aufgenommen hat.

4. Propagandistische Strategien und Wissenschaftsmimikry

Tatsächlich handelt es sich bei der Holocaust-Leugnung aber nicht um irgendeine
Form von Wissenschaft, auch nicht um die Vertretung aufgrund von Irrtümern
entstandener Thesen, sondern um eine spezifische Form politischer Propaganda,
deren Ausgangspunkt und Zweck der Antisemitismus ist.

Bezeichnend für die Holocaust-Leugner ist, daß sie eine enorm große Gruppe
von Zeugenaussagen zu dem von ihnen bestrittenen Geschehen von vornherein
nicht heranziehen und ablehnen, nämlich die vielen Aussagen der Überlebenden
des Holocaust, die sich in Prozeßmaterialen, wissenschaftlichen Arbeiten, Erinne-
rungen sowie Ton- und Filmaufzeichnungen niedergeschlagen haben. Selbstver-
ständlich hat der historiographisch Arbeitende jede Aussage quellenkritisch zu
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prüfen. Die pauschale Verwerfung einer ganzen Gruppe von Zeugnissen hat
indes damit nichts zu tun. Es gibt nur einen Grund, bei der Befassung mit dem
Holocaust die Aussagen der jüdischen Überlebenden generell zu ignorieren
oder sie in Bausch und Bogen abzulehnen, nämlich die Annahme, Juden würden
über dieses Geschehen bewußt und koordiniert die Unwahrheit verbreiten. Am
Anfang steht also hier das antisemitische Stereotyp von einer jüdischen Welt-
verschwörung zur Beherrschung und Ausbeutung der  Nichtjuden, das auch
den Kern der NS-Ideologie bildete, nicht eine unvoreingenommene Suche nach
historischer Wahrheit. Auch ein antisemitisch Vorbelasteter Interessierter würde
indes, den ehrlichen Willen zur Erkenntnis vorausgesetzt, selbst unter Außer-
achtlassung der Aussagen der Verfolgten aufgrund der Aussagen von Beteilig-
ten der Täterseite und der Masse der überlieferten Dokumente die Absurdität der
holocaustleugnerischen Propaganda erkennen müssen. Woran es bei den
Holocaust-Leugnern allerdings fehlt, ist eben der ehrliche Wille zur Erkenntnis.
Zu Recht hat Hermann Graml erklärt, den Leugnern des Holocausts und des
Massenmordes in Auschwitz könne subjektive Aufrichtigkeit nicht zugebilligt
werden31 . Mit Blick auf die Aussagen von Wilhelm Stäglichs „Auschwitz-Mythos“
stellte Graml zutreffend auch für dessen Vorläufer und Nachfolger fest: „Nun
mag man dem Besitzer einer hochentwickelten politischen Wahnvorstellung –
und überzeugter rassistischer Antisemit ist Stäglich – so manche Torheit zutrau-
en, die in evidentem Widerspruch zur Realität steht. Daß aber das „internationale
Judentum“ eine gigantische Fälscherwerkstatt eingerichtet hat, in der zahllose
Dokumente der unterschiedlichsten Herkunft exakt im unverwechselbaren Stil
des jeweils angegebenen Verfassers oder der jeweils genannten Dienststelle
fabriziert wurden, daß das „Weltjudentum“ zugleich eine Vertriebsorganisation
schuf, die es fertig brachte, alle diese Fälschungen ins Bundesarchiv, ins
Freiburger Militärarchiv, in die National Archives der USA und in viele sonstige
Archive des In- und Auslandes zu schleusen [übrigens, wie man aus heutiger
Sicht hinzufügen muß auch in das bis 1992 völlig unzugängliche Moskauer
Sonderarchiv, das deutsche Beuteakten aufbewahrt – JZ], daß es dem Juden-
tum ferner gelungen ist, alle die nach dem Krieg in Endlösungs-Prozessen
Angeklagten um ihr Leben zittern und zumindest den Massenmord bestätigen,
oft sogar die eigene Beteiligung eingestehen zu lassen, daß die „internationale
jüdische Verschwörung“ schließlich mächtig genug ist, den Justizapparat der
Bundesrepublik zu einer ganzen Serie von Prozessen über imaginäre Verbre-
chen und dabei auch noch zur Ermordung eines angeblich nicht aussage-
willigen SS-Sturmbannführers zu zwingen (der in der Untersuchungshaft Selbst-
mord beging) – an all diese Leistungen zu glauben, kann Wilhelm Stäglich nicht
abgenommen werden.“32

In der Tat – wer den verschwörungstheoretischen Gedankengängen der
Holocaust-Leugner zu folgen versucht, findet sich ständig in Sackgassen
wieder. Wenn die Prozesse wegen NS-Verbrechen tatsächlich politisch gesteu-
ert sind, wieso steht dann einer Zahl von rund 100.000 von deutschen Staatsan-
waltschaften erhobener Beschuldigungen die relativ geringe Zahl von 6.000
Verurteilungen, davon eine große Zahl in minderschweren Fällen, gegenüber33 ?
Wenn angeblich so viele Dokumente über das Dritte Reich und den Holocaust
gefälscht sind, warum wurden dann die angeblichen „Hitler-Tagebücher“ als
Fälschung entlarvt?  Und eine Mühe haben sich die Holocaust-Leugner nie
gemacht, nämlich dem Verbleib der Holocaust-Opfer nachzugehen, von denen
Millionen namentlich bekannt sind.

Die Unredlichkeit der Holocaust-Leugner zeigt sich auch in vielem anderen.
So werden angebliche Aussagen internationaler Institutionen in die Welt gesetzt
und selbst dann noch weiterverbreitet, wenn sie von den angeblichen Urhebern
längst dementiert wurden. Ein Beispiel ist die Behauptung, die UNO oder das
Internationale Rote Kreuz hätten festgestellt, in der Zeit des Dritten Reichs seien
nur 200.000 Juden gestorben34 . Besonders aufmerksam achtet man auf angeb-
liche oder tatsächliche Fehler in den seriösen Darstellungen. So wurde etwa die
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Tatsache, daß die im KZ Dachau errichtete Gaskammer nie für Massenvergasungen
benutzt wurde, von der Nationalzeitung des Dr. Frey mindestens schon ein halbes
Dutzend Mal als „Gaskammerlüge“ entlarvt, obwohl eine irrtümliche Information, die
von der Nutzung der Gaskammer ausgegangen war, bereits in den fünfziger Jahren
korrigiert wurde und die Beschriftung in der KZ-Gedenkstätte auf die historischen
Tatsachen hinweist. Man zieht es vor, so etwas nicht zur Kenntnis zu nehmen.
Regelmäßig stößt man in Schriften der Holocaust-Leugner auf die Entstellung von
Quellen, u.a. durch aus dem Zusammenhang gerissene und verdrehte Zitate.
Besonders pikant ist dabei, daß solche Praktiken dabei nicht selten der seriösen
Historiographie zugeschrieben werden, verbunden mit dem Hinweis, der Durch-
schnittsleser sei solchen Manipulationen ja hilflos ausgeliefert, weil einschlägige
Quellenwerke, wie die publizierten Serien der Nürnberger Prozeßdokumente ja nur
in wenigen Spezialbibliotheken zugänglich seien35 . Ob solche Einschübe der
Selbstberuhigung der rechtsextremen Manipulateure dienen? In jedem Falle hat
man es mit einer Verhaltensweise zu tun, die in der Psychologie als Projektion
bezeichnet wird. „Nur ein Ich, das seine Fähigkeit, die Realität in richtiger Weise zu
prüfen bereitwillig aufgibt, wird sich die ausgedehnte Anwendung dieser Abwehr
gestatten“, stellt der Psychoanalytiker Charles Brenner hierzu fest36 .

Diese Bereitwilligkeit geht neuerdings bis hin zu umfangreichen Quellen-
fälschungen. So vertreibt der einschlägig bekannte Druffel-Verlag in Berg am
Starnberger See, dessen Eigentümer der wegen Volksverhetzung vorbestrafte
Gerd Sudholt ist, unter dem Titel „Geheimakte Gestapo-Müller“ ein zweibändiges
Werk, das angeblich Aufzeichnungen von Gesprächen des Chefs der Gestapo,
Heinrich Müller, mit einem amerikanischen Geheimdienst-Agenten enthält, die
1948 in der Schweiz geführt worden sein sollen37 . Müller, dessen Schicksal am
Kriegsende nie zweifelsfrei geklärt werden konnte, sei, so heißt es in der Einleitung,
in der Nacht vom 29. auf den 30. April unter Mitnahme einer großen Menge von
Dokumenten mit einem Flugzeug in die Schweiz geflüchtet und habe sich dort
niedergelassen38 . Tatsächlich ist Müller noch am 1. und 2. Mai von insgesamt sechs
Augenzeugen in der Reichskanzlei beobachtet worden39 . Die Aussagen des
angeblichen Müller, als deren Herausgeber ein US-Bürger namens Gregory Douglas
firmiert, stecken voller Verharmlosungen der NS-Vernichtungspolitik und zugleich
voll von Herabwürdigungen der Opfer des NS-Regimes. Der angebliche „Müller“
tischt fast alle gängigen rechtsextremen Legenden auf, die so mit der Autorität des
Akteurs und Besitzers von Dokumenten und dem innersten Zirkel der Macht ver-
sehen werden sollen. Um nur ein Beispiel zu nennen, behauptet Gregory Douglas´
Kunstfigur, das Massaker von Babi Yar sei von einer ukrainischen Miliz begangen
worden  und habe rund 3.000 Opfer gefordert . Der Anführer der Milizen sei später
wegen Ungehorsams erschossen worden40 . Tatsächlich wurden in der Schlucht
bei Kiew vom (deutschen) Sonderkommando 4a über 33.000 Juden erschossen.
Anders als in früheren Werken der rechtsextremistischen Geschichtsfälscher, die
sich auf scheinbare Widersprüche in den Darstellungen der seriösen Historiographie
kaprizierten, wird hier unter der Camouflage eines Zeugenberichts, offen und
plump eine Unwahrheit in die Welt gesetzt, die den reichlich erhaltenen zeitgenös-
sischen Quellen Hohn spricht41 . Die Reihe der Beispiele ließe sich fortsetzen.

Die Fabrikanten der angeblichen Müller-Aussagen haben sich allerdings in
allerlei Widersprüche verheddert. Der fingierte Müller erklärt, er habe den Bischof
von Münster, Graf von Galen, geschützt, als er die Euthanasie kritisierte, weil er
selbst eine geistig behinderte Tochter habe. Tatsächlich lebt diese in München und
ist keineswegs geistig behindert42 . Im Vorwort klagen Herausgeber und Verleger
einerseits, keine Institution und keine Archiv der Welt sei bereit, die angeblichen
Müller-Dokumente der Öffentlichkeit zugänglich zu machen, zugleich wird erklärt,
man werde Historiker, die doch nur auf ihren eigenen Vorteil bedacht seien, und
deutsche Beamte nicht an die Akten heranlassen43 .

Das Vorwort der Publikation enthält, wie in wissenschaftlichen Werken üblich,
eine Reihe von Danksagungen, allerdings mit dem kleinen Unterschied, daß es ein
russisches Archiv mit der Bezeichnung, die dort genannt wird, nicht gibt und auch
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nicht gegeben hat und daß ein „Dr. Waldo Heinrichs“, dem als Mitarbeiter der
Zentralen Stelle in Ludwigsburg, gedankt wird, bei dieser Einrichtung, die
Vorermittlungen bei NS-Verbrechen führt, nie tätig war44 . Die Liste der Lügen und
Absurditäten ließe sich fortsetzen.

Die Holocaust-Leugnung hat mit Wissenschaft nicht das geringste zu tun,
auch wenn ihre Anhänger mit einem erstaunlichen Eifer Wissenschaftsmimikry
betreiben, Bücher und sogar eigene Zeitschriften herausgeben und in den USA
ein „Institute for Historical Review“ unterhalten. Das gilt im übrigen auch für die
jüngsten Versuche der Holocaust-Leugner, ihren Aussagen mittels naturwissen-
schaftlicher Verfahren Glaubwürdigkeit zu verschaffen. Der als Gaskammer-
Experte firmierende Amerikaner Fred Leuchter und der Chemiker Germar Rudolf
haben in den achtziger und neunziger Jahren Gesteinsproben aus Auschwitz
untersucht bzw. untersuchen lassen und die Tatsache, daß dabei keine Rück-
stände des Giftgases Zyklon B gefunden wurden, als Beweis dafür gewertet, daß
in Auschwitz angeblich nie Vergasungen stattgefunden haben. Mehrere Exper-
ten, darunter Pharmakologen und Chemiker, haben die Untersuchungen inzwi-
schen detailliert kritisiert und widerlegt. Insbesondere wurde auf die Flüchtigkeit
und chemische Instabilität des Gases hingewiesen, die es fast ausgeschlossen
erscheinen lassen, daß es nach Jahrzehnten noch in Wänden nachzuweisen
sein soll, die ja keineswegs hermetisch abgeschlossen waren45 .

An den sogenannten Rudolf-Gutachten ist besonders der Entstehungs-
zusammenhang interessant, der auf die historische Kontinuität des Rechtsextre-
mismus verweist. Rudolfs Elaborat sollte als Expertise in einem Gerichtsverfah-
ren gegen den rechtsextremen Propagandisten Otto Ernst Remer dienen. Dieser
hatte noch in der Zeit des Dritten Reichs eine verhängnisvolle Rolle gespielt. Er
war Kommandeur des Berliner Wachregiments „Großdeutschland“, das die
Verschwörer zur Abriegelung des Regierungsviertels einsetzen wollten. Remer
nahm aber Kontakt mit Goebbels auf, wurde telefonisch mit dem überlebenden
Hitler verbunden und folgte schließlich dessen Befehl, den Aufstand niederzu-
schlagen. Bereits in der Frühzeit der Bundesrepublik wurde Remer zu einem
Exponenten des Neonazismus46 .

Es gibt in wahrscheinlich Technikgläubige, die meinen, eine These, die
historisch unhaltbar ist, lasse sich auf naturwissenschaftlichem Weg dennoch
erhärten, aber das ist eine Illusion. Die Wirklichkeit ist eine Einheit, und der
Amoklauf gegen die Wirklichkeit, wie Martin Broszat die Bestrebungen der
Holocaust-Leugner genannt hat47 , ist zum Scheitern verurteilt. Der Zusammen-
bruch der beiden großen ideologiegeleiteten Systeme des 20. Jahrhunderts ist
eine eindrucksvolle Bestätigung dafür. Aber wir wissen auch, welche immensen
Kosten an Leid und Menschenleben diese ideologischen Großversuche geko-
stet haben. Es reicht daher nicht, auf die Absurdität des ideologischen Denkens
zu verweisen.

Ideologisches Denken blendet unangenehme Aspekte der Wirklichkeit aus
– um aber dennoch ein vollständiges Weltbild zu erhalten, werden Surrogate
gesucht, für gewöhnlich Sündenböcke, auf die die ganze Wut über die Defizite
projeziert wird, die die eigene Weltsicht aufweist. Irgendjemand muß schließlich
daran schuld sein, daß die Welt nicht so funktioniert, wie man sie sich vorstellt.
Und die zu Sündenböcken Auserkorenen bekommen diese Wut zumeist auch zu
spüren, wenn nicht gesellschaftliche Vorkehrungen dagegen getroffen werden.

5. Konsequenzen

Zu diesen gesellschaftlichen Vorkehrungen gehört insbesondere auch die
strafrechtliche Ahndung der Holocaust-Leugnung und die Indizierung entspre-
chender Schriften. Von seiten der Holocaust-Leugner ergeht ein ständiger Strom
an Klagen, damit werde freie Forschung und Meinungsäußerung unterbunden.
Dies ist natürlich in hohem Maße eine juristische Frage und wird in verschiedenen
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Ländern unterschiedlich gesehen. Der Bundesgerichtshof und das  Bundesverfas-
sungsgericht haben sich 1994 mit der juristischen Problematik beschäftigt und im
wesentlichen die gängige Praxis bestätigt48 .

Man muß indes kein Spitzenjurist sein, um das fadenscheinige Freiheitspathos
der Holocaust-Leugner als Heuchelei zu erkennen: Die von den Menschenrechts-
deklarationen und dem Grundgesetz garantierte Forschungsfreiheit bezieht sich
auf wissenschaftliche Untersuchungen. Diese gehen von Hypothesen aus, die
kritisch geprüft, und je nach den empirischen Ergebnissen modifiziert, bestätigt
oder verworfen werden. Die Holocaust-Leugner wenden ein anderes Verfahren an:
Sie gehen von antisemitischen Vorurteilen aus, die die Zurkenntnisnahme der
Zeugnisse der Verfolgten von vorneherein ausschließt, und sie verwerfen auch alle
übrigen Quellen und Zeugnisse, die ihrer vorgefaßten Sichtweise entgegenstehen.
Als „Resultat“, wenn man das so nennen kann, kommen sie zu einer Theorie, die
wiederum eine bösartige jüdische Weltverschwörung beinhaltet. Man geht also – in
der Absicht ihn zu bestätigen – vom Antisemitismus aus und landet, wenig über-
raschend, wieder beim Antisemitismus. Den Umweg über die Pseudo-Auseinan-
dersetzung mit den NS-Verbrechen kann man sich allerdings nicht sparen. Das
Wissen um den Holocaust und die Empörung über die Ungeheuerlichkeit dieser
Verbrechen sind ein massives Hindernis für die Versuche alter und neuer Antisemi-
ten, erneut an Einfluß zu gewinnen. Überdies müßte das antisemitische Weltbild, in
dem die Nichtjuden die tückisch hintergangenen Opfer sind, an der Realität der
grausamen Verfolgungen und der Hilf- und Wehrlosigkeit der tatsächlichen Opfer
zerschellen, wenn seine Verfechter sich denn dieser Realität stellen würden. Dem
Antisemitismus bleibt heute daher keine andere Ausflucht, als die Leugnung des
Holocaust, womit er zugleich die vielleicht höchste Steigerung seiner Irrationalität
erreicht hat.

Antisemitische Propaganda kann für sich auch nicht den Schutz der Meinungs-
freiheit beanspruchen. Die liberal-demokratischen Freiheitsrechte beruhen auf der
Erkenntnis der gleichen Würde aller Menschen. Antisemitismus ist ein Angriff eben
darauf. In der speziellen Form der Holocaust-Leugnung ist er eine Attacke auf die
Überlebenden und die Nachkommen der Verfolgten, deren Leiden und Verluste
geleugnet werden, ja denen in letzter Konsequenz die Existenz ihrer Eltern und
Geschwister abgesprochen wird, die sie in Auschwitz und anderswo verloren
haben.

Es ist daher richtig, daß der Staat hier mit seinen Mitteln Grenzen zieht, und es
ist auch richtig, daß sie dies seit den achtziger Jahren nicht mehr nur auf Antrag von
NS-Verfolgten oder ihren Angehörigen tut, sondern die Holocaust-Leugnung zum
Offizialdelikt gemacht hat. Darin spiegelt sich die Einsicht wider, daß antisemitische
Agitation sich nicht nur gegen jüdische Bürger, sondern gegen die Fundamente der
Demokratie richtet. Klare Grenzen zu ziehen, sind auch alle jene aufgefordert, die
als Pädagogen oder in anderer Funktion mit Jugendlichen zu tun haben, die von
rechtsextremer Propaganda beeinflußt sind. Holocaust-Leugnung ist nicht tolera-
bel, weil es Toleranz auf Kosten der Menschenwürde nicht gibt.

Generell sind strafrechtliche und andere Sanktionen gegen Hasspropaganda –
und nichts anderes ist die Holocaust-Leugnung – legitim und notwendig. Damit
allein ist es allerdings nicht getan. Die offene und systematische Leugnung des
Holocaust beschränkt sich nach wie vor im wesentlichen auf einen „lunatic fringe“,
eine „verrückte“ Randgruppe der Gesellschaft, die mittels Sanktionen davon
abgehalten werden kann, allzu großen Schaden anzurichten; die Holocaust-
Leugnung aber berührt zugleich einen zentralen Problembereich unserer Gesell-
schaft und zeitigt daher durchaus auch Wirkungen, die über den „lunatic fringe“ hin-
ausreichen.

Die Leugnung des Holocaust eignet sich in besonderer Weise als Brücken-
ideologem, das die verschiedenen, untereinander konkurrierenden Strömungen
des Rechtsextremismus mit einem gemeinsamen Feindbild ausstattet und so auf
einer grundsätzlichen Ebene integriert. Antisemitische Einstellungen und Ressen-
timents sind aber zudem in einem nicht unerheblichen Maße über die vergleichs-
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weise engen Zirkel des organisierten Rechtsextremismus hinaus verbreitet. Die
Holocaust-Leugnung, zumal sie im Kostüm der Wissenschaft auftritt, bietet der
rechtsextremen Propaganda daher größere Chancen, Gehör und Resonanz zu
finden, als nostalgischer Uniformkult oder Deutschtümelei dies je vermöchten.
Dies um so mehr, als das Wissen um den Holocaust gesellschaftlich nur ober-
flächlich verankert ist. Häufig wird die Stellung hierzu eher durch gängige
Konventionen als durch tatsächliche Kenntnis bestimmt. Gerade in jüngster Zeit
kann man des öfteren Verurteilungen des NS-Regimes und Bekundungen des
Mitleids mit seinen Opfern hören, die in einem Atemzug mit der Mahnung
verbunden werden, nun sei es aber genug mit den finanziellen Forderungen der
Juden. Wie vielen Bundesbürgern ist beispielsweise wohl wirklich bewußt, daß
es bei den Auseinandersetzungen mit Banken und Versicherungen um die
Rückerstattung von vorenthaltenem Eigentum geht?

Ein zunehmend grassierender postmoderner Pseudopluralismus, der Aus-
sagen nach ihrem Effekt und nicht nach ihrem Gehalt beurteilt, beginnt, den
verantwortungsvollen Umgang mit der Geschichte zu unterlaufen und läuft Ge-
fahr, zur Aufwertung der Holocaust-Leugner beizutragen. So hat es beispiels-
weise ein offenbar von dem Bestreben, ja nichts zu verpassen, arg getriebener
Feuilletonredakteur einer wichtigen liberalen deutschen Tageszeitung im ver-
gangenen Jahr tatsächlich fertiggebracht, einen verschrobenen Artikel des vom
Links- zum Rechtsextremisten mutierten Horst Mahler ins Blatt zu heben, in dem
Mahler wegen Volksverhetzung verurteilte Holocaust-Leugner als „politische
Gefangene“ und „Märtyrer der nationalen Wiedergeburt Deutschlands“ apostro-
phierte, mehr noch, der Redakteur stellte diese Huldigung an die Neo-Nazi-
Szene auch noch in eine Ausgabe des Feuilletons, die einen Essay der Literatur-
wissenschaftlerin, Schriftstellerin und Auschwitz-Überlebenden Ruth Klüger
und eine Würdigung des Schriftstellers und Auschwitz-Überlebenden Elis Wie-
sel zu dessen 70. Geburtstag enthielt49 . Diese Art und Weise, Opfer von NS-
Verbrechen und die Claqueure ihrer Verfolger zusammenzuspannen, hat mit
Pluralismus soviel zu tun, wie die Arenen, in denen die Römer ihre Gladiatoren-
und Tierkämpfe abhielten, mit der Agora, auf der die Volksversammlungen der
athenischen Demokratie stattfanden.

Die populäre Parole „Anything goes“ ist eben keine Definition von Freiheit,
weil Freiheit etwas anderes ist als Beliebigkeit. Freiheit gibt die Möglichkeit und
fordert damit zugleich heraus zur Stellungnahme. Für uns in der Bundesrepublik
Deutschland bedeutet dies unter anderem, uns auch weiterhin der längst nicht
bewältigten Erblast des nationalsozialistischen Regimes zu stellen. Die Bedin-
gungen für Holocaust-Leugner sind am schlechtesten in einer Gesellschaft, die
diese unausweichliche Aufgabe offensiv angeht und die sich nicht scheut, die
politischen – und das heißt stets auch die finanziellen – Konsequenzen zu ziehen.
Eine solche Gesellschaft genießt zugleich den unschätzbaren Vorteil, nicht aus
Verdrängungsleistungen oder nationalistischen Legenden heraus, sondern auf
dem Boden der Wirklichkeit zu leben.

Anmerkungen
1 Raul Hilberg: Die Vernichtung der europäischen Juden. Frankfurt a. M. 1990, S. 1027 ff.  und S. 1044.
2 Ebenda S. 1046 ff.
3 Inge Aicher-Scholl: Die weiße Rose. Erweiterte Neuausgabe, Frankfurt a. M. 21982, S. 102. Tatsächlich
dürfte die Zahl der ermordeten polnischen Juden zum Zeitpunkt des Erscheinens des Flugblatts bereits
weit höher gewesen sein. Im Sommer 1942 befand sich die mit dem Tarnnamen „Aktion Reinhard“
versehene Ermordung der Juden aus dem sogenannten Generalgouvernement auf dem Höhepunkt.
Insgesamt fielen dieser Mord-aktion, die von März 1942 bis Oktober 1943 währte, mindestens 1,65
Millionen Menschen zum Opfer. Bemerkenswert ist, daß, obwohl sie über diese Vorgänge nicht im Detail
informiert sein konnten, die Studenten der Weißen Rose die Dimension und die schmachvolle
historische Bedeutung des nationalsozialistischen Judenmords erkannten und öffentlich benannten.
4 Hermann Graml: Auschwitz-Lüge und Leuchter-Bericht, in: Heiner Lichtenstein, Otto R. Romberg
(Hrsg.): Täter – Opfer – Folgen. Der Holocaust in Geschichte und Gegenwart. Bonn 1995, S. 91-100,
hier S. 93.



BPjS Sonderheft: Dokumentation der Jahrestagung 1999.....................15

5 Telford Taylor: Die Nürnberger Prozesse. Hintergründe, Analysen und Erkenntnisse aus heutiger Sicht.
München 1995, S 294 ff.
  6 Ebenda, S. 424.
  7 Graml, Auschwitz-Lüge, S. 95 f.
  8 Deborah E. Lipstadt: Betrifft: Leugnen des Holocaust. Darmstadt 1994, S. 72.
  9 Ebenda, S. 75.
10 Ebenda, S. 90.
11 Ebenda, S. 94 ff.
12 Zitiert nach Lipstadt, Leugnen, S. 100.
13 Graml, Auschwitz-Lüge, S. 95.
14 Wilhelm Stäglich: Der Auschwitz-Mythos. Legende oder Wirklichkeit. Tübingen 1969, S. 61.
15 Jürgen Graf: Der Holocaust-Schwindel. Vom Werden und Vergehen des Jahrhundertbetrugs.  Basel
1993.
16 David Irving: Hitler´s War. London u.a. 1977, siehe v.a. S. 576 u. 858.
17 Brigitte Bailer-Galanda, Wolfgang Benz, Wolfgang Neugebauer (Hrsg.): Die Auschwitz-Leugner.
„Revisionistische“ Geschichtslüge und historische Wahrheit. Berlin 1996, S. 347; Jens Mecklenburg
(Hrsg.): Handbuch deutscher Rechtsextremismus. Berlin 1996, S. 477.
18 Helmut Diwald: Geschichte der Deutschen. Frankfurt a. M. u.a. 1978, S. 165.
19 Vgl. hierzu: Barbara Distel: Leugnung und Diffamierung. Zum Konzentrationslager Dachau, in: Bailer-
Galanda u.a. (Hrsg.), Auschwitz-Leugner, S. 153-163.
20 Rolf-Josef Eibicht (Hrsg.): Hellmut Diwald. Sein Vermächtnis für Deutschland. Sein Mut zur Geschichte.
Tübingen 1994.
21 Armin Mohler: Die Rache der SS, in: ebenda, S. 110-120.
22 Robert Hepp: Richtigstellungen, in ebenda, S. 121-147, hier S. 127.
23 Wigbert Grabert: Der Hohenrain-Verlag dankt und ehrt Hellmut Diwald, in: ebenda, S. 535-537. Grabert
ist Gründer des Hohenrain-Verlags (1985) sowie Erbe des Grabert-Verlags. Die Gedenkschrift für Hellmut
Diwald erschien in ersterem, Stäglichs „Auschwitz-Mythos“ im Grabert-Verlag.
24 Rainer Stephan: Vorlesung der rechten Relativsätze, in: Süddeutsche Zeitung, 8.5.1996, S. 3.
25 Die Universität entzieht Erwin Adler den Lehrauftrag, in: Süddeutsche Zeitung, 21.5.1996, S. 33.
26 Hans Wagner: Zeitung und Geschichte, in: Eibicht (Hrsg.), Diwald, S. 315-331. Kurt Sontheimer: Eine
ganz spezielle Definition der Realität, in: Süddeutsche Zeitung, 4.11.1996, S. 46.
27 Ernst Nolte: Zwischen Geschichtslegende und Revisionismus? Das Dritte Reich im Blickwinkel des
Jahres 1980, in: „Historikerstreit“. Die Dokumentation der Kontroverse um die Einzigartigkeit der national-
sozialistischen Judenvernichtung. München 1987,  S. 13-35, hier S. 19.
28 Ebenda, S. 24.
29 Ernst Nolte: Die „Endlösung der Judenfrage“ in der Sicht des radikalen Revisionismus, in: ders.:
Streitpunkte. Heutige und künftige Kontroversen um den Nationalsozialismus.  Berlin u.a. 1993, S. 304-319,
hier S. 318 f.
30 Ebenda, S. 319.
31 Graml, Auschwitz-Lüge, S. 96.
32 Ebenda, S. 97.
33 Zu den Zahlenangaben siehe Raimond Reiter: 30 Jahre „Justiz und NS-Verbrechen“. Die Aktualität einer
Urteilssammlung. Frankfurt a. M. 1998, S. 12 f,
34 Martin Broszat: Vorbemerkung zu Ino Arndt, Wolfgang Scheffler: Organisierter Massenmord an Juden in
nationalsozialistischen Vernichtungslagern. Ein Beitrag zur Richtigstellung apologetischer Literatur, in:
Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 24 (1976), S. 105-135 (Vorbemerkung S. 105-112), hier S. 107.
35 Vgl. z.B. Ingrid Weckert: Feuerzeichen. Die „Reichskristallnacht“. Tübingen 1981, S. 97.
36 Charles Brenner: Grundzüge der Psychoanalyse. Frankfurt a. M. 1976, S. 91.
37 Gregory Douglas: Geheimakte Gestapo-Müller. Dokumente und Zeugnisse. Aus den US-Geheim-
archiven. Bd. 1, Berg am Starnberger See o. J. [1995], Bd. 2 o. J. [1996].
38 Douglas, Geheimakte Bd. 1, S. 30 f.
39 Andreas Seeger: „Gestapo-Müller“. Die Karriere eines Schreibtisch-Täters. Berlin 1996, S. 67-69.
40 Douglas, Geheimakte, Bd. 2, S. 124 und S. 127 f.
41 Vgl. zu den tatsächlichen Geschehnissen Helmut Krausnick, Hans-Heinrich Wilhelm: Die Truppe des
Weltanschauungskrieges. Die Einsatzgruppen der Sicherheitspolizei und des SD 1938-1942. Stuttgart
1981, S. 189f.
42 Douglas, Geheimakte Bd. 1, S. 180; Auskunft von Andreas Seeger; Am 17. 11. 1967 veröffentlichte die
Rheinische Post ein Interview mit Müllers Tochter, vgl. Seeger, „Gestapo-Müller“, S. 13.
43 Douglas, Geheimakte, Bd. 2, S. 11 und S. 38.
44 Douglas, Geheimakte, Bd. 1, S. 36.
45 Zum Leuchter- und zum Rudolf-Gutachten vgl. Josef Bailer: Die „Revisionisten“ und die Chemie, in:
Bailer-Galanda (Hrsg.), Auschwitz-Leugner S. 130-152.
46 Ebenda, S. 360 f.
47 Broszat, Vorbemerkung, S. 106.
48 Auszüge aus den Urteilen in: „Auschwitz-Lüge“. Wahrheit und Fälschung vor Gericht. Der Spiegel.
Dokument, 3, Mai 1994, S.  10 ff. und S. 13 ff.
49 Horst Mahler: Der Geheimagent des Weltgeistes, in: Süddeutsche Zeitung, 30.9.1998, S. 20. Ruth Klüger:
Kitsch ist immer plausibel, ebenda, S. 17. Eva-Elisabeth Fischer: Zeugnis ablegen. Zum 70. Geburtstag von
Elie Wiesel, ebenda, S. 18.  Der Feuilletonchef ließ diesem Fauxpas eine recht gewundene Distanzierung
folgen: Der Renegat, SZ,1.10.1999, S. 16



.....................BPjS-Sonderheft: Dokumentation der Jahrestagung 199916

Antisemitismus im Internet
Die Vernetzung der rechtsextremen Szene
von Juliane Wetzel

Verbote rechtsextremer Gruppierungen und Vereine haben zu einer Umstruktu-
rierung der Szene geführt, die sich nun loser autonomer Strukturen bedient.
Unterschiedliche Vorstellungen über die Umsetzung politischer Ziele haben
bisher die Vernetzung des Spektrums unmöglich gemacht, durch den Einsatz
moderner Medien scheint sie nun zur Realität zu werden. Allein die Anzahl der
rechtsextremen deutschen Homepages auf dem World Wide Web (WWW) ist in
den letzten drei Jahren von 30 (1996) auf über 300 (1999) gestiegen.1  Wobei die
Gefahr nicht nur in der Zunahme der Internet-Seiten liegt, sondern vor allem in
der professioneller und ansprechender gestalteten Form – gezielt werden
multimediale Effekte eingesetzt –, aber auch in der Vielseitigkeit, wie sich die
einzelnen Parteien bzw. Gruppen präsentieren.

Die Entwicklungen in den letzten Jahren haben gezeigt, daß sich das
rechtsextreme Spektrum zu einer Gegenkultur, einer Bewegung auszuweiten
beginnt, die sich an sozialdarwinistischen Auffassungen orientiert und die
freiheitlich-demokratische Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland
bekämpft, die als fremdbestimmt empfunden wird. Der damit einhergehende
Rassismus richtet sich nicht nur gegen Ausländer und Menschen anderer
Hautfarbe, sondern auch gegen Juden, die nicht Teil der völkisch definierten
deutschen Nation sein können, sie aber vermeintlich von außen bestimmen.

Deshalb spielt der Antisemitismus im nationalen und internationalen Rechts-
extremismus nicht nur eine zentrale Rolle, sondern kann als der einigende Faktor
des gesamten Spektrums angesehen werden. Bestandteil der Ideologie und
Propaganda sind nicht nur die bekannten Formen des jahrhundertealten christ-
lichen Vorurteils, sondern im Mittelpunkt steht ein neuer, sekundärer Antisemitis-
mus, jenes Vorurteil, das den Holocaust zumindest verharmlost, wenn nicht
sogar leugnet und dessen Grundlage die Abwehr der Erinnerung an Auschwitz
bildet.

Der „Revisionismus“ wird als eine Position im Diskurs über die NS-Judenver-
folgung verkauft und damit zu einer Art Schule hochstilisiert, die einen möglichen
wissenschaftlichen Ansatz darstellt und damit salonfähig gemacht werden soll.
All dies ist nicht neu, die Verfasser bedienen sich nur eines neuen Mediums, des
Internets, das ein Forum bietet für alle zentralen „Dokumente“ der „Revisioni-
sten“. Abrufbar sind u.a. der „Leuchter-Report“, das „Rudolf-Gutachten“2  und
nicht zuletzt die „Protokolle der Weisen von Zion“, eine antisemitische Fälschung
aus dem zaristischen Rußland des Jahres 1903, die von einer fiktiven jüdischen
Geheimkonferenz berichtet, auf der die Übernahme der jüdischen Weltherr-
schaft mit Gewalt, List und Betrug beschlossen worden sei.

In den entsprechenden Newsgruppen im weltweiten UseNet finden sich
innerhalb der zahlreichen Diskussionsforen jene, die Stereotypen der gesamten
Bannbreite des Antisemitismus von tradierten christlichen Vorurteilen („Talmud
ohne Maske“) über Verschwörungstheorien und antizionistischen Statements
bis hin zur Leugnung des Holocaust verbreiten.

Anhand einiger Beispiele einschlägiger deutscher und internationaler Seiten
des Internets soll gezeigt werden, welcher Mechanismen sich die Szene be-
dient, um antisemitisch-rassistisches Gedankengut von Stereotypen der tradi-
tionellen Judenfeindschaft über Weltverschwörungstheorien und Antikapita-
lismus-Strategien bis hin zur Verharmlosung durch unlautere Vergleiche und
Leugnung des Holocaust, aber auch antizionistisches Ideengut zu transportie-
ren. Zionist und Jude werden austauschbare Begriffe, selbst im apolitischen
Kontext. Mit dem bloßen Ersetzen der Begriffe und dem Mantel des Zionismus
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versuchen sich Antisemiten zu tarnen. Durch den Vorwurf, der zionistische Staat sei
nur entstanden mit Hilfe des Druckmittels Holocaust, spielt in die Austauschbarkeit
von Antisemitismus und Antizionismus auch die Holocaust-Leugnung hinein.3

Dabei lassen sich einerseits Verbindungen zu fundamentalistischen Islam-Grup-
pen (z.B. Ahmed Rami) als auch zu linksextremen und ökologisch Gruppen
konstatieren.

Im Internet kursieren die alten Standardwerke der „Revisionisten“ wie „Die
Auschwitz-Lüge“ von Thies Christophersen, „Der Jahrhundert-Betrug“ von Arthur
Butz, „Der Auschwitz-Mythos“ von Wilhelm Stäglich oder „Germany must perish“
von Theodore N. Kaufman, aber auch John Sacks umstrittenes Buch „An Eye for an
Eye“ (Auge um Auge), das in der Bundesrepublik im Frühjahr 1995 durch seine
merkwürdige, teilweise antisemitische Diktion zu heftigen Reaktionen in der Presse
geführt hat. Sack hatte überlebende polnische Juden bezichtigt, als Wachpersonal
in Nachkriegsinternierungslagern Übergriffe auf die polnische Bevölkerung verübt
zu haben; Opfer wurden hier pauschal zu Tätern gemacht.

Ein 15-seitiges Dossier, das über den Server „ostara“ unter dem Stichwort
Revisionismus/Holocaust zu finden war, breitet die gesamte Palette der revisionisti-
schen Statements aus. Es zitiert jüdische Quellen, die die Thesen von Kaufman und
Sack beweisen sollen, wie etwa einen New Yorker Rabbiner, der eine Kollaboration
zwischen Zionisten und Nationalsozialisten konstatiert und unterstellt, die Kapos
seien Zionisten gewesen und hätten die Juden oft schlimmer als die deutschen
Wachen behandelt.4

Solche Mechanismen der Umdeutung der Rolle von Tätern und Opfern gehören
ebenso wie die „Auschwitzlüge“ in den Bereich der Geschichtsklitterung, die sich
eines sekundären Antisemitismus bedient. Dies gilt auch für unterstellte
Wiedergutmachungserpressungen und den vermeintlichen finanziellem Druck
Israels auf die Bundesregierung, die sich dieser „Nötigung“ aus moralischen
Gründen fügen müsse. Solche Fragen haben heute durchaus wieder Realitäts-
bezug, wenn es um Ansprüche jüdischer Erben in den neuen Bundesländern geht.
Aussagen wie jene im „Thule-Netz“ im Februar 1996 sind deshalb kein Einzelfall. In
der mit „deutschfreundlichem Heimatgruß“ unterzeichneten Mail von einem gewis-
sen Schinderhannes wird die Seite der „Leipziger“ ergriffen, die „mit dem Ofenrohr
ins Gebirge“ schauen müßten, weil zahlreiche Rückerstattungsanträge von Juden
positiv beschieden worden seien und sie ihre so erhaltenen Immobilien sofort an
„fremde Käufer“ veräußerten.5

Derartige Aussagen beschränken sich nicht auf das rechtsextreme Spektrum,
im Gegenteil sie gehören zu einem weit verbreiteten Meinungsbild und finden
Zustimmung bis weit in die Mitte der Gesellschaft. Dies gilt auch für den Inhalt eines
über das „Thule-Netz“ verbreiteten Briefes an das Präsidiumsmitglied des Zentral-
rats der Juden in Deutschland, Michel Friedman: „Da Sie sich hier, wie es den
Anschein hat, nicht wohlfühlen, wäre es doch das Natürlichste und Nächstliegende,
wenn Sie und die Ihren Ihre Koffer packen und dort hingehen würden, wo Sie
hingehören: Nach Israel.“6  Antisemitische Äußerungen dieser Art, aber auch
insbesondere bekannte Stereotypen wie der Jude als Spekulant oder als Erpresser
der bundesdeutschen Regierung richteten sich vor allem gegen den verstorbenen
Vorsitzenden des Zentralrats der Juden in Deutschland Ignatz Bubis. Bubis wurde
als „Judenführer“, als „Spekulationsverbrecher“ und „jüdischer Hochkommissar
über Deutschland“ verunglimpft.

Als die Diskussionen um die vom Hamburger Institut für Sozialforschung
erstellte Ausstellung über die Verbrechen der Wehrmacht im Frühjahr 1997 ihre
erste heiße Phase erreichten, verstieg sich das „Thule-Netz“ sogar zu einem
Boykottaufruf gegen die Tabakfirma Reemtsma – mit der Jan Philipp Reemtsma
längst nichts mehr zu tun hat. Reemtsmas Entführung wurde auf den Internet-Seiten
des „Thule-Netzes“ gefeiert.7

Der größte rechtsextreme deutsche Netzverbund, das „Thule-Netz“, das seit Juli
19968  im Internet vertreten ist, als Mailbox-Betreiber aber schon länger online agiert,
spielte bis 1998 eine zentrale Rolle bei der Vernetzung des rechtsextremen Spektrums
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in Deutschland. Inzwischen aber läßt sich ein Abwärtstrend konstatieren. Von den 14
Mailboxen, die ehemals dem „Thule-Netz“ angeschlossen waren, ist nur eine
verblieben. Die „Thule-Netz“-Betreiber verlegen sich immer mehr auf die Taktik der
Zugangsbeschränkung durch Vergabe von Paßwörtern und Verschlüsselungs-
software. Volksverhetzende antisemitische Inhalte können deshalb fast ausnahms-
los nur über diese konspirative Nutzung ermittelt werden.9  Texte mit antisemitischem
Inhalt werden vom Systembetreiber (Sysop) gelöscht und sind nicht öffentlich
zugänglich.10  Diese Vorsichtsmaßnahmen resultieren aus der in den letzten Jahren
verstärkten strafrechtlichen Verfolgung von Mailbox-Betreibern. Immer seltener
äußern sich „Thule-Netz“-User eindeutig rassistisch oder antisemitisch, aus Angst
vor strafrechtlicher Verfolgung benutzen sie Tarnsprache. Letztlich handelt es sich
um eine Codierung, die in internen Kreisen sehr wohl verstanden wird, aber eine
breitere Öffentlichkeit kaum erreicht.11  Tarnsprache und Verschlüsselungstaktik
ermöglichen es den Betreibern des Netzverbunds, konspirative Aktionen zu planen
und auf das Ziel einer nationalen und internationalen Vernetzung der Szene hinzu-
arbeiten. Auch bisher öffentlich zugängliche Link-Verbindungen zu vielen einschlä-
gigen Seiten des internationalen rechtsextremen Spektrums können seit kurzer Zeit
nur noch mit einer Suchmaschine recherchiert werden, die Organisationen „rechter
oder linker Orientierung“ aufspürt und eine Anmeldung erfordert.

Öffentlich zugänglich jedoch sind die Rubriken „Besuchen Sie unsere Spon-
soren“ und „Zeitungen und Verlag“. Bei der einen möglichen Option handelt es
sich um einen rechtsextremen Pressedienst, die andere führt über die revisioni-
stische Zeitschrift „Vierteljahreshefte für Geschichtsforschung“ – in Anlehnung
an die seriösen Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte – direkt zur Page der
belgischen, revisionistisch-rechtsextremen Gruppierung „Vrij Historisch
Onderzoek“ (VHO). In den „Vierteljahresheften für Geschichtsforschung“ (VffG),
die bis zur zweiten Ausgabe 199912  über das Netz verfügbar sind, finden sich
Texte des einschlägig bekannten „Revisionisten“ und Gaskammerleugners
Germar Rudolf, aber auch des ehemaligen Professors für zeitgenössische
Literatur an der Universität Lyon, Robert Faurisson, einem der Hauptvertreter der
„Revisionisten“. Im Sinne des Presserechts verantwortlich für die VffG zeichnet
der bekannte Auschwitzleugner Germar Rudolf, die Postanschrift befindet sich
in Hastings/Großbritannien.13

Von der VffG wiederum war noch vor kurzer Zeit via „Thule-Netz“ Zugang zum
einschlägigen deutschen Medium mit organisationsübergreifender Zielrich-
tung, der „Berlin-Brandenburger Zeitung der nationalen Erneuerung“ (BBZ), die
sich selbst als eines „der erfolgreichsten Neonaziprojekte“ bezeichnete, mög-
lich.14  Trotz Versuche auch über andere einschlägige Homepages Zugang zu
erhalten, gelang es nicht mehr, die Seite aufzurufen. Frank Schwerdt, ehemaliger
Vorsitzender des seit November 1997 aufgelösten neonazistischen Vereins „Die
Nationalen e.V.“, firmierte als Herausgeber und als Redakteur für Kultur. Die
Inhaftierungen von Schwerdt in der Justizvollzugsanstalt Berlin-Tegel haben die
BBZ stark geschwächt und bereits seit längerer Zeit die Papierausgabe zum
Erliegen gebracht, die Internet-Seiten wurden im Herbst 1998 zum letzten Mal
aktualisiert und nun offensichtlich ganz vom Netz genommen – im Sommer 1999
war sie noch zugänglich.15

Die Mitarbeiter der BBZ haben ihre Aktivitäten offensichtlich vom Medienver-
bund Zeitung/Internet hin zur Kombination Radio/Internet verlegt. Der ehemals
leitende Redakteur der BBZ, Christian Wendt, der wegen verfassungsfeindlicher
Propaganda und Volksverhetzung 1997/98 eine einjährige Haftstrafe abzusitzen
hatte, ist zusammen mit Mike Penkert und Rudolf Bachstein verantwortlich für
„Radio Germania“. Im Mai 1998 ging die Station nach einjährigem Verbot (wegen
schwer jugendgefährdenden Programmverstoßes durch das Spielen eines
indizierten Liedes von Frank Rennicke in der Sendung vom 8. Januar 1997) im
Kabelfunk wieder auf Sendung und richtete wenige Wochen später eine eigene
Homepage ein. Ähnlich wie in der jeweils etwa einstündigen Sendung im
„Offenen Kanal Berlin“ verbreitet „Radio Germania“ im Internet Texte und
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„Informationen für die Reichshauptstadt“. Da der „Offene Kanal Berlin“, über den
die Radiostation sendete, den Zugang immer mehr einschränkte und auch die unter
anderem Label wie „Radio Z!“ (Radio gegen die Zensur)16 , „Radio Knorke“, „Radio
Deutschland“ laufenden Sendungen mit ähnlichem Inhalt unterband, hatte sich der
Betreiber von „Radio Germania“, aber auch des „Nationalen Infotelefons Preußen“,
Mike Penkert, entschlossen, ganz auf das Internet umzusteigen. Mit Hilfe eines „real
audio player“ sind die Sendungen nun herunterzuladen und abzuhören. Am 29.
Oktober 1999 um 23.00 Uhr war „Radio Germania“ allerdings wieder einmal über
Äther zu vernehmen. Solche Ausstrahlungen sind selten, daher bietet das Netz über
„Radio Germania“ einen schnelleren und freieren Zugang etwa zu „nationaler
Musik“ mit einschlägigen Texten. Über den Link „VBR-Tonträger-Verlag“ können
Musikcasetten und CDs rechtsextremer Gruppen bestellt werden, eine Hitliste „Die
besten Tonträger, die besten Gruppen“ enthält einschlägig bekannte Titel von den
Gruppen „Kraftschlag“, „Radikahl“, „Stahlgewitter“. Per Link können Texte über
Rudolf Heß („Sein Leben und Wirken“) oder Homepages wie von Frank Rennicke,
die bereits mehrmals beschlagnahmte revisionistische Zeitschrift „Sleipnir“ sowie
die Presse („Perspektive“17, „Zentralorgan“18 ) des „Nationalen Widerstands“ abge-
rufen werden.19

„Radio Germania“ eröffnet auch den Zugang zum „National Journal“, das sich
als Vertretung einer „Kampfgemeinschaft gegen antideutsche Politik und für die
Wiederherstellung der Menschenrechte“ versteht und seinen Sitz in Sussex/Groß-
britannien hat, aber als Logo auf der Eingangsseite das Brandenburger Tor benutzt.
Auf diesen Webseiten werden seitenweise abstruse Zahlenspiele mit der Ziffer „6“
unter der Überschrift „Das hebräische Messias Jahr“ betrieben, wird der Heraus-
geber der „Historischen Tatsachen“ und „Revisionist“ Udo Walendy, dessen Pu-
blikationen mehrfach beschlagnahmt wurden und der wegen Leugnung des
Holocaust bereits eine 15monatige Haft verbüßt hat, als „untadeliger Geschichts-
forscher“ bezeichnet und behauptet, man sei gezwungen, über das „3. Reich“ nur
Schlechtes zu sagen, man müsse sogar lügen, um sich vor Gefängnisstrafen zu
schützen: „Der real existierende Wahnsinn in Deutschland läßt folgende mentale
Fieberblase an die tagespolitische Oberfläche blubbern; während sich jeder
normale Mensch darüber freut, wenn tot geglaubte Menschen noch leben, lösen
gute Auschwitz-Nachrichten (daß nämlich die allermeisten Totgeglaubten nach
1945 tatsächlich noch am Leben waren) bei der deutschen Führungselite exzessive
Verfolgungsorgien gegenüber den Überbringern der guten Nachrichten aus. Und
so lasteten Ex-Bundeskanzler Kohl, Ex-Bundespräsident Herzog sowie Ex-Bun-
destagspräsidentin Rita Süssmuth im Talmud des Holocaust-Rausches der voll-
kommen unschuldigen deutschen Jugend Millionen Auschwitz-Morde an, die es in
Wirklichkeit gar nicht gab.“20

Wenn das „National Journal“ behauptet, Juden müßten „angebliches Ex-DDR
Vermögen noch nicht einmal nachweisen, sondern erhalten jede gewünschte
Entschädigungshöhe für tatsächliches, angebliches oder bereits im 3. Reich [!]
bzw. gleich nach dem Krieg entschädigtes Vermögen unbürokratisch zum x-ten
Male zurückerstattet“, spricht die Internet-Zeitung nicht nur rechtsextreme Kreise
an, sondern kann auf einen breiteren Konsens in Teilen der Öffentlichkeit der neuen
Bundesländer hoffen. Neben solchen Themen bedient das „National Journal“ auch
Stereotypen der Fremdenfeindlichkeit, die mit antisemitischen Versatzstücken
transportiert werden: „Während jeder Ausländer auf deutschen Straßen die Parole
brüllen darf: ‚Deutschland verrecke‘ [in Anlehnung an den NS-Terminus ‚Juda
verrecke‘], ist es jedem Deutschen untersagt, sein eigenes angestammtes Heimat-
land vor Fremdüberflutungen zu schützen [...] Das deutsche Volk ist entrechtet und
soll offenbar verschwinden“; und weiter: „ausländische Kinderschänder, Kindes-
mörder und geständige Mafia-Mörder werden auf freien Fuß gesetzt, um in den von
Ausländern überfüllten deutschen Gefängnissen Platz für unabhängige deutsche
KZ-Forscher zu schaffen, nur weil deren Forschungsergebnisse der fiebrigen
Auschwitz-Massenmord-Sucht unserer politischen Eliten widersprechen.“ Man
operiere „aus Sicherheitsgründen vom Ausland aus, weil in Deutschland die
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Wahrheit verboten“ sei, so das „National Journal“, das den Nutzer des Internet
oder den Leser der gedruckten „hochglanz, reichhaltig bebilderten“ Version mit
„Argumenten ausstatten“ will, mit denen man „quasi jedermann und überall“
überzeugen könne.21

Themenschwerpunkt des „National Journal“ ist der „Revisionismus“, gleich-
zeitig werden aber auch andere antisemitische Stereotypen bedient, dazu
gehört seit Jahrhunderten die vermeintlich jüdische Weltverschwörung. Eine
solche Verschwörung nun sei die Lewinsky-Affäre gewesen. „Die jüdische
Gespielin Monika Lewinsky“ sei US-Präsident Bill Clinton zugeführt worden, um
auf „den Idealpräsident unter den auserwählten Weltführern“ auch weiterhin
einen „vollkommenen Zugriff“ zu haben. Des weiteren wird eine angeblich
jüdische Finanzmacht konstruiert, die die „Schlüsselpositionen in den Medien,
der Politik, dem Justizwesen, der Filmindustrie, innerhalb der Banken usw.“
innehabe und schließlich noch unterstellt, die „Auserwählten“, also die Juden,
hätten „US-Präsident John F. Kennedy, im wahrsten Sinne des Wortes, im
Vorbeifahren außer Kraft gesetzt“. Ausführender dieses Mordkommandos sei
der israelische Mossad gewesen. Die Diktion der Sprache ist so, als würden hier
historische Fakten vermittelt, an denen kein Zweifel besteht.22

Das „National Journal“ bietet darüber hinaus eine ganze Reihe Links,
darunter zur rechtsextremen russischen „PAMJAT“, zum „Thule-Netz“, aber
auch zur „Zundel-Site“ bzw. der „Voice of Freedom“. Ernst Zündel, der Deutsch-
Kanadier und einer der wichtigsten Vertreter der „Revisionisten“, betreibt seit
Anfang 1995 eine eigene Homepage, die sich vor allem durch Selbstbeweihräu-
cherung und Zündels Rolle als „Märtyrer“ auszeichnet. Im September 1996
indizierte die Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Schriften die „Zundelsite“,
sie läßt sich jedoch als sogenannte gespiegelte Seite von anderen Betreibern
abrufen. Somit sind seine „revisionistischen“ Thesen auch weiterhin problemlos
zugänglich. In dem von Zündel auf seiner Homepage bereitgestellten Aufsatz
des amerikanischen „Revisionisten“ Mark Weber zum Thema „Auschwitz –
Mythen und Fakten“ heißt es: Die ‚Revisionistischen‘ Wissenschaftler bestreiten
nicht, daß eine große Anzahl von Juden in das Lager deportiert wurde und daß
viele starben [...]. Die zwingenden Beweise, die sie vorlegen, zeigen jedoch, daß
Auschwitz kein Vernichtungszentrum war und daß die Geschichte von Massen-
tötungen in ‚Gaskammern‘ ein Mythos ist.“23

Die Links der „Zundelsite“ eröffnen nicht nur den Zugang zum „Thulenetz“
und anderen einschlägigen Webadressen, sondern auch zur im Berliner „Verlag
der Freunde“ erscheinenden Zeitschrift „Sleipnir“. Wegen drohender Sanktio-
nen aufgrund der Strafbarkeit der „Auschwitz-Lüge“ ist „Sleipnir“  dazu über-
gegangen, vor allem Übersetzungen bekannter internationaler „Revisionisten“
zu veröffentlichen, vermeidet jedoch die Wiedergabe von nach deutschem
Recht strafbaren, den Holocaust leugnenden Aussagen.24

„Sleipnir“ und der „Verlag der Freunde“ sind auch über die Internet-Seite der
„deutschen Sektion“ der „Association des Anciens Amateurs de Récits de
Guerre et d’Holocauste“25  (AAARGH) zu erreichen, die seit 1996 im Internet aktiv
ist und versucht, dem „Revisionismus“ ein seriöses und harmloses Image zu
verleihen. Neben dem Rudolf-Gutachten und Wilhelm Stäglichs Buch „Der
Auschwitz-Mythos“ werden Serge Thions „Historische Wahrheit oder Politische
Wahrheit?“, „Die Gründungsmythen der israelischen Politik“ von Roger Garaudy
und „Maidanek in alle Ewigkeit“ von J.G. Burg26  verbreitet. Der Server ist jener
von Ahmed Ramis „Radio Isalm“ und „Maroc Liberté“, was die merkwürdige
Affinität einiger rechtsextremer Gruppierungen zum islamischen Fundament-
alismus deutlich macht, die ihre Gemeinsamkeit im Antisemitismus/Antizionismus
finden.

Als Verbindungsmann zwischen arabischen und europäischen Holocaust-
Leugnern fungiert Ahmed Rami, dessen Internet-Page „Radio Islam“ antisemi-
tische Hetze u.a. auch in deutscher Sprache anbietet. Der schwedische Journa-
list Ahmed Rami, der einige Jahre den Sender „Radio Islam“ in Stockholm auf der
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Frequenz 88 – die Zahlen bedeuten in rechtsextremen Kreisen „Heil Hitler“ – MHz
betrieb, war Europakorrespondent der arabischen Zeitung „al Sha’ab“ (das Volk)-
über Ramis Seite auch per Internet erreichbar –, in der er Interviews mit dem
inzwischen verstorbenen Altnazi Otto-Ernst Remer, der sich nach Spanien abge-
setzt hatte, und Robert Faurisson verbreitete. In Schweden wurde Rami 1991
wegen Volksverhetzung verurteilt und mit Entzug der Radiolizenz für ein Jahr
bestraft.27  Seit 31. Mai 1996 hat er seine Radiosendungen von Stockholm aus
wieder aufgenommen und ist auch Betreiber einer Internet-Page, die weitaus
professioneller gemacht ist als seine Sendungen. In zehn Sprachen, darunter auch
Deutsch, ist er auf dem Netz vertreten. Auch über Ramis Page findet man Links zu
den „Gutachten“ von Leuchter und Lüftl28  und kann Texte von Mark Weber aufrufen,
dem Mitbegründer des „Committee for Open Debate on the Holocaust“ (CODOH),
und macht Bekanntschaft mit Referenten des revisionistischen „Institute for Historical
Review“ (IHR) und Teilnehmer an „Revisonisten-Kongressen“. Ebenso ist das
Einwählen in das revisionistische Australische „Adelaide Institute“ möglich, oder es
lassen sich die „Protokolle der Weisen von Zion“ in verschiedenen Sprachen auf
den Bildschirm holen. Eine mehrere hundert Werke umfassende Bibliographie der
einschlägigen Autoren des „Revisonismus“, die vor allem über schwedische
Verlagsadressen zu beziehen sind, ermöglicht den schnellen Zugang zur Leugner-
Literatur.29

Rami eröffnet auf seiner Internet-Page über das Stichwort „Berlin“ den Zugang
zur „Website Berlin“, die sich mit einer Grafik zeigt, auf der links eine Statue Martin
Luthers und rechts das Konterfei von Rudolf Heß hinter Gittern zu sehen ist. Über
die Website kann man sich zum Thema „Historische Ereignisse 1933-1945“ in
englischer und deutscher Sprache informieren. Z. B. hätten amerikanische und
französische Armeen nach Kriegsende „die kaltblütige Vernichtung von 1 Million
(deutscher) Männer, die meisten davon in amerikanischen Lagern“, zu verantwor-
ten. Es taucht auch das bekannte Stereotyp, die Juden hätten Hitler den Krieg
erklärt, auf. Dazu wird – wie in revisionistischen Kreisen üblich – das Titelblatt der
englischen Boulevard-Zeitung „Daily Express“ vom 24. März 1933 gezeigt, die mit
der Schlagzeile aufmachte „Judea declares war on Germany“. Diese angebliche
Kriegserklärung hatte bereits den Nationalsozialisten zur Rechtfertigung des Boy-
kotts gegen die deutschen Juden am 1. April 1933 gedient. Tatsächlich enthielt die
„Daily Express“-Ausgabe nur Berichte über Proteste und Androhungen von Boy-
kottmaßnahmen englischer und amerikanischer Juden gegen deutsche Waren als
Reaktion auf die nationalsozialistische Verfolgung der Juden.

Die „Website Berlin“ warnt ihre Besucher, die „archivierte und angebotene
Literatur ist gemäß §130 StGB für deutsche Menschen in der BRD verboten“, damit
würden den bundesdeutschen Bürgern die Menschenrechte vorenthalten. Tat-
sächlich bietet ein seit August 1999 neu eingestellter Link zur „VHO-Buchhand-
lung“, also jenem Buchvertrieb der belgischen Gruppierung „Vrij Historisch
Onderzoek“, die ganze Palette der revisionistischen Literatur von Walendy und Butz
über Leuchter und Christophersen bis hin zu Stäglich und Graf, die z.T. in der
Bundesrepublik wegen volksverhetzenden Inhalts indiziert sind.30  Über weitere
Links sind die bekannten revisionistischen Seiten (Zundelsite, Thule-Netz, AAARGH,
Widerstand, Ostara, CODOH) anzuwählen, aber auch die Seite der NPD und der
„Jungen Nationaldemokraten“, und es werden die antisemitischen „Protokolle der
Weisen von Zion“ sowie andere vermeintlich jüdische Weltverschwörungspläne
(Morgenthau-Plan, Theodor N. Kaufman-Plan) angeboten.31

Zugang zur „Website Berlin“ unter dem Schlagwort „Deutsche Geschichte –
German History“ eröffnet auch der „ostara“-Server, wohl einer der rechtsextremen
Internet-Anbieter mit dem größten Link-Angebot, der eine Vielzahl von einschlägi-
gen revisionistischen Seiten auf dem Netz per Mausklick abrufbar macht. „Ostara“
wirbt für die „Website Berlin“, wo man „Infos zu den Themen 2. Weltkrieg, die
Verbrechen der Alliierten, Bücherliste, [...] kleine Juden-Kunde und die Verbrechen
der Zionisten an der Menschheit“ erhält.32
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Unter dem Stichwort „Europa“ begrüßt „ostara“ mit seiner „new edition of
Europe of the Peoples“ die Internet-Benutzer: „Europe shall for ever belong to the
People of Europe, not to Zion and not to foreign interest groups [...] This
document is dedicated to the Peoples of Europe who are bound to their continent
by blood and tradition“. Etwa 150 Internet-Adressen werden angeboten, darun-
ter unter dem Stichwort „Links to political correct and incorrect websites“ jene der
wichtigsten internationalen rechtsextremen Gruppierungen. Hier erhält man
Zugang zu amerikanischen Webseiten, auf denen die radikalste antisemitische
Propaganda betrieben wird. Unter den Schlagworten „Aryan News Agency“,
„National Alliance“, „Cyber Nazis“, „National Socialist Vanguard“, „Aryan Nations“,
„International Jewish Conspiracy“, „White Aryan Resistance“ sind die entspre-
chenden Homepages leicht zu identifizieren.33

Im März 1995 eröffnete „Stormfront-White Nationalist Ressource Page“ des
Neonazis Don Black die erste rechtsextreme World Wide Web Page im Netz,
bereits im März 1996 war die Zahl auf etwa 30 Seiten gestiegen und ist heute
kaum mehr zu überschauen.34  Über „Stormfront“ lassen sich die bekannten
rassistischen, antisemitischen und revsionistischen Inhalte sowie die gesamte
Palette der antisemitischen Verschwörungstheorien abrufen.35

In den Newsgroups, den Nachrichten-Brettern oder Diskussionsforen des
Internet, die von Revisionisten genutzt werden, stehen nicht die pseudo-wissen-
schaftliche Recherche oder die daraus gewonnenen Erkenntnisse im Vorder-
grund, vielmehr ist der Focus auf die angebliche Verhinderung von Fakten durch
die jüdische Weltlobby gerichtet, Verschwörungstheorien werden wach geru-
fen. In diesen Kontext gehört die häufige Hervorhebung und der Mißbrauch von
Aussagen wie Amerikas Presse sei zur Hälfte in jüdischer Hand und in jeder
großen Stadt seien Juden federführend im Handel.36

„Stormfront“ bezeichnet die US-Regierung mit der Kurzform „ZOG“, „Zionist
Occupied Government“, wobei Clinton der pro-jüdischste Präsident in der
gesamten US-Geschichte sei und Juden eine überproportionale Macht in der
Regierung hätten.37  Die bibliographische Rubrik „Zionism and Judaism“ ist mit
dem nationalsozialistischen Judenstern versehen.38  Ähnliche Stereotypen fin-
den sich auch immer wieder in Diskussionsforen und Mails wie etwa im „Deja
News Retrieved Document“ Artikel 108. Unter dem Titel „The Hidden Tyranny“
schreibt ein anonymer Gesprächsteilnehmer wiederholt vom „sogenannten
Staat Israel“ und ist der Überzeugung, daß „die sich hinter dem Talmud
versteckende Hand die amerikanische Stimme in den Vereinten Nationen
kontrolliere“, außerdem würden hinter allen Problemen der Welt die Rothschilds
stecken.39  Die Anschuldigungen gegen die Bankiersfamilie erinnern an die
Rattenbilder des NS-Films „Der ewige Jude“. Unter dem Titel „Rothschild – the
Head of the Beast“ stand im UseNet zu lesen: „You must realize too that
Rothschild agents are like cockroaches crawling around your home. These
cockroaches crawl all over Europe, they are everywhere.“40

Unter der Rubrik „Thunderbolts“ verbreitet „Stormfront“ die neuesten Nach-
richten, die jeweils mit „ANA“ gekennzeichnet sind und sich auf diese Weise den
Anschein geben, als seien sie von einem integeren Nachrichtenbüro. Hinter ANA
verbirgt sich aber die „Aryan News Agency“, die 1993 gegründet wurde, um
schnellstmöglich Informationen an das „Aryan Net“ weiterzugeben.41  Verab-
schiedet wird man bei „Stormfront“ mit dem Label „It is simple reality that to be
born WHITE is an honour and a privilege.“42

Die neben allen bekannten revisonistischen Internet-Seiten auch über
„Stormfront“ abrufbare Web Page „Aryan Nations“, eine neonazistische Sekte,
an deren jährlichen paramilitärischen Treffen auch deutsche Aktivisten teilneh-
men, verbreitet über Internet Slogans wie „The Jew is a destroying virus that
attacks our racial body“.43  Über die Links der „Aryan Nations“ erreicht man die
„Aryan Angel’s White Pride“, von hier kann man sich in „Joy in the Reich“
einwählen. Die Seite wird eröffnet mit einem Bild von Adolf Hitler und dem
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Reichsadler, der das Hakenkreuz hält. Es folgen Warnungen wie „Jews and Niggers
aren’t welcome here“. Visuell deutlich gemacht wird dies durch ein stilisiertes
Verbotsschild in roter Farbe, auf dem ein durchgestrichener blauer Davidstern zu
sehen ist. Man unterstützt Ernst Zündel und stellt fest: „Revisionismus ist das große
intellektuelle Abenteuer am Ende des zwanzigsten Jahrhunderts“.44

Revisionistische und antisemitische Inhalte finden sich auch auf italienischen
Webseiten. Hier wird erneut deutlich, in welchem Maße der internationale Rechts-
extremismus über die Thematik der Verharmlosung/Leugnung des Genozids an
den Juden vernetzt ist. In einem Land, das kaum antisemitische Traditionen kennt,
spielen antisemitische Stereotypen, insbesondere der „Revisionismus“, aber auch
der Antizionismus in Verbindung mit Stereotypen des fundamentalistischen Islam
eine zentrale Rolle im rechtsextremen Lager. Was den „Revisionismus“ betrifft, so
bedient sich die italienische Rechtsextreme nicht nur der klassischen Leugnungs-
mechanismen, sondern auch einer italienspezifischen Variante.

In den letzten Jahren werden Ereignisse, die sich 1945 bis 1947 in Istrien und
Dalmatien zugetragen haben und mit dem Begriff „Foibe“ (Karste) bezeichnet
werden, von den italienischen Rechtsextremisten immer häufiger benutzt, um im
Sinne eines „Revisionismus“ der Geschichte einen Vergleich zur Vernichtung der
europäischen Juden herzustellen bzw. die Opfer der „Foibe“, jener Karste in Istrien
und Dalmatien, in denen viele tausend Italiener durch Tito-Partisanen ums Leben
kamen, in einer imaginären Opferhierarchie noch über jene des Massakers in den
Ardeatinischen Höhlen (Fosse Ardeatine) an der römischen Stadtgrenze zu stellen,
bei dem über 300 Personen durch deutsche Einheiten ermordet wurden. Damit
bedienen sie sich ähnlicher Mechanismen wie die bundesdeutschen Verharmloser,
die den Holocaust mit den Vertreibungen und den Opfern der Bombardierung auf
Dresden gleichsetzen.

Die Internet-Seite der Repubblica Sociale Italiano – in Anlehnung an die seit
1943 im Norden Italiens eingesetzte, antisemitisch ideologisierte Marionettenregie-
rung Mussolinis –  widmet den „Foibe“ einen ausführlichen Artikel.

45
 Diese zweifel-

los für die italienische Bevölkerung der Region dramatischen Ereignisse waren in
der italienischen Nachkriegsöffentlichkeit kaum präsent, die Regierung hat das
Thema wegen der Triest-Problematik und aus politischer Rücksichtnahme gegen-
über der PCI immer vermieden.

Allerdings verschweigen jene, die die Erinnerung immer wieder anmahnen, die
Vorgeschichte der „Foibe“. Antislavismus war ein Charakteristikum des Faschis-
mus. Mehr als 20 Jahre lang versuchten die Faschisten die slowenische und
kroatischen Minderheit mit Hilfe von Deportationen, Sondergerichten und zahlrei-
chen Todesurteilen gegen slavische Irredentisten zu entnationalisieren. Somit sind
die „Foibe“ auch unter dem Aspekt einer unmittelbaren Reaktion auf die imperiale,
aggressive Politik des Faschismus zu bewerten. Die Rechtsextremen lassen sich
auf solche historisch-wissenschaftliche Argumentationen jedoch nicht ein. Im
Gegenteil, eine von der „Associazione per il Revisionismo Storico“ betriebene
Internetseite

46  
versteigt sich zu der Aussage, die „Foibe“ seien weitaus grausamer

als die Erschießungen in den Ardeatinischen Höhlen gewesen.
47 

 Hier zeigt sich
deutlich die typisch revisionistische Geschichtsklitterung, der sich rechtsextreme
Internetseiten national und international bedienen.

Im Gegensatz zur internationalen Praxis haben Betreiber rechtsextremer deut-
scher Homepages in letzter Zeit aus Angst vor Strafverfolgung ihre öffentlich
zugänglichen Seiten „gesäubert“. Im verschlüsselten Bereich jedoch finden sich
ähnlich ungefilterte antisemitische und rassistische Aussagen, wie sie über ameri-
kanische und andere europäische Webseiten auch von deutschen Benutzern
problemlos auf den Bildschirm gerufen werden können. Gegen eine solche Verbrei-
tung von Rassismus versuchen Gruppen wie etwa das „Nizkor-Projekt“ des Ame-
rikaners Ken McVay vorzugehen. „Nizkor“, das inzwischen über ein umfangreiches,
über das Internet zugängliches Archiv verfügt, versucht seit 1992, die Holocaust-
Leugner mit zeitgenössischen Dokumenten und Ergebnissen wissenschaftlicher
Untersuchungen zu widerlegen. Ob eine solche Initiative erfolgreich ist, läßt sich
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schwer beurteilen. Wissenschaftliche Ergebnisse über das Verhalten von Internet-
Konsumenten liegen noch nicht vor, zunächst bleibt nur der Versuch einer
Bestandsaufnahme, die durch die Schnellebigkeit des Mediums nur eine Mo-
mentaufnahme sein kann.

Eine zumindest vorübergehend erfolgreiche Maßnahme gegen rechtsextre-
me Homepages sind in jedem Fall solche, wie sie der amerikanische Internet-
Provider Yahoo kürzlich vorgenommen hat. Da bereits seit Januar 1999 eine
explosionsartige Zunahme von Haßpropaganda im Netz zu beobachten war, hat
Yahoo die Seiten von 37 rassistischen Gruppen, die über diesen Provider
Verbreitung fanden, geschlossen. Einige davon werden sicherlich demnächst
wieder an anderer Stelle auftauchen oder von Vertretern der „Meinungsfreiheit“
auf dem Netz gespiegelt, also neu zugänglich gemacht werden, dennoch setzt
Yahoo damit ein deutliches Zeichen.48

Obgleich die rechtsextremen Homepages in ihrem äußeren Erscheinungs-
bild deutlich an Attraktivität gewonnen haben und sich ihre Anzahl immer mehr
erhöht, bleibt doch festzuhalten, daß die rechtsextremen Seiten nur einen
Bruchteil der gesamten Bandbreite des Internet-Angebots ausmachen. Wer
eine neonazistische, rassistische und/oder antisemitische Seite sucht, findet sie
auch und kann auf diese Weise Zugang zu vielen nationalen und internationalen
rechtsextremen Homepages erhalten, aber wer solche Seiten nicht sucht, stößt
auch nicht darauf. Deshalb sollte man die Gefahren des Netzes durchaus
diskutieren sowie insbesondere junge Leute darauf vorbereiten und ihnen
zeigen, wie sie per Suchmaschine Gegenargumente finden können, eine Über-
reaktion allerdings wäre fehl am Platze.

  1 Verfassungsschutzbericht des BMdI 1998, S. 77, 1997 waren es rund 100 entsprechende Seiten. Der
Verfassungsschutzbericht des BMdI, Berlin, 1998, gibt über 200 Seiten für 1998 an, S. 65. Der Berliner
Verfassungsschutzbericht nennt für 1998 180 deutsche rechtsextreme Seiten.
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Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit
im rechtsextremistischen Revisionismus
und der rechtsextremistischen Musik*
von Elmar Vieregge

Die allgemeine Verbreitung elektronischer Kommunikationsmittel hat in diesem
Jahrzehnt dazu geführt, daß heute auch Rechtsextremisten aufgrund der stän-
dig fallenden Preise für Hardware, Software und Dienstleistungen sowie der sich
weiter vereinfachenden Bedienungsweise von Computern und dem weltweit
verfügbaren Internet über moderne Medien verfügen. Diese ermöglichen ihnen
eine kostengünstige, internationale Zusammenarbeit, mit der sie einerseits ihre
Propaganda unter Umgehung nationaler Gesetze verbreiten und andererseits
ihre Kontakte intensivieren können.

Diese Entwicklung brachte jedoch nicht die Verdrängung traditioneller
Formen der Meinungsverbreitung durch die neuen Medien mit sich, sondern
erweiterte die bestehenden Möglichkeiten erheblich. So werden fremdenfeind-
liche, insbesondere antisemitische Gedanken weiterhin über Flugblätter, Bro-
schüren, Periodika, Bücher, Videofilme, Tonträger wie CDs und Kassetten sowie
Veranstaltungen verbreitet, wobei die Intensität der Nutzung der einzelnen
Medien je nach Art der Gruppierung variiert. Wie dies konkret aussieht, soll
anhand der rechtsextremistischen Revisionisten und der rechtsextremistischen
Musik dargestellt werden, da diese Erscheinungsformen des Rechtsextremis-
mus in den neunziger Jahren erheblich an Bedeutung gewannen, sich aber
grundlegend voneinander unterscheiden.

1. Revisionismus

Der rechtsextremistische Revisionismus lehnt die von der wissenschaftlichen
Forschung über das Dritte Reich gewonnenen Erkenntnisse ab und versucht das
nationalsozialistische Regime von seinen Taten freizusprechen. Während man
von einem „Revisionismus im weiteren Sinn“ sprechen kann, mit dem der
Nationalsozialismus unter anderem durch der Leugnung der Kriegsschuld oder
der einseitigen Herausstellung vermeintlich positiver Seiten des Systems in
einem günstigeren Licht präsentiert werden soll, ist der zentrale Bereich dieser
Form des Rechtsextremismus im „Revisionismus im engeren Sinn“ zu sehen, der
den an den europäischen Juden verübten Völkermord leugnet. Dabei sind sich
die Rechtsextremisten bewußt, daß nationalsozialistisches Gedankengut auf-
grund der Erfahrung des singulären Charakters der Verbrechen des Dritten
Reiches in der breiten Öffentlichkeit auf Ablehnung stößt und die Grundwerte
des heutigen demokratischen Deutschlands auch eine Reaktion auf das natio-
nalsozialistische Deutschland sind. Aus diesem Grund versuchen sie durch die
Leugnung der nationalsozialistischen Verbrechen, ein Hemmnis für ein erneutes
Erstarken dieser Ideologie zu beseitigen. So handelt es sich beim Revisionismus
um ein politisch motiviertes Mittel, mit dem die Bundesrepublik Deutschland und
ihre rechtsstaatliche Ordnung delegitimiert werden sollen. Seinen antisemiti-
schen Charakter erhält er dadurch, daß der Holocaust als eine Erfindung eines
angeblich mächtigen, international im Verborgenen arbeitenden Judentums
erklärt wird, mit dem Deutschland kontrolliert werden und zu permanenten
Zahlungen an den Staat Israel, an jüdische Gemeinden und Vereinigungen
sowie an Einzelpersonen gezwungen werden soll, wobei derartige Vorstellun-
gen häufig nicht explizit geäußert werden. Der Grund dafür liegt darin, daß es für
die Revisionisten neben ihrer internationalen Zusammensetzung kennzeich-
nend ist, ihren politischen Hintergrund zu verschweigen. Stattdessen versuchen
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sie, eine tatsächlich nicht vorhandenen Wissenschaftlichkeit vorzutäuschen und in
eine Diskussion mit angesehenen Wissenschaftlern zu treten, um sich dadurch zu
legitimieren und die Aufmerksamkeit der Massenmedien zu erhalten.

1.1 Entwicklung des Revisionismus in den neunziger Jahren
Den Revisionisten gelang seit Ende der achtziger Jahre eine qualitative Steigerung
durch Veröffentlichungen von Extremisten, die über ein im Berufsleben erworbenes
Wissen oder gar eine wissenschaftliche Ausbildung verfügen. Die wichtigsten
durch die Berichterstattung der Massenmedien bekanntgewordenen Publikationen
waren der sogenannte „Leuchter Report“ des US-Amerikaners Fred LEUCHTER
und die mit „Rudolf Gutachten“ betitelte Schrift Germar RUDOLFs, der zeitweilig
auch unter dem Namen seiner Ehefrau, SCHEERER, tätig war. Vor allem mit der
letztgenannten Veröffentlichung erhoffte man den Ausbruch aus der Ecke des
politischen Extremismus und den Eintritt in eine Diskussion mit angesehenen
Wissenschaftlern. Da sich diese jedoch nicht zu einem derartigen Disput verleiten
ließen, die Massenmedien mit einer eindeutigen Ablehnung reagierten und führen-
de Revisionisten im Rahmen einer intensiveren Strafverfolgung in der Bundesrepu-
blik Deutschland, aber auch anderen europäischen Ländern strafrechtlich zur
Verantwortung gezogen wurden, blieb der erwartete Erfolg versagt.

1.2 Nutzung der verschiedenen Medien durch die Revisionisten
Begünstigt wurden die Revisionisten jedoch durch die technische Entwicklung, die
ihnen mit dem Internet das rettende Mittel gab, um Maßnahmen nationaler
Strafverfolgungsbehörden zu umgehen und ihre Propaganda weltweit zu verbrei-
ten. Dennoch hat dieses neue Medium einen gravierenden Nachteil für die Rechts-
extremisten – bislang ist es ihnen nämlich nicht gelungen, darüber unmittelbar an
Geld zu kommen, um ihre Aktivitäten zu finanzieren. So werden weiterhin verschie-
dene Arten von Druckerzeugnissen genutzt. Die wichtigste Form ist das klassische
Buch, wie das aufwendige Erzeugnis „KL Majdanek“ des Schweizers Jürgen GRAF
und des Italieners Carlo MATTOGNO. Broschüren wie die „Antwort auf die Gold-
hagen- und Spielberglügen“ sowie verschiedene Flugblätter wie die „33 Fragen
und Antworten“ dienen dazu, auf aktuelle Themen zu reagieren und durch die
massenhafte anonyme Verbreitung Interesse für das Thema zu wecken. Von großer
Bedeutung ist ebenfalls das seit 1997 maßgeblich von RUDOLF erstellte, rein
revisionistische Periodikum „Vierteljahreshefte für freie Geschichtsforschung“ (VffG),
während Video- und Tonbandkassetten lediglich von geringem Gewicht sind.

Die technische Entwicklung hat somit dazu geführt, daß im rechtsextremisti-
schen Revisionismus heute ein „Medienmix“ aus traditionellen und neuen Medien
vorhanden ist.

2. Rechtsextremistische Musik
Der Bereich der rechtsextremistischen Musik wird heute in erster Linie durch die
rechtsextremistische Skinheadszene geprägt, in deren Liedgut sich die gesamte
Bandbreite ausländerfeindlicher und antisemitischer Vorstellungen findet. Es ent-
hält neben gröbsten Beleidigungen und antisemitischen Verschwörungstheorien
oftmals direkte Gewaltaufforderungen.

2.1.1 Entwicklung der rechtsextremistischen Skinheadszene
in den neunziger Jahren
Aus der um 1969 in England als unpolitische Jugendbewegung aufgekommenen
Subkultur der Skinheads entstand Mitte der siebziger Jahre neben einer kleinen
linksgerichteten Bewegung auch eine bedeutende rechtsextremistisch orientierte
Richtung. Diese bildete sich Anfang der achtziger Jahre auch in der alten Bundes-
republik und einige Jahre später in der damaligen DDR. Während die unpolitischen
oder gar die linksgerichteten Skinheads in der Öffentlichkeit kaum als solche
wahrgenommen wurden, berichteten die Massenmedien seit der Wiedervereini-
gung regelmäßig über die Aktivitäten der rechtsextremistischen Skinheads. Diese
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Szene vergrößert sich seit 1990 vor allem in den neuen Bundesländern bestän-
dig und wird durch eine oft hemmungslose, meist planlose Gewaltanwendung
gegen Angehörige von Minderheiten, insbesondere Ausländern geprägt. Die
weitere Entwicklung dieser Subkultur ist heute nicht abzusehen. Ihre Anhänger
sind zumeist männliche Jugendliche und Jungerwachsene im Alter von 15-25
Jahren, die in der Regel über keinen fundierten ideologischen Hintergrund
verfügen, aber eine militant-feindselige Haltung gegenüber Ausländern haben.

2.1.2 Nutzung der verschiedenen Medien durch
rechtsextremistische Skinheads
Zentral für diesen Bereich ist ein aus dem „Streetpunk“ der siebziger Jahre
entstandener Musikstil, der in der Szene auch „Weißer Rock ‚n‘ Roll“ genannt
wird. Zu den Vertretern dieses aggressiven Stils, der ein höheres Gewicht auf
eine aufheizende Wirkung als auf die möglichst perfekte Beherrschung der
Instrumente legt, gehören die Bands „Gestapo“ und „Landser“. Vor allem die
letztgenannte gehörte in den vergangenen Jahren aufgrund ihres dynamischen
Stils, der aggressiven Stimme des Sängers und der eindeutigen Texte zu den
berüchtigsten rechtsextremistischen Bands. Erwähnensnotwendig sind auch
die „Zillertaler Türkenjäger“, deren Einstellung zu Ausländern schon im Namen
deutlich wird, da sie einen erheblichen Erfolg mit dem Album „12 doitsche
Stimmungshits“ hatten, auf dem bekannte Simmungs- und Klamauklieder mit
rechtsextemistischen Texten versehen wurden. Die Songs werden hauptsäch-
lich über CDs, davon aufgenommenen Kassetten sowie auf CD-Brennern
erstellten Kopien verbreitet. Während Kassetten und auf Brennern erstellte CDs
in der Regel von ihren Besitzern kopiert und an andere Interessenten weiterge-
geben werden, erfolgt die Verbreitung der offiziellen CDs hauptsächlich über
Vertriebe im In- und Ausland, wobei man zwischen den größeren, eher gewinn-
orientierten Einrichtungen, die aus taktischen Gründen keine strafrechtlich
relevanten Titel anbieten, und den kleineren, die Titel mit deutlicheren Inhalten
verbreiten, unterscheiden kann. Während die erstgenannten, wie z. B. die „Cre-
ative Zeiten GmbH“, vor allem über den Mailorderversand tätig werden und zum
Teil aufwendige Kataloge erstellen, werden die anderen hauptsächlich durch
den Versand aus dem Ausland und den direkten Verkauf auf Kameradschafts-
abenden und Konzerten aktiv.

Diese Konzerte wiederum haben für die Skinheadszene eine zentrale Bedeu-
tung, da sie sich nicht über einen geistig-weltanschaulichen Hintergrund defi-
niert, sondern eine Subkultur ist, zu der – wie zu jeder Subkultur – das gemein-
same Erlebnis in Abgrenzung zur „normalen“ Gesellschaft gehört. Dies erklärt
dann auch, daß das Internet für die rechtsextremistische Skinheadszene ledig-
lich eine unterstützende Bedeutung hat, auch wenn man mittlerweile Waren über
das Netz bestellen oder sich Auszüge von Tonträgern über den Computer
anhören kann. Handys werden aufgrund der im Zusammenhang mit der Durch-
führung von Konzerten zu erwartenden polizeilichen Maßnahmen verstärkt
genutzt, um Interessenten zu den jeweiligen Konzerten zu lotsen.

Während Videofilme, wie im Bereich des Revisionismus, trotz gelegentlicher
Angebote einer vergleichsweise geringen Nachfrage unterliegen, zeigt die
Szene nahezu kein Interesse an Büchern. Stattdessen werden im Bereich der
Printmedien Periodika, sogenannte Fanzines, genutzt, die neben den Tonträ-
gern und den Konzerten das dritte bedeutende und für diese Szene kennzeich-
nende Medium darstellen und dem Leser die über seinen direkten Bekannten-
kreis reichende Möglichkeit zur Beschaffung aktueller Informationen bietet.

3. Ausblick
Die Betrachtung allein dieser beiden vollkommen verschiedenen rechtsextremi-
stischen Gruppen (Alter, Bildung, ideologischer Hintergrund, Absichten, Gewalt-
bereitschaft, Strategien, Organisationsgrad ...) macht deutlich, daß es keinen
einheitlichen Typ des Rechtsextremisten gibt. Vielmehr ist die rechtsextremisti-
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sche Szene in verschiedene Erscheinungsformen unterteilt, für die jeweils spezielle
Bedingungen für den Einsatz von Medien gelten (Strafrechtliche Beschränkungen,
Bedürfnisse und Intentionen der Anhänger, Organisationsgrad ...). So ist auch
weiterhin mit der Nutzung der verschiedenen Medien zu rechnen, wobei dem
Internet eine zentrale Rolle zufallen dürfte, da heute noch nicht einmal ein Ende der
technischen Entwicklung abzusehen ist.
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»Voll den Medienspektakel«

Ein kriminologischer Beitrag zur
Relevanz der Medien für fremdenfeindliche bzw.
rechtsextremistische Gewaltkriminalität
von Frank Neubacher

1. Einleitung

Erleichtert können wir feststellen, daß seit 1993 die durch die Behörden des
Verfassungsschutzes registrierten Zahlen von rechtsextremistisch bzw. frem-
denfeindlich motivierten Gewalttaten sinken. Vom Spitzenwert im Jahre 1992, als
1.495 rechtsextremistisch motivierte Gewalttaten gezählt wurden, ging ihre Zahl
1994 bereits auf 784 und 1995 auf 612 Taten zurück, um nach einem geringfü-
gigen Anstieg auf 790 für 1997 im Jahr 1998 wieder abzunehmen, nämlich auf
derzeit 708 entsprechende Delikte.1  Glücklicherweise wurden in den letzten
beiden Jahren auch keine Brandanschläge mit tödlichem Ausgang begangen,
um hier eine besonders gravierende Form des Verbrechens herauszugreifen.2

Gleichwohl können wir lediglich von einer Entspannung, nicht jedoch von einer
Entwarnung sprechen. Zum einen gibt es nach wie vor ein beachtliches Potential
an militanten wie nichtmilitanten Rechtsextemisten, die, zum Teil organisiert, zu
einem großen Teil aber auch nur lose miteinander verbunden, in extremistischer
Weise agitieren. Hierzu nutzen sie in verstärktem Maße auch die Möglichkeiten
neuer, insbesonderer elektronischer Medien (etwa Internet, Mailboxen), um
miteinander zu kommunizieren, aber auch um Werbung und Selbstdarstellung
zu betreiben. Ich finde es daher begrüßenswert, daß sich die Bundesprüfstelle
auf einer Jahrestagung diesem Thema zugewandt und damit – ablesbar an der
Teilnehmerschaft – eine breite Öffentlichkeit erreicht hat. Zum anderen können
wir schwerlich Entwarnung geben, weil die Zahl der registrierten „sonstigen
Straftaten mit erwiesenem oder zu vermutendem rechtsextemistischem Hinter-
grund“, hierzu gehören vor allem die sog. Agitations- und Propagandadelikte,
1997 erstmals das hohe Niveau von 1993 wieder erreicht und sich 1998 auf
diesem hohen Niveau stabilisiert hat; im übrigen gab es 1997 und 1998 jeweils
fast 40 Brandstiftungen mit rechtsextremistischem Hintergrund. Vor allem aber
wissen wir aus Erfahrung, daß der Rechtsextremismus, ganz gleich in welcher
Gestalt, periodisch erstarkt und die bundesdeutsche Gesellschaft immer wieder
neu vor Probleme stellt. Beispielhaft und ohne Anspruch auf Vollständigkeit
erwähne ich hier die antisemitische Schmierwelle Ende der fünfziger Jahre, den
parteipolitischen Erfolg der NPD bei den Wahlen in Hessen und Bayern 1966,
den Rechtsterrorismus Ende der siebziger Jahre, das Aufkommen einer rechts-
extremen und militanten Skinheadszene unter Jugendlichen in den frühen
achtziger Jahren3  (was übrigens auch für die DDR gilt4 ) sowie zuletzt die durch
zunehmende Migrationsbewegungen ausgelöste Asyldiskussion in den Jahren
1992/1993, in deren Kontext es zu einem starken Anwachsen von fremdenfeind-
lichen Einstellungen und, wir denken etwa an Mölln und Solingen, auch von
Verbrechen mit schwersten Folgen kam.5  Aus jüngster Zeit wäre der Wahlerfolg
der DVU bei der Landtagswahl in Sachsen-Anhalt im April 1998 nachzutragen,
als sie 12,9% der Stimmen erhielt.

Als Kriminologe bin ich zu dieser Tagung eingeladen worden und so habe ich
mich gefragt, welchen spezifisch kriminologischen Beitrag ich hier beisteuern
kann. Ich möchte mich auf Überlegungen konzentrieren, von denen ich anneh-
me, daß sie von anderen Referenten nicht vorgetragen werden. Ich sehe deshalb
davon ab, die eingangs erwähnten Daten weiter aufzuschlüsseln oder etwa auf
ihre Zuverlässigkeit hin zu problematisieren. Ich nehme an, daß Sie das ange-
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sichts der zum Teil noch ausstehenden Beiträge der Referenten vom Verfassungs-
schutz von mir nicht erwarten. Ich nehme gleichfalls an, daß ich es nach dem
vorbildlichen Einsatz von Multi-Media-Technik am heutigen Tag, nach Videofilm
und Internetpräsentation, mit Ihrer Billigung wagen kann, allein auf das gesproche-
ne Wort zu vertrauen. Und da schließlich Dr. Esser morgen über seine spannende
Untersuchung zur Frage der Eskalation fremdenfeindlicher Gewalt durch massen-
mediale Berichterstattung referieren wird, werde ich auch hier nicht vorgreifen.

Damit  Sie sich jetzt nicht unruhig zu fragen beginnen, was ich hier eigentlich soll,
sage ich Ihnen sofort, daß ich mich vor allem mit der Jugend im Spannungsfeld von
Gewalt und Medien beschäftigen will. Die rechtsextremistischen und fremdenfeind-
lichen Gewalttaten rücke ich in den Mittelpunkt, weil diese Delikte die Öffentlichkeit
am meisten beunruhigen; zu Recht, wenn wir die schweren Folgen für die Opfer
bedenken. Damit müssen wir aber über die jungen Menschen reden; denn etwa
75% dieser Gewalttaten werden von Jugendlichen und Heranwachsenden im Alter
bis zu 20 Jahren begangen. Und noch eines: Wenn ich es recht sehe, widmet sich
die Tagung ja gerade der Verbreitung rechtsextremer Inhalte durch neue Medien
wie das Internet. Dieses aber wird bekanntlich vor allem von jungen, zum Teil sehr
jungen Menschen genutzt. Ich will daher der Frage nachspüren, inwieweit Medien
junge Männer zu einer Tat veranlassen können und wie dieses Geschehen sich
konkret, also auf der individuellen Ebene, abspielen kann. Dabei schenke ich den
Aspekten der Mobilisierung durch Medien und der Neutralisierung durch Medien
eine besondere Beachtung. Hierzu kann ich mich zum Teil auf Erkenntisse stützen,
die ich in den vergangenen Jahren durch eigene Forschungsarbeit gewonnen
habe. So habe ich unter anderem alle verfügbaren Gerichtsurteile ausgewertet, die
zwischen 1991 und 1995 bundesweit wegen fremdenfeindlicher Brandanschläge
in Jugendstrafverfahren ergangen sind. Und schließlich will ich auch der Frage
nach Erklärungsansätzen, nach der besonderen Situation in Ostdeutschland und
nach möglichen Gegenmaßnahmen nicht aus dem Weg gehen.

2. Begriffsklärung: Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit

Sie dürfen von mir zunächst erwarten, daß ich einer guten wissenschaftlichen
Übereinkunft folge und Ihnen mitteile, wie ich die Begriffe Rechtsextremismus und
Fremdenfeindlichkeit verwende. Der Extremismusbegriff hat erkennbar eine verfas-
sungsrechtliche Schlagseite; er verdankt seine Entstehung dem Bundesverfas-
sungsgericht, das ihn in zwei wichtigen Entscheidungen geprägt hat: 1952 beim
Verbot der rechtsextremistischen Sozialistischen Reichspartei (SRP) und 1956
beim Verbot der linksextremistischen Kommunistischen Partei Deutschlands (KPD).6

Herausgekommen ist dabei die Ihnen wahrscheinlich geläufige „freiheitlich-demo-
kratische Grundordnung“, die als Abgrenzungsmerkmal zum Extremismus ihren
Niederschlag auch in § 4 des Bundesverfassungsschutzgesetzes gefunden hat
und unter anderem folgende Prinzipien umfaßt: die Achtung vor den im Grundgestz
konkretisierten Menschenrechten, die Volkssouveränität, die Gewaltenteilung, die
Verantwortlichkeit der Regierung gegenüber der Volksvertretung, die Gesetzmä-
ßigkeit der Verwaltung, die Unabhängigkeit der Gerichte, das Mehrparteienprinzip,
die Chancengleichheit für alle politischen Parteien sowie das Recht auf verfas-
sungsmäßige Bildung und Ausübung einer Opposition. Ich teile die Auffassung des
Politikwissenschaftlers Pfahl-Traughber7 , daß der Versuch einer Definition nicht
allein auf die Gegnerschaft zu einer bestimmten Verfassung, hier dem Grundge-
setz, abstellen kann, sondern generell auf die o.g. Prinzipien eines demokratischen
Verfassungsstaates als einem auf die Menschen- und Bürgerrechte gegründeten
Ordnungsprinzip rekurrieren sollte.

Darüber hinaus ist extremistisches Denken gekennzeichnet durch Wahrneh-
mungsvorgänge, in denen die Wirklichkeit durch den Filter einer Ideologie gepreßt
wird, die nicht selten auf nicht überprüfbaren Aussagen beruht und mit dem
Anspruch auf Wahrheitsmonopol vertreten wird, woraus ein radikales Freund-
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Feind-Denken erwächst. Speziell für den Rechtsextremismus sind diese Struktur-
elemente extremistischen Denkens zu ergänzen um die fundamentale Vernei-
nung des Prinzips menschlicher Gleichheit, und zwar sowohl in bezug auf Indi-
viduen als auch in bezug auf „Rassen“ und Völker. Zur Legitimierung ausgren-
zender Praxen wird zurückgegriffen auf Nationalismus, Antisemitismus und
Rassismus sowie biologistische und sozialdarwinistische Menschen- und
Gesellschaftsbilder. Ziel ist ein starker, weil nationaler Staat, der die Interessen
der „Volksgemeinschaft“ nach außen so militant durchsetzt wie er nach innen die
Homogenisierung und Antipluralisierung betreibt.8  In der sozialwissenschaftli-
chen Literatur hat insbesondere Heitmeyer den Begriff des Rechtsextremismus,
etwas verkürzt, auf die knappe und einprägsame Formel gebracht, er umfasse
die Grundelemente 1. „Ideologie der Ungleichheit“ und 2. „Gewaltakzeptanz“.9

Fremdenfeindlichkeit weist nach meiner Auffassung einen doppelten Cha-
rakter auf. Sie kann Kern und Kristallisationspunkt von relativ isolierten auslän-
derfeindlichen und heterophoben Einstellungen und diffusen Bedrohungsgefüh-
len sein; gleichermaßen kann sie aber Teil eines umfassenderen rechtsextremi-
stischen Einstellungssyndroms sein, das auch rassistische, antisemitische, na-
tionalistische, neonazistische, geschichtsrevisionistische und autoritaristische
Splitter miteinander kombiniert.10

Mir scheint an dieser Stelle allerdings der Hinweise wichtig zu sein, daß sich
am Begriff des Fremden regelmäßig Ängste, Bedrohungsszenarien und Gefühle
der eigenen Benachteiligung festmachen, die keine rationale Basis haben. In der
früheren DDR (wohlgemerkt vor der Wende!) waren etwa unter Jugendlichen die
Türken die unbeliebteste Volksgruppe. Auf einer Skala der Antipathie rangierten
bei 48% der befragten Jugendlichen die Türken an der Spitze, obwohl es in der
DDR praktisch keine Türken gab.11  Ein anderes Beispiel, das den häufig kon-
struierten Zusammenhang zwischen hohem Ausländeranteil und großem Aus-
maß an fremdenfeindlichen Taten als unbegründet entlarvt: Gerade ostdeutsche
Bundesländer mit sehr geringem Ausländeranteil von rund 1,5% (der Bundes-
durchschnitt liegt dagegen bei fast 10%), bespielsweise Sachsen-Anhalt oder
Mecklenburg-Vorpommern, waren zwischen 1992 und 1994 vergleichsweise
stark mit fremdenfeindlichen Brandanschlägen belastet. Ermittelt man die Häu-
figkeit dieser Anschläge, bezogen auf je 100.000 der ausländischen Bevölke-
rung, dann weisen die fünf neuen Bundesländer sogar durchgehend die
höchsten Werte auf.12

Bitte gestatten Sie mir eine letzte Bemerkung, bevor ich mich der Rolle der
Medien zuwende. Auch wenn bzw. gerade weil ich mich bislang auf Jugendliche
konzentriert habe, will ich nicht versäumen hervorzuheben, daß wir es beim
Thema „Rechtsextemismus und Fremdenfeindlichkeit“ auch mit einem
Erwachsenenproblem zu tun haben. Erwachsene haben in ihren Einstellungen
oft sehr ähnliche Ausprägungen wie die Jugendlichen, allerdings setzen sie
diese aus unterschiedlichen Gründen nicht in gleichem Maße in gewalttätiges
Verhalten um. Exemplarisch möchte ich an die Situation in Rostock erinnern, als
Jugendliche 1992 unter dem Beifall der erwachsenen Anwohner die Zentrale
Anlaufstelle für Asylbewerber in Brand setzten und dabei Menschenleben ge-
fährdeten.

3. Die Rolle der Medien

Wenn wir bedenken, daß sich Fremdenfeindlichkeit vielfach aus irrationalen
Quellen, aus allgemeinen Lebensängsten und diffusen Bedrohungsgefühlen
nährt, dann scheint mir der Zusammenhang mit den Medien ganz naheliegend
zu sein. Die Medien liefern uns ja für unsere Vorstellungen die erforderlichen
Bilder. Ein Beispiel, wie sie das sowohl sprachlich aber auch fotografisch tun, mit
der Folge der wechselseitigen Verstärkung der Wirkung, ist das „volle Boot“, das
während der Asyldebatte zur Metapher wurde, das sich aber, etwa in Gestalt
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eines mit Albanern überfüllten Schiffes vor der italienischen Küste, auch als Foto in
das kollektive Bewußtsein eingebrannt hat.

Bilder stellen uns die elektronischen Medien und die Printmedien aber auch von
denen zur Verfügung, von denen hier die Rede ist: Junge rechtsextremistische
Männer, die als Täter in Erscheinung treten. Wir denken an im Gleichschritt
marschierende Uniformträger, die den Hitler- oder den Kühnengruß zeigen, mit
haßerfülltem Gesicht das Horst-Wessels-Lied singen, Freiheit für Rudolf Heß
forderten oder sich gerade bei einer militärischen Übung filmen lassen. Diese Bilder
sind nicht gestellt, dennoch aber zeigen sie nur eine halbe Wahrheit. Denn es
handelt sich bei diesen Männern im Dunstkreis des organisierten Rechtsextremis-
mus um eine relativ überschaubare Anzahl militanter und als solche auch gefähr-
licher Extremisten, die jedoch nicht die Urheber der Welle von fremdenfeindlichen
Gewalttaten gewesen ist, die von 1991 bis 1995 das Land überzogen hat. Die
Medien konnten hier meines Erachtens der Versuchung nicht widerstehen, immer
wieder vor allem besonders spektakuläre und farbige Bilder zu liefern. Die Realität
fremdenfeindlicher junger Gewalttäter ist, wie sie sich in zahlreichen Gerichtsurtei-
len abbildet, tatsächlich weit unspektakulärer: Drei Viertel der jungen Täter von
Brandanschlägen waren nicht vorbestraft. Jeweils nur rund 3% waren schon einmal
wegen einer politisch motivierten Tat in Erscheinung getreten oder gehörten einer
rechtsextremistischen Partei bzw. einer rechtsextremistischen Vorfeldorganisation
ohne Parteienstatus an. Den kaum organisierten, auf persönlicher Bekanntschaft
beruhenden Skinheadgruppen fühlten sich demgegenüber schon 15% der Täter
zugehörig. Insgesamt handelte es sich allenfalls um etwa ein Fünftel, das man im
weitesten Sinne mit der rechtsextremistischen Szene in Verbindung bringen kann.13

Das ist der Grund, warum Sozialwissenschaftler davon sprechen, daß dieses
Phänomen der jungen fremdenfeindlichen und militanten Männer ganz überwie-
gend „aus der Mitte der Gesellschaft“14 , also aus der gesellschaftlichen Normalität
kommt.

Wenn diese Welle fremdenfeindlicher Gewalt keine organisatorische Leistung
von rechtsextremistischen Parteien oder Organisationen oder von sog. Ewiggest-
rigen ist, dann wird dieses Geschehen besonders erklärungsbedürftig. Was ist es
denn, so fragen wir uns, was „normale“ junge Männer dazu bringt, zum Teil schwere
Gewalttaten gegen Fremde zu verüben? Nach meiner Auffassung greifen sie
latente Aggressionen gegen Fremde auf und machen sie sich zu eigen; insofern
kann durchaus von einer politischen Motivation ihrer Taten gesprochen werden. In
der konkreten Tatsituation werden entgegenstehende Hemmungen und Bedenken
überwunden, weil die Gleichaltrigengruppe einen Rückzug aus dem dynamischen
Geschehen kaum noch zuläßt. Die Gruppe ist es auch, die ggf. bestehende
Einwände neutralisiert (das möchte ich später noch ausführen). Es sind hier mei-
stens allerdings Meldungen der Medien, sei es der Printmedien, sei es der elektro-
nischen Medien, die am Anfang des Geschehens stehen.

Bekanntermaßen hat sich die Häufigkeit fremdenfeindlicher Gewalttaten wellen-
förmig entwickelt. Spitzen waren im Oktober 1991, im September 1992 und im Juni
1993 zu verzeichnen. Sie waren unverkennbar die Folge von spektakulären Auslöser-
ereignissen der jeweiligen Vormonate, nämlich den mehrtägigen Gewalttätigkeiten
in Hoyerswerda (ab 17.9.1991), in Rostock-Lichtenhagen (ab 22.8.1992) und dem
tödlichen Anschlag in Solingen (29.5.1993). Offenkundig haben diese öffentlichkeits-
wirksamen Taten jeweils Wellen von Nachahmungstaten ausgelöst. Diese Anstek-
kungswirkung der Medien konnte am Beispiel der Berichterstattung über fremden-
feindliche Gewalttaten von verschiedenen Forschern bestätigt werden.15  Was
bislang wissenschaftlich nicht erforscht war, ist die Frage, wie dieses gesamtge-
sellschaftliche Geschehen auf die Mikroebene, also bis zum Individuum hinunter,
durchschlägt. Hierzu kann ich Ihnen aus meiner Untersuchung der fremdenfeind-
lichen Brandanschläge sagen, daß Meldungen in den Medien über fremdenfeind-
liche Straftaten häufig den Anlaß für den Tatentschluß gaben (in fast einem Drittel
der untersuchten Fälle wurde das ausdrücklich vom Gericht festgestellt). Diese
Meldungen werden in der Clique aufgenommen und sind dort Gegenstand von
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Diskussionen über Ausländer und Ausländerpolitik. Am Ende steht dann der
Entschluß, gleichfalls ein Zeichen setzen zu wollen. Anhand einzelner Urteile
lassen sich diese Interaktionen en miniature nachvollziehen. Die folgenden,
wörtlich zitierten Urteilsauszüge belegen exemplarisch, daß die Medien-
meldungen ein erfolgreiches Modell lieferten, welches zur Nachahmung anreg-
te, andererseits aber auch eine „Aufmerksamkeitsprämie“ in Aussicht stellte, die
den Tätern in Form der Medienberichterstattung sicher schien:

Zunächst ein Auszug aus einem Urteil des Amtsgerichts Recklinghausen aus
dem Jahr 1992: „Sie entwarfen den Plan, Gewaltaktionen gegen Ausländer zu
unternehmen. Hierbei hatten sie die Vorstellung, nach dem Muster der Gewalt-
aktionen in Hoyerswerda müsse den Sinti und Roma und Türken eine Lehre erteilt
werden, um sie zu verjagen. Durch eine spektakuläre Tat müßten die Politiker
aufgeschreckt und zum Handeln gezwungen werden, damit es zu einer drasti-
schen Verringerung des Asylantenstromes komme. Durch das tatenlose Zuse-
hen der Politiker würden auch die Ausländer immer gewalttätiger und ihrem Tun
keinerlei Schranken gesetzt.“

Es folgt ein Auszug aus einem Urteil des Landgerichts Osnabrück von 1993
– lediglich aus Gründen der Unterscheidbarkeit kennzeichne ich hierbei die
handelnden Personen mit den beiden Anfangsbuchstaben aus dem Alphabet:
„Der Angeklagte (A) schlug daraufhin vor, gemeinsam ‚einen Anschlag auf ein
Asylantenheim‘ zu begehen. Auf die Frage des Angeklagten (B), wie er sich das
denn vorstelle, führte der Angeklagte (A) aus, man solle einen ‚Molly‘ (Molotow-
Cocktail) auf das Heim werfen. Sie hätten dann auch endlich mal ‚voll den
Medienspektakel‘ wie in Mölln. Es wäre doch toll, groß etwas darüber in der
Zeitung zu lesen, genau zu wissen, daß man selbst dafür verantwortlich ist und
daß es niemand herausbekommt.“

Zuletzt noch ein Urteil des Amtsgerichts Schweinfurt aus dem Jahr 1993:
„Der Angeklagte meinte, sie hätten sich wohl durch die Fernsehberichte über die
Vorfälle in Rostock und Hoyerswerda angeregt gefühlt, zudem habe er 5-6 Bier,
eventuell mehr, getrunken. Der Angeklagte wußte des weiteren, daß darüber
gesprochen wurde, daß es hier zu viele Ausländer gebe und daß man den
Asylanten zeigen wollte, daß sie in der Bundesrepublik seien.“

Für die Medien, vor allem das Fernsehen, ergibt sich daraus ein Dilemma aus
Ansteckungswirkung und Pflicht zur Berichterstattung, das sich aber auf dem
Wege auflösen lassen wird, daß die Art und Weise der Berichterstattung
sorgfältig überprüft und auf das Maß zurückgestutzt wird, das Informations-
pflicht und journalistische Ethik erfordern.16  Insbesondere reißerisch-emotiona-
lisierende Magazinbeiträge dürften in entsprechenden gesamtgesellschaftlichen
Situationen, wie die Asyldebatte gezeigt hat, auf die jungen Menschen beson-
ders mobilisiend wirken. Wir sind hier vielfach auf Vermutungen angewiesen;
denn diese speziellen Zusammenhänge sind nach meiner Einschätzung noch
sehr wenig erforscht. Über die sattsam bekannte, und so wohl auch zu simpel
gestellte Frage nach der Verursachung von Gewalttaten durch Gewalt-
darstellungen in den Medien hinaus besteht hier Forschungsbedarf. Keinesfalls
sollten wir es allerdings zulassen, daß sich die Medien hinter der Pflicht zur
Berichterstattung verschanzen und sich der Problematisierung ihrer eigenen
Rolle verweigern, indem sie sich auf die überholte Vorstellung zurückziehen, die
Medien seien auschließlich Beobachter, die eine Realität – quasi maßstabsge-
treu – nur abbildeten, ohne selbst auf die Agierenden zu wirken.17

4. Erklärungsansätze für rechtsextremistisches
bzw. fremdenfeindliches Verhalten junger Männer

Soweit den Medien hier eine Verantwortung zufällt, bezieht sie sich auf die
unmittelbare Tatveranlassung, also gleichsam auf die Aktualisierung einer
entsprechenden Tatgeneigtheit. Die Frage, worauf sich wiederum diese zurück-
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führen läßt, ist eine Frage nach den Ursachen der fremdenfeindlichen Jugend-
gewalt.

Als Kriminologe spreche ich nur mit schlechtem Gewissen von Ursachen der
Jugendkriminalität. Die Jugendkriminologie mit ihren Dunkelfeldforschungen hat
ergeben, daß abweichendes Verhalten im Jugendalter, sofern es sich nicht um
schwerste Kriminalität handelt, normal und ubiquitär ist und auch ohne staatliche
Sanktionierung regelmäßig mit zunehmendem Alter von alleine abbricht. Insofern
ist dieses Verhalten, weil normal und Teil des Erwachsenwerdens, eigentlich nicht
besonders erklärungsbedürftig.18  Von dieser Erkenntnis kann auch fremdenfeind-
lich motiviertes Verhalten nicht generell ausgenommen werden. Bei vielen Jugend-
lichen und Heranwachsenden ist die politische Haltung diffus und ideologisch nicht
verfestigt. Gruppenzugehörigkeiten werden hier oft ausprobiert und wechseln.
Abgesehen davon, daß das leider nicht immer die Begehung auch schwerster
Straftaten verhindert, gibt es aber auch die wenigeren anderen, die aufgrund ihrer
organisatorischen Einbindung und ihres Fanatismus befürchten lassen, daß sie
künftig weiter schwere Straftaten, insbesondere Gewaltverbrechen begehen wer-
den. Der anglo-amerikanische Sprachraum kennt hierfür den vielleicht treffenderen,
jedenfalls bildlicheren Terminus „Hate Crimes“19 , also Haßverbrechen.

In diesem Zusammenhang ist bis heute, im übrigen vor allem durch die Medien,
immer wieder behauptet worden, dafür sei die Arbeits- und Orientierungslosigkeit
unter Jugendlichen verantwortlich. Hintergrund sind die Arbeiten des Bielefelder
Jugendforschers Heitmeyer, der ein Desintegrationstheorem zur Erklärung frem-
denfeindlicher Einstellungen und Verhaltensweisen entwickelt hat, wonach diese
des Ergebnis eines individuellen Verarbeitungsprozesses der gesellschaftlichen
Modernisierung seien, in dem vor allem Auflösungsprozesse von Beziehungen zu
anderen Personen oder von Lebenszusammenhängen und Auflösungsprozesse
der Verständigung über gemeinsame Wert- und Normvorstellungen in der Weise
„umgeformt“ würden, „daß Anschlußstellen für rechtsextremistische Positionen
entstehen“20 . Obwohl jedoch Heitmeyer selbst, nach entsprechender Kritik aus der
Wissenschaft21 , bei empirischer Überprüfung dieses Konzepts eingestehen mußte,
daß die These der Verursachung durch Arbeitslosigkeit mit Skepsis zu betrachten
sei und die bloße formale Integration in den Arbeitsbereich offenbar keine hinrei-
chende Distanz zu rechtsextremistischen Mustern aufbaut22 , wird dieser Erklärungs-
ansatz immer noch bemüht. Es sei daher an dieser Stelle nochmals betont. Es gibt
keinen nachweisbaren Zusammenhang zwischen Arbeitslosigkeit und Hinwen-
dung zu rechtsextremistischen bzw. fremdenfeindlichen Verhaltensweisen. Darin
ist sich die Fachwelt inzwischen weitgehend einig.23  Vielmehr haben sich wieder-
holt Anhaltspunkte dafür ergeben, daß beruflich integrierte Jugendliche, also mit
Arbeitsplatz oder Ausbildungsstelle, sogar eher stärkere rechtsextremistische und
fremdenfeindliche Orientierungen aufweisen als arbeitslose Jugendliche.24  In einer
Untersuchung in Mecklenburg-Vorpommern konnte jüngst erneut gezeigt werden,
daß rechtsextremistische Einstellungen bei jungen Menschen nicht auf sozial
benachteiligte oder desintegrierte Jugendliche begrenzt sind, sondern insbeson-
dere in den unteren Bildungsschichten weit verbreitet sind.25  Schumann u.a. haben
diesen Befund in einer methodisch aufwendigen Längsschnittstudie in Bremen
auch für delinquentes Verhalten im allgemeinen bestätigt. Mit anderen Worten:
Auch für kriminelles Verhalten im allgemeinen gilt nicht, daß arbeitslose Jugendli-
che auffälliger sind.26

Es ist demnach nicht der objektive Umstand der Arbeitslosigkeit, der hier
ausschlaggebend ist. Allenfalls sehe ich eine Bündelung von Problemlagen als
relevant an, die praktisch das Ende eines mißlungenen Sozialisationsprozesses
markiert. In meiner Untersuchung fielen nur etwa ein Viertel der Täter in diese
Kategorie der auffälligen desintegrierten jungen Männer.27  Wegen des Restes, der
die große unauffällige Mehrheit repräsentiert, müssen wir sozialwissenschaftliche
Theorien von Desintegration und Deprivation wohl subjektiv wenden. Das heißt
entscheidend ist nicht so sehr, wie meine Lebensumstände tatsächlich sind (in
Parenthese gesprochen: in vielen Fällen eben gar nicht so schlecht), sondern wie
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ich sie sehe, wie ich sie empfinde und wie ich mit ihnen umgehe. Wenn der
Maßstab ist, was mir nach meinem Gutdünken als Deutscher gegenüber einem
Ausländer zusteht, dann können sich die Bewertungen je nach politischer
Einschätzung gewaltig verschieben und sich von den objektiven Lagen ablösen.
Erkennbar wird jetzt auch, welche Bedeutung in dieser Situation dem allgemei-
nen gesellschaftlichen Klima, aber auch der Politik zukommt, die unter Umstän-
den fremdenfeindliche Einstellungen aus ihrer Latenz holen und aktualisieren
können. Ich teile die Einschätzung des Sozialwissenschaftlers Scherr, der die
These formuliert hat: „Die Entstehung subkultureller Jugendgewalt ist immer
dann wahrscheinlich, wenn sich als machtlos und sozial randständig empfin-
dende männliche Jugendliche als Beschützer ihrer Eigengruppe vor einer
Bedrohung darstellen und dabei auf gesellschaftlich verfügbare Rechtfertigungs-
normen zurückgreifen können.“28

Diese These umfaßt zutreffend sowohl das subjektive Element der Empfin-
dung der eigenen Position als auch das Element der Rechtfertigung des eigenen
Verhaltens, welches ich für besonders wichtig halte und hier im Kontext von
Gleichaltrigenclique und Medienberichterstattung erläutern möchte. Als
Kriminologen sprechen wir weniger von Rechtfertigung als von Techniken der
Neutralisierung und Rationaliserung. Diese Sichtweise von kriminellem Verhal-
ten geht davon aus, daß der Täter gesellschaftliche Werte nicht generell ablehnt,
sondern sie nur situativ außer Kraft setzt. Soziale Regeln und Normen, so zeigt
die Beobachtung, nehmen selten die Form kategorischer Imperative an; viel-
mehr werden sie als Richtlinien für das Handeln verstanden, die in ihrer
Anwendbarkeit im Hinblick auf Zeit, Ort. Personen und soziale Umstände relativ
sind. Also lehnt der Täter die verletzte Norm nicht schlechthin ab; aus gewissen
Gründen meint er aber, in dieser Situation und unter diesen Umständen gleich-
sam ausnahmsweise so handeln zu dürfen. Auf diese Weise ermöglicht er sich
gleichermaßen die Tatbegehung und die Aufrechterhaltung eines positiven
Selbstbildes. Denn die Neutralisierung bewirkt praktisch eine Umwertung. Am
Beispiel einer besonderen Neutralisationstechnik soll das kurz erklärt werden.
Die Ablehung des Opfers stellt eine Form der Neutralisierung dar, die besonders
bei Verbrechen gegen Angehörige sozialer Minderheiten eingesetzt wird. In der
neutralisierenden Perspektive erscheint das Unrecht tatsächlich nicht als Un-
recht, sondern als eine Form gerechter Rache, Strafe oder sogar als Verteidi-
gung des an der „Überfremdungsfront“ kämpfenden „politischen Soldaten“.
Dieser Mechanismus kann durch Vorurteile und Kollektivhaß so weit gesteigert
werden, daß das Opfer, gänzlich verfremdet und dehumanisiert, nicht mehr oder
nur noch eingeschränkt als Mensch und der Tötungsakt kaum noch als Verlet-
zung des Tötungstabus wahrgenommen und erlebt wird.29  Es sind übrigens
diese Überlegungen, die meiner Meinung nach auch jene Strafnormen legitimie-
ren, die sich nur vordergründig bloß gegen Meinungen richten. Die sog.
Propaganda- und Agitationsdelikte, also z.B. das Verbreiten von Propaganda-
mitteln verfassungswidriger Organisationen (§ 86 StGB) oder die Volksverhetzung
(§ 130 StGB), gefährden in diesem Sinne auch höchstpersönliche individuelle
Rechtsgüter wie Leib und Leben von Ausländern oder politischen Gegnern.

Wir wissen, daß etwa 80% der fremdenfeindlichen Gewalttaten, bei den
Brandanschlägen sind es sogar 95%, durch Gruppen von zwei oder mehr
jungen Männern begangen werden.30  Die peer- oder Gleichaltrigengruppe
nimmt also sowohl bei der Tatbegehung als auch schon vorher, bei der
Tatneutralisierung, eine zentrale Rolle ein. Es sind vor allem Meldungen und
Kommentare aus den Medien und dem Freundes- und Bekanntenkreis, die,
nachdem sie selektiv aufgenommen worden sind, in der Gruppe aufbereitet und
zu einem Bild zusammengefügt werden, das nach Bestätigung sucht und
stereotyp reproduziert wird. Auf dieses Bild werden die Gruppenmitglieder
unausgesprochen verpflichtet, so daß die Feindauswahl und Feinderklärung
nicht mehr in Frage gestellt wird. In Cliquen wird Neutralisierung eingeübt; sie
stellen zugleich „Bühnen für die Inszenierung von Männlichkeit“ dar. Insofern
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erhöht Cliquenzugehörigkeit das Risiko der Begehung von Gewaltkriminalität.31

Die an Irrationalität zuweilen kaum zu überbietende Kampagne um das Asyl-
recht hat mit ihren pauschalen und negativen Zuschreibungen, die sich in dem
Gerede von der „Ausländerschwemme“ oder „Ausländerflut“, von den „Schein-
asylanten“, „Asylbetrügern“ und „Wirtschafts-Schmarotzern“ manifestierten, die-
sen Gruppenprozeß bei Jugendlichen und die damit zusammenhängende
Deindividuation der späteren Opfer wesentlich gefördert. In theoretischer Hinsicht
sehe ich im Einfluß der peergroup damit das entscheidende Verbindungsstück
zwischen sozialstrukturellen und individualpsychologischen Erklärungsansätzen.

5. Die Situation in Ostdeutschland und Gegenmaßnahmen

Die hier skizzierten Gruppenprozesse beanspruchen Erklärungskraft in gleichem
Maße für West- wie für Ostdeutschland. Für die ehemalige DDR haben sie sogar
besonderes Gewicht, da im Zuge der Vereinigung soziale Beziehungen, etwa
vermittelt durch staatliche Jugendfreizeiteinrichtungen, weitgehend aufgelöst wur-
den und sich der verstärkte Zusammenschluß in losen und informellen Freizeit-
gruppen von Gleichaltrigen als Alternative anbot. Die Situation in Ostdeutschland
ist zur Zeit in mehrfacher Hinsicht unbefriedigend: Für die statistisch registrierte
Jugendkriminalität im Ganzen liegt die Belastung mit jungen Tatverdächtigen im
Osten in relativen Zahlen, also bei Umrechnung auf den entsprechenden Anteil
junger Einwohner, durchgehend um ein Drittel höher als in Westdeutschland; im
Bereich der Gewaltkriminalität ist die Belastung mit registrierten Tatverdächtigen
sogar doppelt so hoch.32  Ferner wurden im Hinblick auf fremdenfeindliche und
gewaltbejahende Einstellungen bei der ostdeutschen Jugend seit der Wende
vergleichsweise höhere Werte gemessen.33  Zuweilen wird auch davon berichtet34 ,
daß es rechtsorientierten Jugendlichen und Heranwachsenden wenigstens zeit-
weise gelingt, Fremde mit Gewalt oder durch Androhung von Gewalt von Diskothe-
ken, Jugendtreffs oder von öffentlichen Plätzen fernzuhalten und sie zu sog. „na-
tional befreiten Zonen“ umzuwandeln. Ich neige gewiß nicht zur Dramatisierung,
aber ein solcher Zustand, in dem sich rechte Jugendliche des öffentlichen Raumes
bemächtigen und so eine Strategie der „kulturellen Hegemonie“ partiell umzuset-
zen verstehen, ist schlicht unakzeptabel.

Was ist zu tun? Ohne hier im Detail auf Gegenmaßnahmen eingehen zu können,
will ich zunächst vor strafrechtlichen Überreaktionen warnen. Zunächst existiert für
Jugendliche und Heranwachsende ein spezielles Jugendgerichtsgesetz, welches
ein eigenes Sanktionsprogramm kennt und im Hinblick auf längere bzw. überwie-
gend schuldvergeltende Freiheitsstrafen aus guten Gründen vom Erwachsenen-
strafrecht abweicht.35  Die überaus repressive und unverhältnismäßige Kriminalpoltik
der DDR gegenüber jungen Skinheads etwa bietet genug Anschauungsmaterial
dafür, wie durch staatliche Intervention der Prozeß der Radikaliserung und der
Einstieg in eine Karriere einschlägiger Auffälligkeit beschleunigt werden kann.36  Im
übrigen stehen wir bei jungen Menschen, bei fremdenfeindlichem wie bei
delinquentem Verhalten gleichermaßen, vor dem Problem, daß sich durch Progno-
sen diejenigen, die später mehrfach auffällig werden, vorausschauend kaum aus-
machen lassen.

Vorrangig muß es also darum gehen, fremdenfeindliche Taten präventiv zu
verhindern. Dazu gehört meiner Meinung nach vor allem, daß latent sehr verbreite-
te, fremdenfeindliche Einstellungen nicht durch wahltaktische politische Debatten
aus der Latenz geholt werden und diese sich dann mit erheblichem Druck auf die
Politik manifestieren. Wenn es gelingt, gesellschaftspoltische Anti-Fremde-Kampa-
gnen zu vermeiden, so werden damit auch die Möglichkeiten zur Neutralisierung
fremdenfeindlicher Gewalt verringert, zu der sich Cliquen ansonsten aufgerufen
fühlen könnten. Diese Cliquen könnten ein Anknüpfungspunkt für eine sozial-
arbeiterische Strategie sein, die letztlich auf die Rückumwertung in diesen Gruppen
abzielt. Das sozialpädagogische Konzept der „akzeptierenden Jugendarbeit“37
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halte ich in diesem Kontext für problematisch, nicht nur weil bestimmte Handlun-
gen nicht akzeptabel sind, sondern vielmehr weil dieses Konzept ganz auf den
theoretischen Annahmen Heitmeyers von der Desintegration basiert. Wie ge-
zeigt haben sich diese Annahmen empirisch aber nicht bestätigen lassen und
die Sozialarbeiter haben es in der Mehrzahl der Jugendlichen nicht mit des-
integrierten Randständigen zu tun, bei denen Akzeptanz zunächst die Bedin-
gung für weiterführende Kommunikation wäre. Im übrigen wäre auch vor dem
möglichen und in lerntheoretischer Hinsicht bedenklichen Mißverständnis zu
warnen, das bei den Jugendlichen hervorgerufen werden könnte; daß nämlich
allein Gewalt etwas bringe, in diesem Fall sozialarbeiterische Aufmerksamkeit
und Projektmittel, in deren Genuß nicht gewalttätige Jugendliche jedoch nicht
kämen.

Für die individuelle Auseinandersetzung mit straffälligen und gewalttätigen
„Normaljugendlichen“ halte ich gerade bei politisch motivierter Delinquenz
daher eine konfrontative Strategie für angemessener, die, wie beim sog. Anti-
Aggressivitäts-Training, versucht, dem Täter die Opferperspektive zu vermitteln
und seine Neutralisationstechniken zu bearbeiten.38  Der Erfolg reiner Aufklä-
rungskampagnen (zum Beispiel derjenigen der Innenminister von Bund und
Ländern „FAIRSTÄNDNIS – Menschenwürde achten – Gegen Fremdenhaß“)
dürfte sich auf ohnehin sensibilisierte Jugendliche beschränken. Die gewalt-
bereiten und fremdenfeindlichen Jugendlichen werden damit offenbar nicht er-
reicht.39

6. Ausblick

Die extreme Rechte ist zu mancher Scheußlichkeit und zu manchem Verbrechen
fähig, das ist keine Frage. Insoweit ist der Schutz gefährdeter bzw. angegriffener
Minderheitsangehöriger und politischer Gegner von Rechtsextremisten auch
eine Aufgabe für Polizei und Strafrecht. Doch kann die extreme Rechte zu einer
echten Gefahr für den demokratisch verfaßten Rechtsstaat erst werden, wenn
eine Mehrheit oder eine erhebliche Minderheit aus der gesellschaftlichen Mitte
ihr folgt oder sich ihre Forderungen zu eigen macht. Die politische Macht der
extremen Rechten sollte daher nicht überschätzt werden. Es liegt letztlich in der
Verantwortung und am Willen der demokratischen Mehrheit, wie weltoffen und
tolerant und damit wie lebenswert die bundesdeutsche Gesellschaft im näch-
sten Jahrhundert sein wird. Sie selbst ist es mithin auch, die in diesem Sinne für
sich zur größten Gefahr werden kann.
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Holocaustleugner im Internet
von Bodo Becker

1. Einführung

In dem Maße, in dem die Akzeptanz des Internet und gleichzeitig die Zahl derer steigt,
die Zugang zu diesem Medium haben1 , nehmen auch die rechtsextremistischen Aktivi-
täten im Internet sowohl quantitativ als auch qualitativ zu:

Derzeit sind dem Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) rund 330 Homepages
deutscher Rechtsextremisten bekannt, 1998 waren es noch 200 und 1997 rund 100. Zu
dieser sprunghaften Entwicklung gehört auch, dass deutsche Rechtsextremisten im
Internet technisch immer anspruchsvoller für ihre verfassungsfeindlichen Ziele werben.

So binden sie aufwendige Grafiken ein, bieten Skinhead-Musik über Tondateien im
MP3-Format an und verbreiten sogenannte TV- und Radiosendungen via Internet. Das
Internet wird zudem als Informationsmedium für Aktionen genutzt und „schwarze Listen“
bis hin zu Mordaufrufen sollen politische Gegner einschüchtern. Mitunter stellen ge-
waltbereite Rechtsextremisten detaillierte Anleitungen zur Herstellung von Spreng- und
Brandsätzen sowie sonstiger Mittel zur Sabotage ein. Auf diese Weise ziehen deutsche
Rechtsextremisten daraus Nutzen, dass im weltweiten Datennetz die Einstellung
strafbarer Inhalte durch nationale Gesetze (bisher) nicht effizient verhindert oder
geahndet werden kann.

2. Holocaustleugnung im Internet

So bietet das Internet auch Holocaustleugnern eine willkommene Plattform, ihre Vorstel-
lungen zu propagieren. Die Bedeutung des Internet für die Verbreitung der Holocaust-
Leugnung ist in den letzten Jahren gestiegen: zum einen durch die allgemeine
Verbreitung dieses neuen Mediums, zum anderen durch die so relativ risikolose Ver-
breitung der in der Bundesrepublik Deutschland, aber auch in der Schweiz verbotenen
Propagierung der „Auschwitz-Lüge“.

Gleichwohl verläuft die rein quantitative Steigerung wichtiger revisionistischer
Internet-Homepages nach Einschätzung des BfV nicht analog zu der Entwicklung der
übrigen rechtsextremistischen Seiten im Internet: Bei den Seiten mit revisionistischen
Inhalten ist in der jüngsten Vergangenheit eine vergleichsweise geringere Steigerung
zu verzeichnen gewesen. Dem BfV sind ca. 25 Internet-Seiten bekannt, welche sich
ausschließlich oder zumindest überwiegend mit dem Revisionismus beschäftigen und
größtenteils über Links (automatisierte Verknüpfungen) miteinander verbunden sind.

Neben diesen zentralen Seiten des Revisionismus, die im Folgenden kurz vorgestellt
werden, enthalten aber auch andere rechtsextremistische Homepages revisionistische
Inhalte. Mit dem Zuwachs solcher Homepages wächst somit auch die Anzahl jener
Seiten, welche als Nebenaspekte revisionistische Inhalte bereithalten. Darüber hinaus
bieten rechtsextremistische Internet-Einstellungen vielfach sogenannte Links zu revisioni-
stischen Seiten an – ohne selber derartige Inhalte aufzuweisen.

Mit dem Begriff Revisionismus ist im Rechtsextremismus eine politisch motivierte
Umdeutung der Vergangenheit, insbesondere hinsichtlich der Zeit des Nationalsozia-
lismus, verbunden. Revisionisten erheben den Anspruch, mittels vermeintlich wissen-
schaftlicher Arbeit die Forschung über den Nationalsozialismus voranzutreiben. Tat-
sächlich streben sie jedoch aus rechtsextremistischer Motivation an, das Dritte Reich zu
rehabilitieren und dazu die nationalsozialistischen Verbrechen zu relativieren. Mittels
ihres pseudowissenschaftlichen Diskurses sind sie zugleich bemüht, ihre Ausgrenzung
zu überwinden.

Trotz der vielen automatisierten Verknüpfungen im Internet kann nicht von einer
arbeitsteiligen Zusammenarbeit im internationalen Revisionismus gesprochen werden.
Neben dem persönlichen  Engagement und der finanziellen Basis der maßgeblichen

Bodo Becker
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Protagonisten kommt es statt dessen auf die rechtlichen Rahmenbedingungen in
den einzelnen Staaten an: Entscheidend ist beispielsweise, ob die Verbreitung
revisionistischer Thesen („Auschwitz-Lüge“) unter Strafe gestellt ist oder nicht.

3. Beispiele aus dem Internet

3.1 Ernst Zündel
Der in Kanada (Toronto) lebende Deutsche Ernst ZÜNDEL  gilt international als einer
der führenden Revisionisten. Über seinen Verlag „Samisdat Publishers Ltd.“ und
andere Medien, insbesondere Radio- und Fernsehsender in den USA und Kanada,
verbreitet er seit 1979 rechtsextremistisches Propagandamaterial.

Seit Frühjahr 1995 ist er durch seine über das WWW angebundene Homepage
„Zündelsite“ auch im Internet vertreten. Nach Angaben ZÜNDELS in dem von ihm
monatlich herausgegebenen „Germania-Rundbrief“ (August 1998) gab es bereits
über 400.000 Nutzer seiner „Zündelsite“. Die Interessenten hätten über drei Millionen
Dokumente angesehen oder kopiert. Im „Germania Rundbrief“ von August 1999
behauptet ZÜNDEL, dass über seine Homepage insgesamt 3.400 revisionistische
Dokumente angeboten werden.

Auf dem deutschsprachigen Teil der „Zündelsite“ sind über 100 Bücher und
Publikationen mit überwiegend revisionistischem Gedankengut als Volltext-Dateien
abrufbar, so beispielsweise auch die pseudowissenschaftlichen, Gaskammern in
Auschwitz leugnenden Ausarbeitungen „Leuchter Report: Ende eines Mythos“ und
das „Rudolf Gutachten“. Ende September 1996 indizierte die Bundesprüfstelle für
jugendgefährdende Schriften (BPjS) sieben der über die „Zündelsite“ verbreiteten
revisionistischen Artikel; diese sind allerdings nach wie vor abrufbar.

Unter der Bezeichnung „Voice of Freedom“ („Stimme der Freiheit“) bietet
ZÜNDEL auf seiner Homepage zudem umfangreiche Bilddokumente sowie Ton- und
Videosequenzen an.

ZÜNDEL lässt die revisionistische Literatur über seine in den USA lebende
Vertraute Ingrid RIMLAND ins Internet einstellen. Er vertritt deshalb die Auffassung,
dass er juristisch für die Inhalte der Homepage nicht mehr belangt werden könne.
Hierbei dürfte es sich lediglich um einen taktischen Schachzug handeln, da ZÜNDEL
seine Einbürgerung in Kanada nicht gefährden möchte. Auch wenn die Deutsche
Telekom im Frühjahr 1996 den Zugriff auf ZÜNDELs Propagandamaterial über den
eigenen Online-Dienst unterband, besteht weiterhin eine nahezu unbeschränkte
Zugriffsmöglichkeit über andere Netzwerke.

3.2 „Vrij Historisch Onderzoek“ (V.H.O.)
Die in Antwerpen (Belgien) ansässige Stiftung „Vrij Historisch Onderzoek“ (V.H.O.,
„Freie Historische Untersuchung“) wird von den Brüdern Siegfried und Herbert
VERBEKE geleitet. Ihr kommt unter den Revisionisten im Internet eine zentrale Be-
deutung zu, denn sie vertreibt alle einschlägigen, in Deutschland teilweise be-
schlagnahmten oder von der BPjS indizierten Schriften. Seit 1996 verbreitet die
V.H.O. Holocaust leugnende Broschüren und Flugblätter. Dazu gehören auch die
Publikationen „Eine deutsche Antwort auf die Goldhagen- und Spielberglügen“ und
„Holocaust und Revisionismus. 33 Fragen und Antworten zum Holocaust“, in denen
die gängigen rechtsextremistischen, den Holocaust verneinenden Behauptungen
zusammengefasst werden. Über ihre Internet-Homepage können mittels automati-
sierter Verbindungen alle übrigen bedeutenden revisionistischen Homepages er-
reicht werden. Außerdem eröffnet die V.H.O. über ihre Webseite Zugang zu themen-
verwandten Homepages oder zu revisionistischen Texten bekannter Rechtsextremi-
sten. Unter der reißerischen Ankündigung „Wir Brechen Tabus! Revisionismus pur!“
können auch Beiträge aus den „Vierteljahresheften für freie Geschichtsforschung“
(VffG) erreicht werden. Die sich um einen seriösen Anstrich bemühende Zeitschrift
wird von dem deutschen Revisionisten Germar SCHEERER, geb. RUDOLF im
Ausland redigiert.
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3.3 „National Journal“
Seit Oktober 1997 wird unter der in den USA gespeicherten Domain „National Journal“
eine deutschsprachige Homepage mit gleichem Namen abrufbar gehalten. Die
Homepage bietet ein umfangreiches Angebot revisionistischer, antisemitischer und
fremdenfeindlicher Texte, die oftmals mit Fotos angereichert werden.

Das „National Journal“ wird laut Impressum von einer Redaktionsgemeinschaft „Die
Freunde im Ausland“ (DFiA) herausgegeben; redaktionell verantwortlich zeichnet unter
Pseudonym ein Thomas BROOKES, er soll britischer Staatsbürger sein.

Die Interneteinstellung hetzt in übelster Weise gegen Juden und Fremde, propagiert
den Revisionismus und diffamiert Politiker und Justiz. Die Beiträge sind ganz überwie-
gend auf die Bundesrepublik Deutschland bezogenen. Es ist deshalb anzunehmen,
dass deutsche Rechtsextremisten die Inhalte des „National Journal“ aufbereiten.

3.4 „Adelaide Institute“
Auch das australische „Adelaide Institute“ gehört zu den internationalen Zentren
revisionistischer Propaganda. Der deutschstämmige Leiter Fredrick TOBEN ist nicht nur
in Australien als aggressiver Holocaust-Leugner in Erscheinung getreten, sondern
genießt in Revisionistenkreisen weltweit hohes Ansehen. Nach seiner Festnahme am 8.
April 1999 in Deutschland wurde er wegen Volksverhetzung, Verunglimpfung des
Andenkens Verstorbener und Beleidigung vom Landgericht Mannheim zu einer Frei-
heitsstrafe von 10 Monaten ohne Bewährung verurteilt2 .

3.5 „Institute for Historical Review“ (IHR)
Das in Kalifornien ansässige und heute von dem Historikers Mark WEBER und dem
Computerfachmann Greg RAVEN geleitete IHR galt in den 80er Jahren als die Gedanken-
schmiede des Revisionismus. Es versuchte sich mit eigenen Kongressen und einer
eigenen Zeitschrift ein pseudowissenschaftliches Image zu geben. Die vom IHR bis
1994 veranstaltete jährliche „Internationale Konferenz über Revisionismus“ war ein
wichtiger Anlaufpunkt internationaler – auch deutscher – Revisionisten, die dort ihre
Kontakte vertieften und zum Teil als Referenten auftraten. Das IHR hat mit einer solchen
Außendarstellung zwar zeitweilig in der amerikanischen Öffentlichkeit den Eindruck von
Wissenschaftlichkeit vermittelt, ist aber in ähnlicher Form in Deutschland nicht zur
Kenntnis genommen worden. Einige deutsche Revisionisten, die wie etwa Udo WALENDY
bei IHR-Kongressen als Referenten auftraten, versuchten sich so in Deutschland
innerhalb des revisionistischen Lagers aufzuwerten. Insgesamt sind die Aktivitäten und
die Bedeutung des IHR in den letzten Jahren – nicht zuletzt wegen finanzieller Querelen
und Führungsstreitigkeiten – jedoch zurückgegangen. Die öffentliche Präsenz des
Instituts reduzierte sich im wesentlichen auf seine Homepage im Internet.

3.6 „Committee for Open Debate On the Holocaust“ (CODOH)
Das CODOH kann als eine Art Abspaltung vom IHR angesehen werden, erlangte aber
nie eine ähnliche Bedeutung im internationalen Revisionismus – insbesondere in
Deutschland oder auch Europa. Das CODOH wird von dem amerikanischen revisioni-
stischen Historiker Bradley SMITH geleitet, der unter anderem das Buch „Confessions
of a Holocaust Revisionist“ schrieb. Wie auch die anderen vorgestellten revisionisti-
schen Homepages enthalten die CODOH-Webseiten hunderte Dokumente von revisio-
nistischen Autoren, so zum Beispiel auch von David IRVING und Robert FAURRISON.

3.7 Zwei Beispiele von rechtsextremistischen Homepages
mit revisionistischen Inhalten
Meck88
Die von einem Skinhead-Aktivisten anonym betriebene rechtsextremistische Homepage
„Meck 88“ bot seit Frühjahr 1999 über Speicherplatz in den USA strafrechtsrelevante
Inhalte an. Sie enthielt neben Musikdateien mit rechtsextremistischen Aussagen auch
andere volksverhetzende und antisemitische Texte: So wurden unter anderem die
„Nürnberger Rassengesetze“ verbreitet und der Holocaust geleugnet. Für kurze Zeit
war auch eine „Hass-Seite“ eingerichtet, in der Namen und Anschriften politisch Anders-
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denkender aufgeführt wurden.
Nach erfolgreichen Recherchen des BfV, in enger Zusammenarbeit mit der

Landesbehörde für Verfassungsschutz Rheinland-Pfalz, durchsuchte die Polizei am
12. Juli 1999 die Wohnräume des Betreibers und beschlagnahmte den PC. Dem BfV
ist es in diesem Fall – wie auch bei anderen Fällen – gelungen, die Betreiber ano-
nymer rechtsextremistischer Homepages zu ermitteln und so zur Strafverfolgung
beizutragen. Solche Exekutivmaßnahmen dürften wenigstens kurzzeitig zu einer
Verunsicherung der rechtsextremistischen Internet-Gemeinde und damit zu einem
Verzicht auf eindeutig strafbare Inhalte auf einigen Homepages führen.
Jungsturm – Norden
Die Internet-Homepage „Jungsturm-Norden“ wird seit Kurzem über einen Server in
den USA anonym betrieben. Die nach eigenen Angaben aus Norden/Ostfriesland
stammenden Betreiber bieten vor allem rechtsextremistische, zum Teil indizierte
Liedtexte sowie Musikdateien rechtsextremistischer Skinheadbands an. Dazu wird
ein besonderer Service angekündigt: Zu einem Preis von 20 DM incl. Porto und
Verpackung würden künftig CDs nach den individuellen Wünschen der Kunden
hergestellt. Daneben stellen die Betreiber aber auch revisionistische Inhalte auf ihrer
Webseite ein.

4. Fazit

Die ungehinderte Verbreitung von Holocaust leugnender Propaganda des interna-
tionalen Revisionismus über das Internet stellt eine große Herausforderung für die
Verfassungsschutzbehörden dar. Durch das Angebot revisionistischer Internet-Seit-
en sowie die sich verstärkende informationstechnologische Vernetzung der Gesell-
schaft wächst der Personenkreis ständig, der auf diese Inhalte Zugriff nehmen kann.
Sind herkömmliche Medien wie Bücher und Zeitschriften für den Leser nur mit einem
unvergleichbar höherem Aufwand zu beschaffen, bietet das Internet einfachen,
anonymen und kostengünstigen Zugang zu revisionistischen Inhalten. So können mit
dieser Materie Personen in Berührung kommen, welche eventuell auch nur aus
Neugierde diese Seiten anwählen, sich aber kaum anderweitig einschlägige Mate-
rialien beschafft hätten. Zudem besteht die Möglichkeit, durch das nicht zielgerich-
tete Bedienen von automatisierten Verknüpfungen, das sogenannte Surfen, auf
revisionistische Inhalte zu gelangen. Gelegentliche Angaben von Revisionisten über
die Häufigkeit, mit der ihre Interneteinstellungen aufgesucht werden, sind mit
Vorsicht aufzunehmen, da diese Angaben oftmals der aufwertenden Selbstdarstel-
lung dienen sollen.

Neben dem World Wide Web (WWW) bietet das Internet Revisionisten auch
andere Kommunikationsmöglichkeiten. Sie können mit der E-Mail-Funktion, dem
elektronischen Versenden von Dokumenten, ihre Propaganda erheblich kostengün-
stiger und schneller verbreiten als in der Vergangenheit, in der langwierige Postwege
in Kauf zu nehmen waren. Über automatische „Mailing-Lists“ können regelmäßig
Nachrichten empfangen werden. Gleichgesinnte können sich auch über Beiträge in
Diskussionsforen, den sogenannten Newsgroups, austauschen. Bezeichnungen
wie „revisionism“ oder „politics.white-power“ lassen die extremistische Ausrichtung
der Foren erkennen, allerdings benutzen Rechtsextremisten auch andere News-
groups. Schließlich bieten auch Diskussionsräume im Internet Relay Chat (IRC)
Revisionisten Gelegenheit, sich unter Nutzung von Decknamen in Echtzeit zu un-
terhalten.

Die Auseinandersetzung mit international agierenden Revisionisten lässt sich nur
im internationalen Kontext mit Aussicht auf Erfolg führen. Dazu wären eine Anglei-
chung der Strafrechtsnormen, eine Auskunftspflicht der Provider zu Straftätern, die
ihre Dienste nutzen sowie eine bessere Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden
bei der Bekämpfung von rechtsextremistischer Propaganda im Internet wünschens-
wert.
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Um dieser Propaganda entgegen zu wirken, sind aber nicht nur Polizei und
Nachrichtendienste, sondern auch Einrichtungen der schulischen und außerschuli-
schen politischen Bildung und Institutionen des Kinder- und Jugendschutzes gefragt.
Auch Historiker könnten sich stärker kritisch mit Behauptungen und Methoden der Holo-
caustleugner beschäftigen und dazu publizieren.

Anmerkungen
11999 hatten bereits 30% der Bevölkerung ab 16 Jahren Zugang zu einem Onlinedienst, ermittelte der
Kundenmonitor Deutschland laut Berliner Tagesspiegel vom 6. November 1999
2 Das Urteil ist nicht rechtskräftig.
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Medienwirkung und
fremdenfeindliche Straftaten
Ein Langzeitanalyse von 1991 bis 1996
von Frank Esser

1. Ansatzpunkte der Forschung

Bei der Frage nach Medienwirkungen sind grundsätzlich zwei Perspektiven zu
unterscheiden. Im ersten Fall sieht man in Massenmedien Instrumente der
Aufklärung, die der Herstellung von demokratischer Öffentlichkeit sowie von
politischer Informations- und Meinungsbildung dienen. Massenmedien werden
hier als Vermittlungsinstrumente zum Durchsetzen des „Guten“ wie etwa bei
Toleranzkampagnen gegen Ausländerfeindlichkeit (siehe den Beitrag von Prof.
Dr. Georg Ruhrmann). Im zweiten Fall werden Massenmedien als mögliche
Ursache für unerwünschte Entwicklungen in der Gesellschaft diskutiert, z.B. als
Instrument der sozialen Desintegration, der politischen Manipulation oder der
Zunahme von Gewalttaten. Mit dieser zweiten Richtung beschäftigt sich der
vorliegende Beitrag, ohne allerdings eine pauschale Medienschelte zu bezwek-
ken.

Bei der Untersuchung der Berichterstattung über Ausländer, Asyl und Fremden-
feindlichkeit gilt es ferner zu unterscheiden, ob sich die Analyse den explizit rechts-
extremen Medien (Deutsche National-Zeitung, rassistische Fanzines, Internetseiten,
Tonträger) oder den allgemeinverbreiteten, tagesaktuellen Medien widmet. Bei der
Erforschung von allgemeinverbreiteten Massenmedien (Fernsehen, Presse) und
ihrer Berichterstattung über Ausländer, Asyl und Fremdenfeindlichkeit lassen sich
drei Forschungsrichtungen unterscheiden: Erstens Studien, die mit Hilfe von Medien-
inhaltsanalysen das „Bild der Ausländer in den Medien“ untersuchen und daraus
Schlußfolgerungen über deren öffentlichem Image in der Gesellschaft ziehen.
Zweitens gibt es Studien, die die Medienberichterstattung auf ihren „rassistischen
Gehalt“ hin untersuchen wollen. Drittens gibt es Studien, die die Medienbericht-
erstattung daraufhin untersuchen, ob von ihr eine „gewaltfördernde Wirkung“ aus-
geht, die sich in Straftaten gegen Migranten und Fremde niederschlagen kann. Die
vorliegende Untersuchung gehört zu dieser dritten Forschungsrichtung. Da die drei
Richtungen jedoch aufeinander aufbauen, sind einige knappe Anmerkungen zu den
beiden erstgenannten erforderlich.

2. Das Ausländerbild in den Medien

Untersuchungen zum „Ausländerbild in den Medien“ kommen seit zwanzig Jahren
zu sehr ähnlichen Ergebnissen: Ausländer bzw. Migranten kommen vor allem im
Zusammenhang mit Kriminalität und Gewalt vor. Die Berichterstattung ist von
Vorurteilen und ausländerfeindlichen Alltagstheorien gekennzeichnet (z.B. Ruhr-
mann & Kollmer 1987; Merten 1987). Positive Ausnahmen gelten nur für ausländi-
sche Künstler, Sportler, Gäste. Eine systematische Auswertung der Ausländer-
berichterstattung der führenden deutschen Tageszeitungen, Wochenblätter und
Fernsehnachrichten im zweiten Halbjahr 1998 und im zweiten Halbjahr 1999 ergab,
daß sich jeweils die große Mehrzahl der Medienbeiträge, in denen es um Ausländer
ging, mit Kriminalität und Justiz beschäftigen (Schatz 1999a; 1999b). Ein besonders
drastisches Beispiel dafür bot der Focus am 28. Juli 1997 auf seiner Titelseite, bei der
der Leser in eine Pistolenmündung blickt und daneben liest: „Gefährliche Ausländer?
Fakten, Daten, Mißstände – So brisant ist die Lage wirklich“. Die verantwortlichen
Redakteure – nicht nur vom Focus, sondern auch von anderen Medien – reagieren
entrüstet, wenn man sie auf problematische Tendenzen ihrer Berichterstattung
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hinweist (vgl. Sage & Schreibe 1999). Sie heben hervor, sich in ihren Kommentarspalten
nachdrücklich für Toleranz und Integration und gegen Unterdrückung, Benachteiligung
und Gewalt einzusetzen. Allerdings müßten sie in ihren Nachrichtenspalten aus
Chronistenpflicht natürlich berichten, was vorfällt – z.B. Schleuser-Praktiken oder
Kurdenkrawalle. Und da für Journalisten nicht das Normale, sondern das Abweichende
und Negative „Nachrichtenwert“ besitzt, können Medienimages entstehen, die den
eigentlichen Intentionen der Journalisten zuwiderliefen (Sage & Schreibe 1999). Hier
deutet sich bereits ein Grunddilemma der Ausländerberichterstattung an: Kann man
Journalisten für nichtbeabsichtigte negative Nebenfolgen ihrer Berichterstattung zur
Verantwortung ziehen? Persönlich ganz sicher nicht.

3. Rassismus in der Berichterstattung

Studien, die die Medienberichterstattung auf ihren rassistischen Gehalt hin unter-
suchen, stammen von Huhnke (1993), Gerhard (1992) oder Ohlemacher (1994).
Nach deren Ergebnissen werden Asylbewerber durch ganz bestimmte wiederkeh-
rende sprachliche Etikettierungen als minderwertig und illegal dargestellt, zum
Beispiel durch ‚Asylant‘ (= Denunziant, Querulant...) oder ‚Scheinasylant’, ‚Schma-
rotzer’, ‚Krimineller’, Asylmißbrauch, Asylflut oder  Asylnotstand. Die mit Hilfe sol-
cher Bezeichnungen ‚inszenierten rassistischen Feindbilder‘ (Huhnke 1993) durch
die Medien würden Ausländerhaß und Fremdenfeindlichkeit schüren, bzw. ein
öffentliches Meinungsklima der Legitimation fremdenfeindlicher Gewalt begünsti-
gen. Diese These wird allerdings nicht mit empirischen Nachweisen belegt,
sondern basiert auf interpretativer Zuschreibung von einzelnen Bildern und Formu-
lieren. Entsprechende Bilder finden sich beispielsweise auf der Titelseite des Stern
vom 25. 2. 1999 oder des Spiegel vom 14. 4. 1997. Entsprechende Formulierungen
finden sich beispielsweise in der Auflistung von Bild-Zeitungsschlagzeilen in Jäger
(1997).

4. Gewaltfördernde Wirkungen

Bei den Studien, die sich mit dem Zusammenhang von Medienberichterstattung
und einer gewaltfördernden Wirkung gegen Ausländer und Flüchtlinge auseinan-
dersetzen, sind Mikro- und Makro-Studien zu unterscheiden. Mikro-Studien stam-
men vor allem vom Duisburger Institut für Sprach- und Sozialforschung und
argumentieren auf der Ebene konkreter Formulierungen und Bilder in den Medien.
So knüpft Jäger (1997) mit seinen Studien an bereits erwähnten sprachwissen-
schaftlichen Analysen an, die in der Ausländerberichterstattung ganz bestimmte
wiederkehrende Symbolketten und Diskursstrategien zu erkennen glauben. Die
zwei bekanntesten sind der Flut-und-Boot-Symbolkomplex und der militärische
Einkesselung-Symbol-Komplexes. Flüchtlinge würden als feindliche Bedrohung,
als belagernde Armee vor unseren Grenzen dargestellt, die in großen Massen hier
einfallen wollen – obwohl ‘das Boot voll’ sei. Typische Beispiele dafür finden sich auf
der Titelseite des Spiegel vom 9. 9. 1991 oder 6. 4. 1992. Laut Jäger „tragen die
Medien Mitverantwortung für die Eskalation von Gewalt gegen Einwanderer“ (Jäger
& Link 1993: 12), indem sie indirekt Nachahmetaten erzeugen (Jäger 1997: 81 f.).
Die Medien trügen zwar „nicht die alleinige Schuld ... jedoch eine erhebliche
Mitschuld an den Ereignissen“ (Jäger & Jäger 1993: 59). Durch die beklemmende,
metaphernreiche Art der Berichterstattung entstünden Diskurse, die im Kopf des
Rezipienten einen Eindruck „absoluter Bedrohung“, einer „Art imaginierter Notwehr-
situation“ erzeugt, „die gerade zu nach Handlungsbedarf schreit“. Jäger (1997: 86)
schreibt weiter: „Die gewalttätigen Gruppen, die angesichts dieser Formulierungen
in den Medien zur Tat schritten und weiter zur Tat schreiten, müssen sich durch die
Berichterstattung und Einschätzungen der Medien und Politiker dazu geradezu
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aufgefordert fühlen. Das erklärt auch mit, warum die TäterInnen von Hoyerswerda,
Hünxe, Rostock, Mölln, Solingen und anderswo ihre Taten auch damit rechtfer-
tigten, sie seien nur die Vollzieher dessen, was der größte Teil des Volkes will und
wozu sich die Politiker nicht trauen.“

Hierbei seien die Medien jedoch nicht die direkten Verursacher, sondern die
bereitwilligen Übermittler und Weiterleiter dieser gewaltfördernden rassisti-
schen Diskurse aus der Politik an die breite Öffentlichkeit. Die wahre Schuld läge
bei der „volksverhetzenden Politik“ und der „ebenso volksverhetzenden Vorbe-
reitung der Abschaffung des Artikel 16 GG durch nahezu die gesamte deutsche
Presse“ (Jäger 1997: 82) Die Herstellung eines Kausalzusammenhangs zwi-
schen fremdenfeindlichen Straf- und Gewalttaten und der Medienberichter-
stattung bildet einen zentralen Fokus der DISS-Studien. Sie basieren allerdings
auf Behauptungen und Schlußfolgerungen, „für die kein empirischer Nachweis
geliefert wird“ (Althoff 1998: 75).

Makro-Studien gehen ebenfalls der Frage eines Anstiftungs- oder Nachahmungs-
effektes durch die Medien nach, untersuchen diese Frage aber (1) nicht auf der Basis
konkreter Formulierungen sondern auf der allgemeineren Ebene der Berichter-
stattungsintensität bestimmter Themen und Ereignisse. (2) Andererseits behaupten
sie Wirkungen nicht nur einfach, sondern versuchen sie empirisch nachzuweisen.
Dies geschieht, indem sie einen direkten Zusammenhang herstellen zwischen Me-
dienberichterstattung und tatsächlicher, polizeilich ermittelter Gewalttätigkeit. Daß
dies sehr schwierig ist, werden die weiteren Ausführungen zeigen.

Es gibt  in der Wissenschaft nicht viele Verfahren, um kausale Zusammenhän-
ge systematisch zu untersuchen. Zunächst gibt es die Befragung, bei der man
individuell und unmittelbar bei den betreffenden Personen Handlungsbereit-
schaft, -motivation, und -ausführung erfragt. Diese Methode ist im vorliegenden
Fall nicht praktikabel, weil die fremdenfeindlichen Straf- und Gewalttäter von uns
nicht zu identifizieren sind, sich auch kaum freiwillig bei uns melden würden und
– falls doch – uns kaum verläßliche Angaben machen würden. Das zweite
wissenschaftliche Verfahren zur Ermittlung von Kausalität ist die statistische
Zeitreihenanalyse, die nicht einzelne Akteure, sondern übergeordnete Prozesse
analysiert. Dabei wird die zeitliche Entwicklung der Berichterstattung mit der
zeitlichen Entwicklung der Kriminalitätsstatistik über eine Periode mehrerer
Jahre in Beziehung gesetzt.

5. Eskalation durch Berichterstattung? Eine Langzeitstudie

Die zugrundeliegende Frage, ob die Berichterstattung der Massenmedien einer
Ausbreitung von fremdenfeindlichen Straftaten und damit einer Eskalation der
Gewalt Vorschub leistet, haben wir in zwei Projekten untersucht (Brosius & Esser
1995, 1996; Brosius, Esser & Scheufele i.V.). Die erste Projektphase verlief von
der Wiedervereinigung im Oktober 1990 bis zum Inkrafttreten des sogenannten
„Aylkompromisses“ i m Juli 1993. Sie umfaßt die Schlüsselereignisse Hoyerswerda
(17. – 22. 9. 1991), Rostock (22. – 26. 8. 1992), Mölln (23. 11. 1992), Solingen (29.
5. 1993). Die zweite Projektphase schließt sich unmittelbar an den ersten
Zeitraum an und verlief von August 1993 bis Dezember 1996. Sie umfaßt unter
anderem den Brand im Asylbewerberheim von Lübeck (17. 1. 1996) sowie
diverse sogenannte  „Kurdenkrawalle“ zwischen Frühjahr 1994 – Sommer 1996.
Im Vergleich zur ersten Phase, die außergewöhnlich konflikthaltig war, wurde die
zweite Phase als etwas ruhiger wahrgenommen, weil sie weniger spektakuläre
Schlüsselerereignisse aufwies.

5.1. Die Phase 1991 bis 1993
In der ersten Phase zwischen Januar 1991 und Juli 1993 zählte das Bundeskri-
minalamt rund 13.224  „fremdenfeindliche Straftaten“. Darunter werden Tötungs-
delikte, Körperverletzungen, Sprengstoffanschläge, Brandanschläge und son-
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stige Strafttaten verstanden, die aufgrund einer intoleranten Haltung heraus gegen
Personen aufgrund ihrer Nationalität, Abstammung, Hautfarbe, Religion, Weltan-
schauung oder aufgrund ihres äußeren Erscheinungsbildes verübt werden. Dabei
verlief die Intensität der Gewalt nicht kontinuierlich, sondern war von starken
Wellenbewegungen gekennzeichnet. Jeweils unmittelbar in Anschluß an die be-
sonders brutalen, spektakulären Schlüsselereignisse (Hoyerswerda, Rostock, Mölln
und Solingen) stieg die Zahl verübter Straf- und Gewalttaten steil an, um dann
wieder abzufallen. Allerdings fiel das Gewaltniveau dann nie aufs Ausgangsniveau
zurück, sondern stabilisierte sich nach jedem Schlüsselereignis auf höherem
Niveau. So zeigt die Entwicklung vier massive, kurzfristige Gewaltanstiege nach
Hoyerswerda, Rostock, Mölln und Solingen und in den Zwischenphasen ein
Treppenhauses Aufschaukeln (vgl. Brosius & Esser 1995, 1996). In diesem Zusam-
menhang wurde auch die Rolle der Medien kritisch diskutiert. Hermann Meyn,
damaliger Vorsitzender des Deutschen Journalisten-Verbandes, sagte Mitte 1993:
„Gerade auch wir Journalisten haben etwas damit zu tun, was die Täter in
Hoyerswerda und Hünxe, in Solingen und Mölln angerichtet haben. ... Es hat For-
mulierungen, Bilder und Kommentare gegeben, die wie Streichhölzer an den Ben-
zinflaschen der rechten Gewalttäter wirken konnten“ (Meyn 1993). Gerade den
aktuellen und schnellen Fernsehsendungen wurden diese Anstiftungseffekte zuge-
schrieben. So ließen Reporter während der Ausschreitungen von Hoyerswerda und
Rostock Rechtsradikale mit ausländerfeindlichen Parolen und applaudierende
Anwohner, die zum Teil den Hitlergruß entboten, unreflektiert zu Wort kommen.

Mit einer sehr differenzierten Medieninhaltsanalyse analysierten wir daher die
Berichterstattung von Frankfurter Allgemeiner Zeitung, Süddeutscher Zeitung, Bild-
Zeitung, Spiegel, dpa sowie die Nachrichtensendungen der Fernsehsender ARD,
ZDF, RTL und Sat.1. Den Verlauf der Berichterstattung brachten wir mit dem Verlauf
der Kriminalitätsdaten, die uns vom Wiesbadener BKA und den 16 LKAs zur
Verfügung gestellt wurde, in Zusammenhang (vgl. Brosius & Esser 1995, 1996). Die
statistischen Berechnungen dieser Langzeitanalyse (kreuzkorrelierte zeit-
verschobene ARIMA-modellierte Zeitreihenanalyse auf Wochenbasis) zeigten, daß
eine steigende Anzahl von Medienberichten über Ausländer, Asyl und Fremden-
feindlichkeit eine Woche später zu einer Zunahme von ausländerfeindlicher Straf-
taten in Deutschland führte. Den Medien schien damit ein Auslösereffekt zuzukom-
men. Er ließ sich besonders deutlich im Zusammenhang mit den Schlüssel-
ereignissen von Hoyerswerda und Rostock, schwächer bei Mölln und Solingen
nachweisen. Die Unterschiede ließen sich durch die unterschiedlichen Ereignis-
typen erklären: Die ersten beiden Ausschreitungen fanden in Gegenwart von
applaudierenden Nachbarn und nationalen und internationalen Kamerateams statt
und führten deshalb zu stärkerer Nachahmung, weil infolge dieses öffentlichen,
mehrtägigen Pogroms (bei dem es glücklicherweise nur Leichtverletzte gab) die
Polizei die Asylbewerber schließlich evakuierte und die Stadt somit ganz im Sinne
der rechten Szene  „ausländerfrei“ machte. Die Ereignisse in Mölln und Solingen
mußten zu geringerer Nachahmung führen, weil bei diesen heimtückischen Brand-
anschlägen acht Frauen und Kinder getötet wurden und die Republik durch
Lichterketten ihre deutliche Ablehnung gegen Rechtsextremismus und Fremden-
feindlichkeit zum Ausdruck brachte. Dennoch läßt sich folgern, daß sich die
Nachahmungseffekte vor allem auf die zentralen Schlüsselereignisse bezogen. Die
Effekte allerdings völlig unspezifisch: Berichte über Brandanschläge lösten nicht
nur weitere Brandanschläge,  sondern auch sämtliche anderen Typen fremden-
feindlicher Straftaten aus (vgl. Brosius & Esser 1995, 1996).

5.2. Die Phase von 1993 bis 1996
Die zweite Phase von Mitte 1993 bis Anfang 1997 ist gekennzeichnet durch ein
relatives stabiles Niveau fremdenfeindlicher Straftaten (monatlich durchschnittlich
200 Delikte) und ein kontinuierlich steigendes Niveau rechtsextremistischer Straf-
taten1  von anfangs 250 auf 800 Straftaten Mitte 1996. Als wichtiges Schlüssel-
ereignis dieser Phase gilt der Brand im Lübecker Asylbewerberheim am 17. 1. 1996,
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der zehn Tote und 40 Verletzte zur Folge hatte. Als Tatverdächtige wurden der
Hausbewohner Safwan Eid und vier als rechtsradikal bekannte Jugendliche aus
dem 30 Minuten entfernt liegenden Grevesmühlen untersucht, ohne daß der Fall
bis heute aufgeklärt ist.

Als zweiter zentraler Ereigniskomplex spielen Anschlagserien und Gewaltak-
tionen kurdischer Aktivisten eine Rolle, die der PKK angehören oder nahestehen.
Hier sind vor allem folgende Ereignisse zu nennen: (1) die Kundgebungen und
Demonstrationen anläßlich des kurdischen Neujahrsfestes „Newroz“ im März
1994; (2) Serien kurdischer Brand- und Sachanschläge im Juli 1994 auf türkische
Einrichtungen in München, Konstanz, Freiburg; (3) die politische Debatte um die
Abschiebung straffällig gewordener Kurden Anfang 1995; (4)  Anschlagskette
auf türkische Reisebüros sowie neuerliche  „Newroz“-Aktionen zwischen Febru-
ar und April 1995; (5) Hungerstreiks und weitere (Brand-) Anschläge in mehreren
deutschen Städten im Juli 1996. Diese Vorfälle sind von den deutschen Medien
intensiv berichtet worden. Unter allen Kurden-Ereignissen sind vor allem die
„Newroz-Aktionen“ im März 1996 als Schlüsselereignis zu betrachten. Von hoher
symbolischer Bedeutung war hier das Bild des blutüberströmten Polizisten Rolf
Feger, der bei einer von mehreren Autobahnblockaden durch Kurden von
diesen krankenhausreif geschlagen wurde. Zeitungsleser und Fernsehzuschau-
er  „lernten“ aus den Medien, daß –  salopp gesprochen –  immer wieder kriminel-
le Ausländer in Deutschland die gegen Recht und Ordnung verstoßen. In ihren
plakativen Schlagzeilen sprachen die Medien von  „Kurdenkrawallen“,  „Kurden-
terror „oder  „Kurdenkrieg“, so daß der Eindruck entstehen konnte, daß es sich
hierbei um eine generelles Ausländerproblem handelt und nicht um gezielte,
übersteigerte Aktionen eines kleinen, harten gewalttätigen Kerns von PKK-
Mitgliedern.

Unsere Analysen der polizeilichen Kriminalitätsdaten zeigen, daß immer
nach solchen spektakulären Aktionen, bei denen Kurden in den Medien als
Verursacher von Gewalt und Demonstrationen dargestellt werden, die Zahl
rechtsextremistischer Straftaten anstieg. Auch hier brachten wir den Verlauf der
registrierten Straftaten mit dem Verlauf der Medienberichterstattung (diesmal
nur Presse) in Beziehung (vgl. Brosius, Esser & Scheufele i.V.). Die statistischen
Berechnungen brachten jedoch nur für einen Ausschnitt der zweiten Phasen
einen Nachweis: Im Jahr 1996,  also dem Jahr der beiden Schlüsselereignisse,
zeigte sich: Wenn die Medien intensiv über Kurdenkrawalle berichtet haben,
steigt 4 Wochen später die Zahl der fremdenfeindlichen und rechtsextremem
Straftaten. Wenn man dies als Medieneffekt interpretieren kann, dann sicherlich
nicht im Sinne einer kurzfristigen Nachahmungs- oder direkten Anstiftungs-
wirkung, sondern eher im Sinne eines verzögerten Motivationseffektes. Gewalt-
orientierte Berichterstattung über Kurden und PKK gibt potentiellen Straftätern
vermutlich zusätzliche Motivation, die sich nicht direkt-unmittelbar, sondern erst
verspätet in Gewalttaten gegen Fremde niederschlägt (vgl. Brosius, Esser &
Scheufele i.V.).

6. Erklärung der Befunde

Der von uns gefundene starke Nachahmungs- bzw. Anstiftungseffekt in der Zeit
1991/92 kann mit suggestiv-imitativen Theorien erklärt werden (Tarde 1912; Redl
1949; Wheeler 1966). Danach muß auf Seiten des Gewaltausübenden eine
psychologische Motivation vorhanden sein, das medial präsentierte gewalttäti-
ge Verhalten auszuüben. Zweitens muß der Täter die Gelegenheit und die
notwendigen Utensilien bekommen, das Verhalten zu imitieren, beispielsweise
durch den Besitz von Brandflaschen. Drittens muß die nachzuahmende Tat an
prominenter Stelle und relativ ausführlich in den Medien dargestellt werden. Der
Berichterstattung kommt damit eine Suggestionswirkung zu, die für die Gruppe
von Personen am größten ist, die die Art der dargestellten Gewalt (z. B. gegen
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Ausländer) vorher schon ausüben wollte, sich aber bisher durch gesellschaftliche
Kontrolle und Normen davon abhalten ließen. Die Nachahmung wird dann von der
Motivation getrieben, auf sich aufmerksam zu machen, selbst anonyme Publizität
zu erlangen.

Der weiterführende Ansatz des Priming (vgl. Berkowitz & Rogers 1986; Jo &
Berkowitz 1994) erklärt, daß die Nachahmung auch unspezifisch verlaufen kann, daß
also nicht nur dargestellte  Brandstiftungen zu weiteren Brandstiftungen führen, sondern
auch politische Berichte über die Asyldebatte in diesem Sinne gewaltfördernd sein
können. Die zentrale Hypothese des Priming-Ansatzes besagt, daß die Rezeption eines
Sachverhalts dazu führt, daß dieser Sachverhalt im Gedächtnis des Rezipienten eine
zeitlang aktiviert bleibt, so daß die Gedanken um diesen Sachverhalt kreisen und
ähnliche Sachverhalte assoziiert werden. Durch die wiederholte Rezeption von Gewalt
kommt es zu einer wiederholten und damit längerfristigeren Aktivierung von gewalt-
bezogenen Gedanken und Assoziationen. Wird die Gewalt jeweils im Kontext eines
bestimmten Themas gezeigt, kann es durch Verallgemeinerungen auch zu assoziativen
Verknüpfungen zwischen der Erwähnung eines Themas und gewalttätigen Gedanken
und Gefühlen kommen. Im Gegensatz zu Suggestion und Stimulation steht beim Priming
nicht so sehr die affektive und emotionale Reaktion auf Berichterstattung über Straftaten
als vielmehr die kognitive Verarbeitung und Bewertung eines Sachverhalts im Mittel-
punkt. Bezogen auf fremdenfeindliche Gewalt könnte man mit dem Priming-Konzept
also die Wirkung der Berichterstattung über politische Aspekte auf die Zunahme von
fremdenfeindlicher Gewalt erklären.

Daß wir zu Beginn unserer Untersuchung 1991/92 die stärksten Effekte und im
weiteren Verlauf bis 1996 immer schwächere Befunde finden, kann mit dem von uns
konzipierten Eskalationsmodell der Gewalt erklärt werden. Die Zahl der Asylbewerber
und Aussiedler stieg Anfang der neunziger Jahre dramatisch an. Die provisorischen
Sammelunterkünften in Schulen, Jugendherbergen, Zelten, Turnhallen und Containern
führten zu erhöhter Sichtbarkeit der Fremden, zu interkulturellen Spannungen unter den
Asylbewerbern sowie zu Sozialneid und Sorge über die gestörte Ordnung auf Seiten der
Deutschen. Das Problembewußtsein der Bevölkerung verschärfte sich, so daß 1992
mehr als 70 Prozent der Deutschen meinten, zu viele Ausländer würden ins Land
kommen wollen. Ein Fünftel meinte sogar:  „Ich bin nicht für Gewalt, aber offensichtlich
muß man erst auf diese Weise Rabbatz machen, damit sich überhaupt etwas tut.“ (vgl.
Brosius & Esser, 1995: 101-107). Potentielle Straftäter erlebten sowohl in ihrer eigenen
Nahwelt, als auch durch das von den Medien verbreitete Meinungsklima eine Stimmung
in der Bevölkerung, daß das Problem rasch und effektiv angepackt werden sollte. Aus-
länderfeindlich eingestellte Jugendliche mußten den Eindruck bekommen, daß die
öffentliche Meinung plötzlich insgeheim auf ihrer Seite war. Dieses durch die Medien
verbreitete Meinungsklima wurde durch plakative Metaphern und symbolhafte Formulie-
rungen wie  „Springflut“,  „Ansturm“,  „Hineindrängen“ und  „volles Boot“ verschärft, die
in den Köpfen der Rezipienten regelrechte innere Monologe auslösen und das Bild einer
bedrohlichen Notwehrsituation entstehen ließen.

Als dann eine der Ausschreitungen, in diesem Fall Hoyerswerda, außer Kontrolle
geriet, die Gewalt plakativ und unreflektiert im Fernsehen dargestellt wurde, einem
Millionenpublikum die Unterstützung der Straftäter durch die applaudierenden Anwoh-
ner vor Augen geführt wurde, explodierte die gereizte Stimmung. Die tagelange
Berichterstattung über die Ausschreitungen, die bald als Stichflammenjournalismus
bezeichnet wurde, führte zu einer regelrechten Welle der Gewalt. Zuerst lernten die
Täter aus den Medien Gewalt als erfolgversprechendes Mittel zur Problemlösung
kennen (die Polizei evakuierte die Asylbewerber aus der Stadt), dann lernten sie, daß
sie sich fast blind auf große Medienresonanz bei ihren Taten verlassen konnten (mit dem
Hitlergruß und einem Molotowcocktail in der Hand kam man sogar auf die Titelseite der
New York Times). Quasi reflexhaft stürzten sich die Medien nun auf alle Formen der
„Gewalt von rechts“, selbst auf kleinste Straftaten. Dadurch verliehen sie dieser  „neuen
Bewegung“ eine kollektive, identitätsstiftende Bedeutung, die ihr ohne Tagesschau und
Explosiv wahrscheinlich gar nicht zugekommen wäre.



.....................BPjS-Sonderheft: Dokumentation der Jahrestagung 199954

Die starke Wirkung der Massenmedien muß vor dem Hintergrund der verschie-
denen Stufen des Eskalationsmodells gesehen werden. Durch die tatsächlichen
Zuwanderungsströme, die daraus resultierenden Schwierigkeiten in den Kommu-
nen, die vermeintliche Unfähigkeit der Politiker und die daraus erwachsende Legi-
timation von Gewalt in größeren Bevölkerungsteilen entwickelten die Gewalttäter die
Motivation, gegen Fremde vorzugehen. Wohlgemerkt sind alle genannten Vorstufen
und Entwicklungen notwendig gewesen, um der Berichterstattung diesen anstek-
kenden Charakter zu geben. Ohne die Vorgeschichte wären die gleichen Berichte
wesentlich harmloser gewesen. Das nicht nur für den Journalismus pessimistische
Fazit lautet, daß selbst durch eine verantwortungsvolle, aufklärende Berichterstat-
tung Nachahmung kaum verhindert werden kann.

Dieses Eskalationsmodell der Gewalt war in der zweiten Phase nicht mehr
angemessen, daher ließen sich auch kaum noch Anstiftungs- und Nachahmungs-
effekte finden. Die Zuwanderung entschärfte sich nach dem Asylkompromiß Mitte
1993, wenn auch weniger, als offzielle Statistiken andeuten. Auch das Sorgen der
Bevölkerung hinsichtlich Asyl und Ausländern gingen laut Umfragen insgesamt
etwas zurück. Die meisten Bürger sind überzeugt, daß mit  der Asylrechtsänderung
eine Problementschärfung eingetreten ist, obwohl weiterhin die Auffassung vor-
herrscht, daß zu viele Ausländer in Deutschland leben. Auch wenn die rechtsextre-
mistisch motivierten Straftaten ansteigen, gehen die rein fremdenfeindlich motivier-
ten Straftaten zurück. Von einer Eskalation der Gewalt nach Schlüsselereignissen
kann in der zweiten Phase nicht mehr die Rede sein. Die Zuwächse rechtsextremer
Straftaten sind auf minderschwere Delikte zurückzuführen, stehen allerdings in
zeitlichem Zusammenhang mit den sogenannten  „Kurdenkrawallen“. Auch in den
Medien hat das Thema Ausländer und Asyl an Brisanz und Bedeutung verloren, der
Berichtsumfang geht im Untersuchungszeitraum klar zurück. Die veränderten struk-
turellen und situativen Bedingungen erklären den Rückgang des Anstiftungs-
effektes. Dies schließt allerdings nicht aus, daß sich in erneuten Krisenphasen die
alten Effekte nicht wieder zeigen könnten.
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Anmerkungen
1Das Bundeskriminalamt stuft Straftaten als fremdenfeindlich ein, „die in der Zielsetzung gegen Personen
[oder deren Institutionen, Sachen] begangen werden, denen die Täter aus intoleranter Haltung heraus
aufgrund ihrer tatsächlichen oder vermeintlichen Nationalität, Volkszugehörigkeit, Rasse, Hautfarbe,
Religion, Weltanschauung, Herkunft oder aufgrund ihres äußeren Erscheinungsbildes ein Bleibe- und
Aufenthaltsrecht in ihrer Wohnumgebung oder in der gesamten Bundesrepublik bestreiten“. Das Bundes-
kriminalamt stuft Straftaten als rechtsextremistisch ein, die aus „Bestrebungen [heraus verübt werden], die
auf die Beseitigung der freiheitlich demokratischen Grundordnung gerichtet sind, um an deren Stelle ein
totalitäres, national kollektivistisches System meist nach dem Führerprinzip zu setzen“.
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Wirkungen und
Zielgruppen von Toleranzkampagnen
von Georg Ruhrmann

Die Analyse öffentlicher Kommunikation über Migration, Fremdenfeindlichkeit
und Rechtsextremismus ist hierzulande unterentwickelt. Erst ansatzweise hat
sich die Kommunikations- und Medienwissenschaft mit der Funktionsweise öf-
fentlicher Meinung beschäftigt. Bis heute fehlen mit wenigen Ausnahmen – ich
nenne die Arbeiten von Luhmann (1997) oder Neidhardt (1994) – fundierte
Studien, deren Ergebnisse sich auf die Analyse von Migration (vgl. Bommes
1999; Nuscheler 1998), von Fremdenfeindlichkeit (vgl. Bohleber 1994; Köpf
1996), Rechtsextremismus (vgl. Dudek 1994; Leggewie 1994)  und die Neue Ra-
dikale Rechte (vgl. Minkenberg 1998) übertragen und weiterführen ließen. Und
was die Praxis angeht, wissen wir wenig sowohl über die Wirkungsmöglichkeiten
als auch über die Wirkungsrisiken kommunikationspolitischer Strategien, die die
öffentliche Meinung beeinflussen. Hier möchte ich einsetzen.

Ziel der nachfolgenden Ausführungen ist es, Konzeptionen von öffentlicher
Meinung zu diskutieren und mit empirischen Befunden zum Bild des Fremden in
den Medien nachzuzeichnen. Danach ist zu fragen, wie die Bevölkerung diese
Berichterstattung und kommunikationspolitisch motivierte Kampagnen gegen
Fremdenfeindlichkeit wahrnimmt und bewertet. Schließlich werden Perspekti-
ven der Medienforschung aufgezeigt.

1.  Öffentliche Meinung

Prominent in der wissenschaftlichen Fachdiskussion sind zwei Konzepte von
Öffentlicher Meinung: In den Überlegungen von Neidhardt (1994) entsteht Öf-
fentliche Meinung dann, wenn Sprecher verschiedener gesellschaftlicher Grup-
pen, hier vor allem aus der Wirtschaft, aus Verbänden und Staat in öffentlichen
Arenen mit den Beiträgen jeweiliger Partner in der Weise diskursiv umgehen,
sodaß das Publikum die dargeboten Aussagen überzeugend als Meinung
akzeptieren kann. Öffentliche Meinung ist ein kollektives Produkt von Komm-
unikationen, das sich zwischen den Sprechern als „herrschende“ Meinung
darstellt. Operationalisieren läßt sich das „Herrschende“ dieser Meinung als
Ausmaß und Konsonanz der Beiträge von Sprechern, d.h.  der Übereinstimmung
ihrer Meinungsäußerung in der öffentlichen Kommunikation. Sie ist in modernen
Industriegesellschaften in Massenmedienöffentlichkeit beobachtbar, die sich
valide (gültig) mit inhaltsanalytischen Meßinstrumenten erfassen läßt. Ich komme
darauf zurück.

Marcinkowski  (1993) vergleicht – ausgehend von umfangreichen Überlegun-
gen Luhmanns zur öffentlichen Meinung (vgl. Luhmann 1971) – das System mas-
senmedialer Kommunikation mit einem ‚Bildschirm‘. Auf ihm werden die Sonder-
perspektiven, die jeweiligen Systemrationalitäten der unterschiedlichen Funk-
tions- und Sozialsysteme zusammengeführt. Doch das Publikum beobachtet
nicht nur die  Bilder auf dem Schirm,  es sieht in dessen ‚Spiegel’ auch die (Um)-
Weltbeobachtungen anderer Systeme. Nur über das Beobachten von Beobach-
tern ”vermittelt sich ihnen die ‚Welt‘“. Massenmediale Kommunikation kann der
Gesellschaft vorführen, wie sie ist. Diese Selbstthematisierung kann nicht mehr
verstanden werden als eine Punkt-zu-Punkt-Entsprechung. Schon gar nicht geht
es um die ‚Widerspieglung‘ der gesellschaftlichen Realität. Die Selbst-
thematisierung ist vielmehr als  Konstruktion sozialer Wirklichkeit zu begreifen
(vgl. Ruhrmann 1994). Selbstthematisierung ist auch Selbstvereinfachung – und
läßt sich in der Medienberichterstattung über verschiedende Formen u.a. von
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Bewertungen und Stereotypisierung erfassen. Wie sehen diese aus?

2. Das Bild des Fremden in den Medien

Im Sinne der Nachrichtenforschung (vgl. Ruhrmann 1989; Ruhrmann/Woelke
1998), aber auch im Rahmen allgemeinerer Überlegungen zur öffentlichen Kommu-
nikation (vgl. Gerhards 1994) sind Themen dann aktuell bzw. erregen öffentliche
Aufmerksamkeit, wenn sie überraschend und von allgemeinen Interesse sind. Und
das sind in der Regel Meldungen über Konflikte, über Krisen, über Normverstöße
und Nachrichten, in denen  Entscheider und Betroffene, Verwaltung und Publikum
in einen kausalen Zusammenhang gebracht werden können. Dies bedeutet aber:
Zuwanderung und Fremdenfeindlichkeit nehmen die Medien nur dann wahr, wenn
sie die Kriterien der Nachrichtenfaktoren erfüllen – und das sind in der Regel die
schlechten Nachrichten.

Ergebnisse systematischer Medieninhaltsanalysen der letztzen 10 Jahre (vgl.
Ruhrmann 1998; 1999a; 1999c). Über ‚ausländische‘ Arbeitnehmer berichten die
Medien häufig im Zusammenhang mit Kriminalität.  Ausländer kommen nicht selbst
zu Wort, sie sind stets Objekt politischer Diskurse.  Die Boulevardmedien berichten
in exotischer Weise über besonders ‚fremd‘ erscheinende Kulturen. Boulevard-
medien sehen Ausländer und Asylbewerber als mögliche Bedrohung unserer Kul-
tur an und erregen damit eine besonders wirksame Form öffentlicher Aufmerksam-
keit. Hinzu kommt: Bestimmte Gruppen und Nationalitäten und zwar in der Regel die
unerwünschten ‚Ausländer‘ aus nicht-europäischen Kulturen werden in der Bericht-
erstattung überrepräsentiert. Quasi zwangsläufig folgt daraus und aufgrund der
generell an Aktualität orientierten Berichterstattung, daß negative Ereignisse weiter
dramatisiert werden und zu einer weiteren Eskalation der Entwicklung führen
können. Brosius/Esser (1995) haben dies u.a. durch die Analyse von Mediendaten
und Extra-Media-Daten zeigen können. Damit stellen sich drei kommunikations-
politisch brisante Fragen (vgl. Ruhrmann u. a. 1996)

• Wie wirken die aktuell selegierten Aussagen und Meinungen der Massenme-
dien auf die Einstellungen und Haltungen der Bevölkerung?

• Kann man mit Toleranzkampagnen vorhandene Vorurteile des Publikums
verändern oder gar auflösen?

• Werden diese kommunikationspolitischen Maßnahmen von allen Gruppen in
gleicher Weise wahrgenommen und akzeptiert?

3. Medien- und Kampagnenwahrnehmung

Wenn Organisationen Kampagnen gegen „Ausländerfeindlichkeit“ durchführen, so
verfolgen sie damit normalerweise vor allem zwei Zielrichtungen (vgl. Ruhrmann/
Sievert 1994b). Sie wollen deutlich machen, daß sie beispielsweise als Unterneh-
men gegen „Ausländerfeindlichkeit“ sind, und damit einen möglichst langfristigen
Image-Gewinn für ihr Unternehmen, insbesondere im Hinblick auf Glaubwürdigkeit
und soziale Akzeptanz erreichen. Und sie wollen einen Bewußtseinswandel in der
Bevölkerung (oder zumindest in ihrer Zielgruppe) von „ausländerfeindlich“ hin zu
„ausländerfreundlich(er)“ erreichen. Dies ist teilweise verbunden mit dem Wissen
darum, daß in der heutigen Zeit nur ein kulturell offener Staat wirtschaftlich
konkurrenz- und überlebensfähig ist. Beide Ziele sind dabei eng miteinander
verknüpft. Nur dann, wenn eine Organisation den Eindruck erwecken kann, einen
Bewußtseinswandel erreichen zu wollen, hat sie Chancen, auch in bezug auf
Image- und Glaubwürdigkeitsgewinn erfolgreich zu sein. Mit Kampagnen für
Toleranz und gegen Fremdenfeindlichkeit – macht ein solcher Weg Sinn (vgl.
Baringhorst 1998)? In einem Lehrforschungsprojekt (vgl. Ruhrmann u.a. 1995)
wurde eine breit angelegte Befragung in einer nordrhein-westfälischen Großstadt
vorbereitet und durchgeführt – einer Stadt also, in der Menschen aus unterschied-
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lichsten sozialen Schichten und Herkunftsländern mit- oder zumindest neben-
einander leben.

3.1 Design, Gegenstand und Ablauf der Studie
Grundgesamtheit: Aufgrund der  Entscheidung für die Stadt Dortmund als Un-
ersuchungsort umfaßt die Grundgesamtheit alle in Dortmund gemeldeten Perso-
nen mit deutscher Staatsbürgerschaft. Praktische Überlegungen bestimmten
die Auswahl des Stichprobenplans nach dem Prinzip einer zweistufigen Zu-
fallsstichprobe. Aus einer Stichprobe von 32 835 gemeldeten Adressen wur-den
2 124 Personen ausgewählt und nach telefonischer Terminvereinbarung ein
Sample von 263 Personen befragt.

Untersucht wurden drei Kampagnen: Die Anzeige „live and work together“
wurde im Rahmen der Esprit-Kampagne „Was würdest Du tun?“ geschaltet.  Das
Motiv „live and work together“ erschien als Anzeige in verschiedenen Zeitschrif-
ten mit einer Gesamtauflage von 5.272.117 Exemplaren. Um herauszufinden,
was den Befragten ins Auge fällt, zeigte man von der Esprit-Kampagne zunächst
nur das Bild. Offizieller Start der Gemeinschaftsaktion der deutschen Zeitungs-
verleger „Ausländerhaß – wir sagen nein“  war der 12. Februar 1993. An diesem
Tag wurde Zeitungen ein Aufkleber mit der Aufschrift „Ausländerhaß – Wir sagen
Nein“ beigelegt. An der Kampagne beteiligten sich über 100 Zeitungen in den
alten und neuen Bundesländern mit einer Gesamtauflage von rund 10 Millionen
Exemplaren. Auch hier wurde, um herauszufinden, was den Befragten beson-
ders auffällt, während des Interviews zunächst nur das Symbol und später erst
der Text gezeigt.  Die „Fairständnis“-Kampagne schließlich gehört zu einem grö-
ßeren „Sofortprogramm gegen Extremismus und Fremdenfeindlichkeit“ der
Innenminister. Zielgruppe des Programms waren insbesondere Jugendliche.
Die Anzeige erschien in Jugend- und Szenezeitschriften in einer Gesamtauflage
von 4,3 Millionen.

Im Interview wurden den Befragten die Bilder und Texte der drei charakteri-
sierten Kampagnen vorgelegt und sie sollten dann darstellen, was sie gesehen
hatten und ob sie die Seite vorher schon gesehen hatten, wie die vermutete
Kernaussage lautet und wie sich die vermuteten Zielgruppe beschreiben ließe.
Die Befragen sollten ferner angeben, inwieweit die Seite gefällt und wie dies
begründet wird. Zum BDZV-Aufkleber wurde zusätzlich gefragt, ob die Befrag-
ten ihn von sich aus aufkleben würden, und warum (bzw. warum nicht). Bis auf
die Frage nach der Beurteilung der Kampagne wurden alle Fragen offen gestellt
und die Antworten auf diese Fragen erst nachträglich mit einem eigens entwik-
kelten Kategoriensystem vercodet. Ziel der dann nachfolgenden Analyse war es
zu zeigen, wie einzelne Publika die Kampagnen wahrnehmen und bewerten.
Dazu werden Ergebnisse einer Typisierung von Zielgruppen vorgestellt.

3.2 Ergebnisse einer Typisierung (Clusterananalyse)
Um mögliche, nach einer Pilotstudie möglicherweise zu definierende Zielgrup-
pen von kommunikationspolitischen Maßnahmen besser charakterisieren zu
können, wird bei der Auswertung von Daten, die man aufgrund einer Befragung
gewonnen hat, mit dem statistischen Verfahren der Clusteranalyse gearbeitet
(vgl. Giegler 1988; Maier/Maier/Rattinger 2000). Ziel der Clusteranalyse ist es,
möglichst wenige und kohärente Cluster einander ähnlicher Befragter zu ermit-
teln. Auf diese Weise lassen sich in der vorliegenden Untersuchung gruppen-
spezifische Besonderheiten entdecken. Die nachfolgende Beschreibung der in
der o.g. Studie ermittelten  fünf Cluster führt jeweils nicht alle 41 in der Clusterung
berücksichtigten soziodemographischen Variablen und Einstellungsmerkmale
auf, sondern erörtert jeweils nur vom Samplemittelwert signifikant abweichenden
Merkmalsausprägungen (vgl. Ruhrmann u.a. 1995):
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Cluster 1:  „Fremdenfeindliche Rechte“: Die deutschnational und normativ
eingestellten Befragten dieser Gruppe (12,1% des Samples) sehen häufig SAT1,
PRO7 und RTL. Kampagnen gegen Fremdenfeindlichkeit erscheinen überflüssig.
Die Befragten meinen, die Ausländer würden „zu positiv“ in der Presse dargestellt
werden. Die Befragten sind deutschnational eingestellt, normativ und autoritäts-
gläubig. Sowohl für die Bundesrepublik (27,5%) (tatsächlich 8,5%) und für die Stadt
Dortmund (25%)(tatsächlich 11,5%) wird der Anteil der hier lebenden Ausländer
überschätzt.

Cluster 2: „Postmaterialisten mit Ausländerkontakt“: Die zweite Gruppe umfaßt
68 Befragte (25,9%) und repräsentiert das größte aller Cluster mit einer hohen
Konsistenz. Versammelt sind hier jüngere, gut gebildete Postmaterialisten, die öf-
fentlich-rechtliche Informations- programme präferieren. Die Befragten leben eng
mit Ausländern zusammen und fordern mehr Toleranzkampagnen.

Cluster 3: „Jüngere Unterhaltungsfans“: Dieses Cluster mit 58 Befragten (22%)
und einer mittleren Konsistenz versammelt ein jüngeres Publikum von Spielfilmen
und TV-Unterhaltung. Der Ausländeranteil in Deutschland und am Wohnort, wird
stark überschätzt. Die Kampagnen fallen kaum auf und werden mehrheitlich
ignoriert.

Gruppe 4: „Nationalbewußte obere Mittelschicht“: Das vierte Cluster mit 38
Befragten (14.5%) und einer höheren Konsistenz repräsentiert gebildete, eher
konservative und gut verdiendende Angehörige der oberen sozialen Schichten. Die
Befragten bevorzugen Printmedien und Informationssendungen im Fernsehen:
Wenn sie an Deutschland denken, empfinden sie eher Stolz. Fremdenfeindliche
Tendenzen sind allerdings nicht festzustellen.

Gruppe 5: „Unterschicht ohne Ausländerkontakt“: Dieses zweitgrößte Cluster
mit 65 Befragten (24,7%) und einer ebenfalls guten Konsistenz repräsentiert An-
gehörige der Unterschicht mit wenig Bildung. Materialistisch eingestellte ältere
Unterschichtsangehörige bevorzugen das ZDF-Programm und äußern sich be-
sorgt über die „zunehmende Kriminalität“. Weder beruflich noch privat existieren
Kontakte mit Ausländern. Entsprechend ambivalent fallen Einstellungen aus.

Zusammenfassend lassen sich hinsichtlich der drei Ausgangsfragen nach der
Medienwirkung und möglicher Einstellungsveränderungen festhalten. Man kann
nicht von einer von der Bevölkerungsmeinung in Bezug auf die kommunikations-
politischen Maßnahmen sprechen. Hinzu kommt: die eigentliche Zielgruppe der
kommunikationspolitischen Maßnahmen ingnorieren die Angebote. Und wir haben
zunächst ein differenzierteres Muster sozialer, psychischer und medialer Merkmale
verschiedener Gruppen heranzuziehen, um die Akzeptanz derartiger Angebote
angemessen zu beschreiben.

3.3 „Erklärung“ von Fremdenfeindlichkeit: Ein Regressionsmodell
Und dennoch – gerade in einer zugespitzten politischen Diskussion sollte die häufig
gestellte Frage: „Welche Faktoren erklären Fremdenfeindlichkeit“ zumindest an-
satzweise beantwortet werden. Ziel des nachfolgenden Regressionsmodells (vgl.
Ruhrmann u.a. 1996) ist es, die Zusammenhänge zwischen fremdenfeindlichen
Einstellungen (als angenommener abhängiger Variable) und den diese beeinflus-
senden Merkmale u.a. der

• Medien- und Kampagnenbewertung
• der persönlichen Erfahrung mit Fremden und
• und politischer Orientierungen

als unabhängige Variablen zu erkennen und zu erklären. Eine recht große Erklärung
der Varianz (43%) von Fremdenfeindlichkeit mit den zuvor in der Clusteranalyse
typisierten Variablen möglich ist. Den größten Beitrag dazu leisten die politischen
Orientierungen. Befragte, die der Aussage „Auswandern statt Kritisieren” zustimm-
ten, äußerten sich auch diskriminierender gegenüber Fremden. Auch die Einstel-
lung zum politischen Engagement in der Bundesrepublik und die Selbsteinstufung
Links-Rechts leisten einen Beitrag zur Erklärung von Fremdenfeindlichkeit: Befrag-
te, die der Meinung waren, es gebe zu wenig politisch Aktive und die sich eher
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politisch links einstuften, waren signifikant weniger fremdenfeindlich. Festzuhal-
ten bleibt

1. Wer im Alltag, in der Familie und im Freundeskreis Umgang mit anderen
Kulturen pflegt, äußerst sich signifikant seltener diskriminierend gegenüber
Fremden bzw. Ausländern.

2. Je eher die Befragten der Meinung waren, es gebe zu viele Berichte oder
zu positive Berichte über Ausländer in der Presse, umso mehr stimmten sie auch
diskriminierenden Aussagen zu.

3. Die plausible Annahme, daß Befragte, die sich durch zu viele Kampagnen
gegen Fremdenfeindlichkeit gestört fühlen, auch eher ausländerfeindlich einge-
stellt sind, kann empirisch nicht belegt werden.

4. Perspektiven für die Medienforschung und -praxis

Weiterführende wissenschaftliche Studien hätten – auch  im Rahmen von Mehr-
methodendesigns – den Zusammenhang zwischen politischen Entscheidun-
gen, Medienberichten, insbesondere auch in (neuen) Formen audiovisueller
Kommunikation (vgl. Weiß u.a. 1995; Ruhrmann/Nieland 1997; Neuwöhner/
Ruhrmann 1998; Ruhrmann 1999b) und Toleranzkampagnen sowie Einstellun-
gen der Bevölkerung empirisch zu überprüfen. Die Medienpraxis könnte sich mit
neuen Formen der Kommunikationspolitik vertraut machen, die bestehende
Vorurteile aufzulösen vermag anstatt neue zu produzieren.

4.1 Medienforschung
In der vorliegenden Studie hatten wir uns ausschnittsweise auf den Input und
Output von PR-Kampagen im Printbereich in Bezug auf den Rezipienten konzen-
triert). In international vergleichenden Projekten (vgl. Bonnafous 1997; Hess-
Lüttich/Allemann-Ghionda 1997; Luchtenberg 1997; Baringhorst 1998), die
zugleich als  Langzeitstudie anzulegen wären (vgl. Wengeler 1997), hätte man
zu verschiedenen Meßzeitpunkten

• kommunikationspolitischer Maßnahmen in Politik und Verwaltung  mit Hilfe
von Dokumentenanalysen und Expertengesprächen zu analysieren.

• verschiedene Formen und Ebenen öffentlicher Diskurse (Parlament, Fern-
sehen, lokalen Versammlungsöffentlichkeiten (Stichwort: Meinungsführerschaft,
Netzwerke)) inhaltsanalytisch zu beschreiben.

• sowie auch die Lebens- und Konsumstile des Publikums und ihre tatsäch-
lichen Wahlhandlungen durch Befragungen und weiterer Inhaltsanalysen zu
ermitteln.

• Beobachtet man diese Komplexe für mehrere Zeitpunkte, könnte man mit
Zeitreihenanalysen Effekte von Maßnahmen besser abschätzen.

4.2 Medienpraxis
Was können die Fernseh- und Blattmacher aus den Ergebnissen  lernen? Zu-
nächst gilt einmal, daß Empfehlungen sich keinesfalls als Patentrezepte verste-
hen lassen sollten (vgl. Watzlawick 1986), sondern selbst ein Beitrag zu einer
riskanten und bisweilen paradoxen Verständigung über intentionale, d.h. ab-
sichtsvoll betriebene Kommunikation,  über Verantwortungen und Wirkungen
medial vemittelter Kommunikation darstellen (vgl. statt anderer: Otway/Wynne
1989; Ruhrmann 1994; Nieland/Ruhrmann 1995; Ruhrmann 1996a; 1996b;
Scheffer 1997; Ohlemacher 1997; Wunden 2000).

Und dennoch, man könnte in zukünftigen Kampagen sensibilisieren für die
(Mehrfach) Stigmatisierungen von ‚Ausländern’ als Nicht-Europäer, als Objekt,
als Opfer  und als Frau. Hinweise ergäben sich auch auf Funktion und Wirkungen
der in Kampagnen gezeigten Hautfarbe. Anregungen ergeben sich ferner
dahingehend, MigrantInnen als politisch und sozial autonome AkteurInnen und
politische Subjekte sichtbar zu machen. Berichte über geglückte Verständigung
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und erfolgreiche Zusammenarbeit zwischen Einwanderern im Kontext von Norma-
lität auf lokaler und regionaler Ebene können dies verdeutlichen. Ziel von Kampa-
gnen könnte es auch sein, die wirtschaftliche Leistungen ausländischer Arbeits-
kräfte sind zu aktualisieren. Weiterhin können positive  Identifikationsmöglichkeiten
gefördert werden. In einem Sympathiekontext von Unterhaltung eingebetteten
„Fremde“ (als Freund, Nachbar oder aber auch als Star) lösen Vorurteile der
Bevölkerung besser auf als Moralkommunikation der Politik.

Bei allen diesen Verbesserungen geht es stets um Medienkompetenz, nicht
zuletzt auch angesichts der kommunikationspolitischen Herausforderung latenter
Fremdenfeindlichkeit. Dies ist eine Forderung an die Politik und die Wissenschaft
gleichermaßen. Zu beachten ist nämlich, daß Kommunkationspolitik gerade zum
Thema Migration als Risikokommunikation prozessiert. Also mithin selbst als
riskante bzw. chancenreiche Kommunikation aufzufassen ist. Und gerade sie kann
(und muß) von staatlichen Organisationen (vgl. Ruhrmann 1995; Ruhrmann/Kohring
1996) mit Augenmaß, Entschiedenheit und Klarheit geführt werden.
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Zwischen Meinungsfreiheit und Gefahr
für die Jugend
von Bettina Brockhorst

„Zwischen Meinungsfreiheit und Gefahr für die Jugend“ ist der Standort der
Bundesprüfstelle bei antisemitischen, holocaust-leugnenden und NS-verherrli-
chenden Schriften. Die höchstrichterliche Rechtsprechung hat uns zuletzt 1994
dazu verpflichtet, den Tatbestand der Jugendgefährdung nicht als automati-
sche Einschränkung rechtsextremer Äußerungen anzusehen. Die Frage der
Jugendgefährdung muss im jeweiligen Einzelfall mit dem Grundrecht der
Meinungsfreiheit abgewogen werden, um zu ermitteln, ob die rechtsextreme
Äußerung Vorrang vor dem Jugendschutz hat oder indiziert werden darf.

Richtungsweisend sind dabei zwei Entscheidungen des Bundesverfas-
sungsgerichts:

Gegenstand der Verfassungsbeschwerde war in einem Fall das Buch
„Wahrheit für Deutschland – Die Schuldfrage des Zweiten Weltkriegs“. Ur-
sprünglich von der Bundesprüfstelle indiziert, weil es die Schuld am Ausbruch
des Zweiten Weltkrieges den Engländern und den Polen zuschiebt und Deutsch-
lands Verantwortung am Krieg als Notwehrhandlung darstellt, wollte das Bun-
desverfassungsgericht die Indizierung so nicht gelten lassen.

Die zweite Entscheidung betraf eine Veranstaltung der NPD im Jahr 1991
unter dem Motto „Deutschlands Zukunft im Schatten politischer Erpressung –
Zeitgeschichte als Erpressungsinstrument“. Die Stadt München unterwarf die
Veranstalterin der Auflage, keine Redebeiträge zuzulassen, in welchen der
Holocaust geleugnet wird und im Falle von Verstößen die Versammlung zu
unterbrechen oder aufzulösen. Die gegen die Auflage gerichtete Verfassungs-
beschwerde wurde vom Bundesverfassungsgericht als unbegründet zurückge-
wiesen.

Ausdrücklich Stellung bezieht das Bundesverfassungsgericht zu den Berei-
chen Wissenschaftsfreiheit und Meinungsäußerungsfreiheit, Artikel 5 Absatz 1
und Absatz 3 Grundgesetz. Seinen begrifflichen Abgrenzungen nähert sich das
Bundesverfassungsgericht über dem Weg der negativen Definition.

Zur Wissenschaftsfreiheit
Wissenschaftlich ist nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts ein Werk
jedenfalls dann nicht, wenn es vorgefassten Meinungen oder Ergebnissen
lediglich den Anschein wissenschaftlicher Gewinnung oder Nachweisbarkeit
verleiht. Dafür könne die systematische Ausblendung von Fakten, Quellen,
Ansichten und Ergebnissen, die die Auffassung des Autors in Frage stellen, ein
Indiz sein.

Wesentliches Merkmal revisionistischer und holocaust-leugnender Ge-
schichtsschreibung ist das Klittern. Es ist Synonym für das ergebnisorientierte
Zusammenstückeln von historischen Tatsachen, Halbwahrheiten und Erfindun-
gen. Dabei ist für ein falsches Geschichtsbild das Lügen nicht einmal vonnöten.
Es reicht, wenn Fakten unvollständig oder in irreführendem Zusammenhang
aneinandergereiht werden. Das Buch „Wahrheit für Deutschland“ ist dafür
bestes Beispiel. Die Freiheit der Wissenschaft kann ein solches Werk daher nicht
für sich beanspruchen.

Zur Meinungsfreiheit
Bei der Meinungsfreiheit ist zu unterscheiden zwischen Tatsachenbehauptung
und Meinung. Die Tatsachenbehauptung fällt nicht unter den Grundrechts-
schutz. Das Bundesverfassungsgericht konzediert aber, dass Tatsachen-
behauptungen und Meinungsäußerungen oft miteinander verquickt sind. Die
Trennung der Behauptung, den Holocaust habe es nicht gegeben von der damit
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einhergehenden Meinung des Behauptenden ist nicht zulässig. Somit muss davon
ausgegangen werden, dass revisionistische und holocaust-leugnende Äußerun-
gen im Regelfall unter das Grundrecht der Meinungsfreiheit zu fassen sind.

 In der Abwägung der Meinungsfreiheit mit anderen Rechtsgütern – zum
Beispiel dem Schutz der persönlichen Ehre oder den Bestimmungen zum Schutze
der Jugend – ist es aber von Bedeutung, ob die Tatsachenbehauptung wahr oder
unwahr ist. Hier stellt sich das Bundesverfassungsgericht auf den Standpunkt, dass
eine Meinung, die auf einer erweislich unwahren Tatsachenbehauptung beruht,
weniger schützenswert ist als eine, die auf einer wahren Behauptung fußt.

Wie umfangreich die antisemitische Propaganda im World Wide Web verbreitet
ist, haben Sie gestern und heute von Fachleuten präsentiert bekommen. Die
Absicht ist offenkundig. Ihr geht es nicht um die wissenschaftliche Aufarbeitung des
Holocaust. Natürlich kann es neue Erkenntnisse in Bezug auf zeitgeschichtliche
Geschehnisse geben und damit auch die Notwendigkeit, historische Darstellungen
zu korrigieren. Jüngstes Beispiel ist die Diskussion um einige Fotos aus der
Ausstellung „Verbrechen der Wehrmacht“, die nach begründeter Kritik eine neue
Zuordnung erfahren haben. Die Holocaust-Leugner wollen aber nicht korrigieren.
Sie wollen wegdiskutieren. So, wie in der Karikatur der Eisblock mit der Aufschrift
„Holocaust“ in der gleißenden Sonne des „revisionistischen Schulwesens“ dahin-
schmilzt, soll am Ende der Geschichte um das Dritte Reich statt der mahnenden
Erinnerung das absolute Nichts stehen.

 Der sich in den rechtsextremen Medien spiegelnde Antisemitismus von heute
unterscheidet sich von dem Antisemitismus der früheren Jahre. Diese Auffassung,
die ich mir aufgrund der zahlreichen Indizierungsverfahren zu neonazistischem
und holocaust-leugnenden Material gebildet habe, steht nicht im Widerspruch zu
Herrn Dr. Zaruskys Erkenntnissen. Dr. Zarusky sagt, die Denkmuster des Antisemi-
tismus von heute entsprächen in den Grundstrukturen und Grundtendenzen dem
Antisemitismus vor Auschwitz. Ich ergänze, der Antisemitismus vor Auschwitz ist
nicht die Ursache des Antisemitismus von heute.

Ende des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts waren es Begriffe wie Juden-
emanzipation und Zionistische Weltherrschaft, die als Bedrohung empfunden und
von Antisemiten absichtsvoll als solche aufgebaut wurden. Aus dem religiösen
Unterschied wurde der rassische Unterschied, Klischees und Ammenmärchen
über jüdische Gepflogenheiten stempelten die Juden zu einer außerhalb des
deutschen Bürgertums stehenden Gruppe.

In den modernen Medien der Rechtsextremen hat der Antisemitismus von heute
seine Wurzel in den zeitgeschichtlichen Aufzeichnungen über die Massenermor-
dungen von Juden in den Konzentrationslagern der Nazis. Die Kriterien des Antise-
mitismus der Kaiserzeit und der Weimarer Republik spielen keine große Rolle mehr.
Manchmal tauchen diese Kriterien als Mitläufer auf, d.h. sie werden noch genannt,
die Grundlage für antisemitische Äußerungen bilden sie im Regelfall nicht.

Bei den rechtsextremen Medien ist eine Kursänderung sogar innerhalb der
letzten 10 Jahre festzustellen. Wurde früher dem Bestreiten der Judenvernichtung
dauernd hinzugefügt, dass der Holocaust eine Erfindung des Weltjudentums sei,
damit die Deutschen gefügig Entschädigungsgelder an Israel entrichten, verzich-
ten die Leugner heute zunehmend auf diesen Zusatz. Über die Gründe kann man
spekulieren. Vielleicht hat der Verzicht seine Ursache darin, dass dieser Zusatz als
Attacke gegen Juden nicht die gewünschte Zustimmung beim Publikum gefunden
hat. Vielleicht aber auch, weil sich mit einer scheinbar sachorientierten Diskussion
über Gaskammern und Krematorien leichter Verwirrung über die Anwendbarkeit
der Strafvorschrift der Volksverhetzung nach § 130 StGB stiften lässt.

Zwei Dinge sind in diesem Zusammenhang festzustellen.
Erstens: Wer davon ausgeht, dass sich die Probleme um die Fallgestaltung „Holo-
caust-Leugnung“ biologisch lösen, der irrt. Einer der Umtriebigsten auf diesem
Gebiet ist Jahrgang 1964.

Und zweitens: Diese Form von Antisemitismus, wie sie sich in den modernen
Medien der Rechtsextremen Szene spiegelt, ist nicht eine Erblast deutscher
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Zeitgeschichte. Die Ursachen dafür liegen zwar in der Geschichte um das Dritte
Reich, entstanden aber ist dieser Antisemitismus erst nach dessen Untergang.
Es ist ein Antisemitismus des Nachkriegsdeutschlands. Man sollte meinen, dass
die Gesellschaft, inmitten er sein Antlitz gewinnen konnte, ihm eine Antwort
schuldet.

Der Blickwinkel der Bundesprüfstelle hierzu ist folgender:
Wir haben unsere Sachkompetenz betreffend antisemitische und xenophobe
Medien über Jahrzehnte hinweg bewiesen. Die Spruchpraxis ist durch die
Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte gefestigt. Wenn die Antwort also
lauten sollte, die Bundesprüfstelle werde sich schon kümmern, dann würden wir
uns nicht verweigern. Aber dann muss man uns auch die gesetzliche Grundlage
für diese Arbeit geben. Sie fehlt der Bundesprüfstelle für das Internet, wenn es
um Inhalte geht, bei denen die redaktionelle Gestaltung zur Meinungsbildung für
die Allgemeinheit im Vordergrund steht. Bei solchen Inhalten sind nach dem
Mediendienstestaatsvertrag die Länder bzw. ihre zur Überwachung des Internets
eingerichtete Stelle zuständig.

Die derartige Aufteilung der Verantwortung für das Internet auf Bund und
Länder führt zu dem absurden Ergebnis, dass die Bundesprüfstelle antisemiti-
sche und fremdenfeindliche Schriften zwar als Printmedium, Ton- oder Bild-
träger prüfen und indizieren darf, sobald diese Inhalte aber in gleicher Form ins
Internet gestellt werden, ihre Zuständigkeit dafür plötzlich enden soll.

Die von den Ländern zur Überwachung des Internets eingerichtete Stelle
wiederum sieht sich außerstande, etwas zu unternehmen, wenn die Inhalte von
einem ausländischen Server eingespeist werden. Vom Ausland eingespeist
werden die Sachen, über die wir uns hier unterhalten, allerdings ausnahmslos
alle.

Tatenloses Zusehen nutzt nur den Propagandisten der „Auschwitz-Lüge“.
Wer zu ihnen nicht Stellung bezieht, bleibt belanglos und unbeachtet. Die
Bundesprüfstelle bildet auf den Sites der Holocaust-Leugner den unentwegten
Stein des Anstoßes, denn ihre Indizierungen stören das fein zusammengeklitterte
Bild vom unschuldigen Nazi-Deutschland. Die „Wahrheit“ der Holocaust-Leug-
ner ist eben nicht die Wahrheit und bietet daher keinen überzeugenden Gegen-
pol zu den Begründungen für die Listenaufnahme. Deshalb wird die Tätigkeit der
Bundesprüfstelle vehement attackiert. Und auch da bedienen sich die Revisio-
nisten ihrer ureigensten Fähigkeit, dem Klittern. Im Angriff gegen uns klittern sie
diesmal Texte: Zuletzt ins Internet gestellt war ein Auszug aus einem Schriftsatz
unseres Rechtsanwaltes in dem Prozess zu „Wahrheit für Deutschland“. Der
Passus ist so zusammengestückelt, dass man den Eindruck gewinnen muss,
Walendys Werk über die Kriegsschuldlüge sei nicht nur das alle Fragen zum
Zweiten Weltkrieg klärende Standardwerk, sondern wir zudem seine größten
Bewunderer.

Nachdenklich stimmt auch das Bild, das entsteht, wenn es um deutschspra-
chige Texte im Internet geht, die sich über den Holocaust auslassen. In Heft 2/
99 des BPjS-Aktuell habe ich in einem Beitrag angemerkt dass, wenn man im
Internet nach deutschsprachigen Texten über die Judenvernichtung sucht, die
Holocaust-Leugner bei der Schlagwortsuche über AltaVista stets die Nase vorn
haben. Bei meiner letzten Auswertung im Oktober ergab sich zunächst ein
anderes Bild. Benutzt wurden die gleichen Suchbegriffe wie bei der ersten
Auswertung. Zur Zeit befinden sich auf den ersten Plätzen rein englischsprachi-
ge Texte, in der Mehrzahl nicht von Holocaust-Leugnern. Die deutschen Texte
erscheinen erst beim 4. oder 5. Aufruf, sind also frühestens ab Platz 30 ff.
vorzufinden.

Eine Erklärung für diese Entwicklung habe ich nicht, die Gesetzmäßigkeiten
von Internet-Suchmaschinen sind mir fremd. Wahrscheinlich wird man dieses
Ergebnis wie alle, die aufgrund technisch undurchsichtiger Vorgänge entste-
hen, unter der Rubrik „erfolgreicher Zufall“   ablegen können.

Ergänzt man die Suchkriterien allerdings um die Option Sprachauswahl und
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entscheidet sich für Deutsch, bleibt alles wie gehabt. An die Oberfläche gespült
wird vornehmlich die holocaustleugnende Propaganda. Insoweit genießt der Bei-
trag in Heft 2/99 nach wie vor Aktualität. Das Bild des „hässlichen Deutschen“
bleibt durch den massiven Angriff auf den zeitgeschichtlichen Holocaust lebendig.
Auch hier ist Raum für gegensteuernde Aktivitäten.

Wer lamentiert, dass als kleinster gemeinsamer Nenner zwischen den Nationen
im öffentlichen Bereich des Internets letztendlich nur die Ächtung von Kinder-
pornographie durchzusetzen sei, hat sich damit innerlich schon abgefunden. Eine
solche Zaghaftigkeit hat ihren Ursprung in der Annahme, das Internet sei eine
Anarchie, wegen seiner Vielfalt und seiner unbegrenzten Möglichkeiten keinem
Gesetz gehorchend. Zu konzedieren ist das einem Teilbereich des Internets, dem
Internet Relay Chat. In bestimmten Chat-Groups tauschen Kriminelle tagtäglich und
pausenlos kinderpornographische Fotos, Fahndungserfolge gestalten sich dort
eher schwierig.

Außerhalb des beschriebenen Teils ist das Internet jedoch weniger Anarchie als
vielmehr ein Gesellschaftsfaktor. Weltweite Kommunikation und der Austausch von
Informationen und von Waren- und Dienstleistungen über das Internet finden nicht
im rechtsfreien Raum statt, sondern sind Vorgänge, die sich von dem üblichen
Kommunikations- und Wirtschaftsleben nur darin unterscheiden, dass sie auf
einem an Schnelligkeit nicht zu überbietenden elektronischen Weg erfolgen. Die
Gesellschaft, die sich diese Medienform zunutze macht, verhält sich dabei nach
bekanntem Muster: Die meisten möchten sich gut benehmen. Schwarze Schafe
verunstalten das Bild des guten Benehmens. Deshalb ist das allgemeine Interesse
groß, diesen Schwarzen Schafen das Handwerk zu legen, sie zumindest in
Schranken zu verweisen.

Die Wahrung des Andenkens an die Verfolgung und Vernichtung von Juden und
anderen Minderheiten im Dritten Reich ist als Rechtsgut zu verstehen, bei dem
andere Nationen in gleicher Weise wie Deutschland den Angriff darauf durch die
aggressive Propaganda der Holocaust-Leugner verurteilen. In welche Form der
Schutz des Rechtsguts gegossen werden könnte, wäre Gegenstand einer Diskus-
sion. Fakt ist: Wenn im Hinblick auf das Internet ein allgemeiner Konsens über die
Schutzwürdigkeit des Holocaustgedenkens möglich ist, ist jetzt der Zeitpunkt, über
seine Durchführung nachzudenken.

Das Internet revolutioniert nicht nur den Informations-, Waren- und Dienstleistungs-
verkehr, auch der Jugendschutz wird sich verändern müssen, will er mit diesem
Medium Schritt halten. Die Jugendgefährdung wartet nicht an öffentlichen oder
allgemein zugänglichen Orten wie Kino, Videothek oder Computer-Shop, wo die
soziale Kontrolle noch funktioniert oder mit ihr zumindest gerechnet werden muss.
Die Jugendgefährdung kommt über die Telefonleitung direkt auf den privaten
Rechner. Der Ruf nach der Medienkompetenz von Kindern ist zu erweitern auf den
Ruf nach der Medienkompetenz Erziehungsberechtigter, die einfach wissen müs-
sen, was sie tun, wenn sie ihren Rechner mit Internetzugang ungeschützt ihren
Kindern überlassen und die entscheiden müssen, ob sie dem vorbauen wollen oder
nicht. Der Schwerpunkt des staatlichen Jugendschutzes wird in der Aufklärung und
Information über Jugendgefährdungen liegen. Die Indizierungen der Bundes-
prüfstelle stehen beispielhaft dafür, denn sie sind Bestandteil von Jugendschutz-
softwareprogrammen, mit deren Hilfe bestimmte Internetangebote auf dem ge-
schützten Rechner nicht abrufbar sind.

Justitia ist blind und weise. Ohne Ansehen der den Verfassungsbeschwerden
zugrundeliegenden revisionistischen Aussagen hat das Bundesverfassungsge-
richt diese als Meinung gewertet und das Freiheitsrecht des Artikel 5 Grundgesetz
gestärkt. Die Bundesprüfstelle muss bei ihrer Bewertung die kollidierenden Rechts-
güter Meinungsfreiheit und Jugendschutz sorgsam abwägen. Im übrigen gilt der
Satz, dass das, was als Meinung durchgeht, nicht unbedingt zur Lehrmeinung
taugt. Umsicht im Umgang mit der deutschen Vergangenheit ist es, die wir der
Jugend schulden.
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Anhang
Nachdruck aus BPjS-Aktuell 2/99

Deutschsprachiges über den
Holocaust im Internet
von Dr. Bettina Brockhorst

Die Frage, wie Deutschland heute mit der Zeit des Nationalsozialismus, mit dem
Völkermord an Juden und verfolgten Minderheiten in den Konzentrations- und
Vernichtungslagern umgeht, ist mehrfach öffentlich diskutiert worden, im Ergebnis
weniger kontrovers, als es die Anzahl der Wortmeldung zunächst vermuten lässt. Es
besteht Einigkeit darüber, dass der Völkermord nicht vergessen werden darf und
dementsprechend Erinnerungen dokumentarischer, wissenschaftlicher und künst-
lerischer Art vonnöten sind. Medien sind es, die das Erinnern verkörpern. Ich bin der
Frage nachgegangen, wie sich das zur Zeit modernste Medium, das Internet, zu dem
Thema verhält.

Gegenstand der Untersuchung bildet dabei nur das deutschsprachige Internet,
denn um die Deutschen und ihre Vergangenheit geht es, deutschsprachige Beiträge
zum Thema Holocaust könnten als Spiegel deutschen Denkens verstanden werden,
und ein solcher Rückschluss lässt sich nicht unterbinden, zumal, wenn die Inhalte auf
international begehbarem Terrain vorzufinden sind.

Der Befund
Wer im Internet ohne eine bestimmte Internet-Adresse (URL) zu einem Thema
recherchiert, findet Hilfe bei den Suchmaschinen. Mir diente zur Recherche die
Schlagwort-Suchmaschine AltaVista. Bei entsprechender Güte der Schlagworte
präsentiert sie brauchbare Ergebnisse. Die folgenden Ergebnisse erzielte ich am  8.
Februar 1999.

Das Stichwort „Holocaust“ begleitete die Suchmaschine mit der Nachricht
„AltaVista  found 277930 Web pages for you“.

Dass bei dem Begriff die englischsprachigen Beiträge dominieren, war zu
erwarten, indessen war sehr viel Geduld vonnöten, um ein deutschsprachiges
Angebot aufzufinden. An 125. Stelle tauchte eins auf: „ShoaNet - Holocaust Glossar“;
die historischen Details sind inhaltlich einwandfrei und präzise wiedergegeben.

Bei dem Begriff „Auschwitz“ (46750 web pages) dominierten ebenfalls die
englischsprachigen Beiträge. Irreführend waren die an 11. und 17. Stelle ausgewie-
senen deutschen Titel, denn hinter ihnen verbargen sich englischsprachige Beiträge
über den Holocaust. Position 45 und 52 waren deutschsprachig: „Die ‚Gaskammer‘
von Auschwitz I“ und „Die Zeugen der Gaskammer von Auschwitz“; Autor beider
Beiträge: Prof. Robert Faurisson. Unter Berufung auf diverse Quellen erläutert dieser,
dass es im Stammlager Auschwitz (Auschwitz I) nur ein Krematorium, allerdings
keine Gaskammer gegeben haben soll. Wer ist Prof. Faurisson?1

Die weitere Recherche nach deutschsprachigem unter dem Begriff „Auschwitz“
erwies sich dann über eine weite Strecke als Misserfolg. An 89. und 99. Stelle
ausgewiesen waren ein Erlebnisbericht sowie ein Essay über einen Besuch in der
Gedenkstätte Auschwitz.

Bei 100 habe ich die Recherche unter diesem Schlagwort beendet.
Als nächstes wollte ich weg von internationalen Begriffen, die in erster Linie von

englischsprachigen Beiträgen besetzt sind. Unter dem Stichwort „Konzentrationsla-
ger“ (3562 web pages) befanden sich auf den ersten 20 Positionen Angebote für die
Bestellung von Materialien für Jugend- und Erwachsenenbildung sowie Referate aus
schulischen Projektgruppen.

Unter dem Stichwort „Vernichtungslager“ (873 web pages) fand sich gleich am
Anfang ein als Gerichtsbericht aufgemachter Beitrag darüber, dass ein Genozid mit
Dieselmotorabgasen in dem Umfang, in dem er in Treblinka stattgefunden haben
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soll, unmöglich sei, („Polnische Historiker untersuchen angebliches Vernichtungsla-
ger“). Was verbirgt sich hinter der Abkürzung „vho“ in der Internet-Adresse?

2

Die Beiträge an Position 9. – „Das Urteil gegen Germar Rudolf“ und 10. – „Der
Treblinka-Holocaust“ weisen andere Internet-Adressen aus: abbc.com/aaargh und
codoh.com.

3

In diesen Beiträgen werden Massentötungen durch Giftgas in Auschwitz und
anderen Vernichtungslagern in Frage gestellt.

Die Beiträge präsentieren sich in wissenschaftlich aufgemachtem Rahmen oder im
Kontext mit Presseberichten oder Gerichtsurteilen. So auch das „Urteil gegen Germar
Rudolf“. Die im Internet abgelegten Teile des Urteils erläutern den Sachverhalt und
„wissenschaftliche“ Details. Um wen und um was geht es?

4

Unter den ersten 20 aufgerufenen „links“ zu dem Begriff „Vernichtungslager“ waren
16 Treffer (= zum Thema Holocaust gehörend und deutschsprachig). 6 davon sind
revisionistischer (holocaustleugnender) Natur.

Auf das Schlagwort „Gaskammer“ (710 web pages) erschien an erster Stelle
Faurisson’s „Die ‚Gaskammer‘ von Auschwitz I“, gefolgt von „National Journal: Zeitge-
schichte – Gaskammer-Propaganda und Gaskammer-Offenkundigkeit“. Was sich da-
hinter versteckt, kann man sich denken, obgleich die Wortschöpfung „Gaskammer-
Offenkundigkeit“ irritiert. Auf die Bedeutung des Begriffs „Offenkundigkeit“ werde ich
noch eingehen.

Unter Position 7. fand sich der Titel „Revisionism, Gaskammer- und Holocaustschwin-
del“, URL: ostara.org.

5
 Weitere Beiträge tragen die schlichten Titel: „Hans Strobl: ‚Gerd

Honsik‘“;
6
„Ing. Emil Lachout, Strafanzeige vom 26. November 1996“;

7
„Zur Kritik an

„Wahrheit und Auschwitzlüge“ - von Germar Rudolf“; „Der Fall Lüftl oder: Die Justiz zur
Zeitgeschichte“.

8

Einem Internetbesucher sagen die Genannten im Regelfall nichts.
9

Unter den ersten 20 Aufrufen des Begriffes „Gaskammer“ befanden sich 17 Treffer.
14 davon sindrevisionistischer Natur.

Unter dem Begriff „Endlösung“ waren an erster Positionen zahlreiche Beiträge, die
unter Bezugnahme auf die „Wannsee-Konferenz“  vom 20.01.1942 und Äußerungen von
Reinhard Heydrich das Fazit ziehen, dass mit diesem Tarnbegriff nicht mehr als die
Juden betreffende Aus- und Umsiedlungsmaßnahmen im Sinne einer erzwungenen
Auswanderung gemeint waren. Die Internet-Adresse macht den Hintergrund der
Behauptung sichtbar, (vho.org). Von 14 Treffern sind 8 revisionistischer Natur.

AltaVista warf bei dem Begriff „Zyklon B“ (1975 web pages) als ersten deutschspra-
chigen Beitrag einen Aufsatz von einem Dr.rer.nat. Wolfgang Lambrecht aus. Der be-
fasst sich mit den unterschiedlichen, von Trägermaterial und Raumtemperatur abhän-
gigen Abdampfzeiten von Zyklon B. Aus seiner Sicht habe das Gas weniger Tötungs-
denn vielmehr lebensrettende Funktion gehabt, da es in den Konzentrationslagern zur
Entwesung von Kleidungsstücken und Räumen und damit zur Eindämmung von
Typhus- und Fleckfieber zum Einsatz kam.

Auch der Leuchter-Report
10

 findet unter dem Schlagwort „Zyklon B“ seinen Platz.
Unter den ersten 20 „links“ waren, weil die englischsprachigen Beiträge wieder

dominierten, nur 8 als Treffer zu werten. Von den 8 sind 5 sind revisionistischer Natur.
Den Versuch mit einem etwas ungewöhnlicheren Schlagwort machte ich mit

„Wannsee Protokoll“ (68 web pages). Die Wahl fiel darauf, denn es knüpft sich daran der
Zeitpunkt, in welchem die Vernichtung der europäischen Juden beschlossene Sache
gewesen ist.

„Die Wannsee-Konferenz. Eine kritische Prüfung bekannter Positionen nach neuen
Dokumentenfunden.“ Der Name des Verfassers sagt mir nichts. Ich habe den dort
gespeicherten Text nicht aufgerufen, die URL (codoh.com) warnt indessen vor sorglo-
sem Umgang.

Mehrfache Nennungen erfährt „STAGLICH. Auschwitz-Mythos. Zeitnahe Dokumen-
te.“ Herunterladen lässt sich ein Buch, das im Original über 460 Seiten stark ist.

11

Von 16 Treffern bei dem Stichwort „Wannsee Protokoll“ sind 11 revisionistischer
Natur.
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Über einen Begriff wie „Judenvergasung“ lässt sich streiten, aber Suchmaschinen
kennen keine Begriffsethik, schließlich setzt ein Fahndungserfolg im Internet immer
die größtmögliche Eingrenzung des Gesuchten voraus. Immerhin fand AltaVista
unter diesem Begriff 22 web pages (20 davon deutschsprachig). Mehrfachnennungen
erfuhr Wilhelm Stäglichs „Auschwitz-Mythos“, sein Buch ist schließlich in 14 Teilen im
Netz.

Die Adresse „Zundelsite“ macht auf eine andere Quelle aufmerksam.
12

Und dass der Titel: „wilhelm tell: Stalinistischer Schauprozeß gegen Jürgen Graf
und Gerhard Förster“ in die Rubrik Revisionismus eingegliedert werden muss, weiß
auf Anhieb nur, wem die Namen bekannt sind.

13

Von 18 Treffern beim Begriff „Judenvergasung“ sind 17 revisionistischer Natur.
Schließlich suchte AltaVista  unter dem Schlagwort „Sonderbehandlung“. Da

dieser Begriff nicht holocaustspezifisch ist (es gab unter den aufgerufenen „links“
z.B. den Titel „Keine Sonderbehandlung für Gentechnologie“), hatte ich unter den
ersten 20 Positionen nur 7 Treffer. Alle 7 sind revisionistischer Natur.

Fazit: Unter den explizit deutschsprachigen Begriffen zum Holocaust mit Hilfe
der Schlagwort-Suchmaschine AltaVista ist es allein das Stichwort „Konzentrations-
lager“, das auf den ersten 20 Positionen nicht mit revisionistischem Ballast zuge-
schüttet wird. Der Vollständigkeit halber sei angemerkt, dass andere Suchmaschinen
mit den hier zitierten Begriffen vergleichbare Resultate erzielen.

Dass ein solches Ergebnis keinen entsprechenden Rückschluss auf Denken und
Haltung der Deutschen gegenüber dem Holocaust zulässt, bedarf wohl keiner
ausdrücklichen Hervorhebung.

Dass die Suchmaschine bei der Suche nach deutschsprachigen Beiträgen zum
Holocaust im Internet in Präferenz eine beträchtliche Zahl an revisionistischem
Material auswirft, provoziert die Frage nach dem „warum“. Eine Erklärung ist die
Arbeitsweise von Suchmaschinen. Deren Kriterien für die vorrangige Auswahl eines
„link“ sind nicht einheitlich und innerhalb einer Suchmaschine auch nicht als
ausschließliche zu begreifen. Bei AltaVista dürfte für die Präferenzenbildung unter
anderem die Anzahl der Nennungen des gesuchten Wortes eine Rolle spielen.
AltaVista setzt an das Ende der Suchseiten den Hinweis (z.B. bei „ Zyklon B“): „word
count: Zyklon B: 5858. Je öfter der Begriff in einem Text auftaucht, um so größer die
Wahrscheinlichkeit, dass das „ link“ auf den ersten Suchseiten von AltaVista zu finden
ist.

Die Arbeitsweise der Revisionisten
Saft und Kraft für ihr Werk ziehen Holocaust-Leugner zunächst aus dem Umstand,
dass die Geschichtsschreibung über das Dritte Reich und seine Konzentrations- und
Vernichtungslager nicht auf einer lückenlosen Kette von sich selbst erklärenden
Tatsachen beruht. Ein Regime, das sich die Ausrottung von Bevölkerungsgruppen
vorgenommen hat, führt darüber nicht Buch. Es fehlen Dokumente, andere wiederum
sind sehr unvollständig oder sie benutzen Tarnbezeichnungen, die erst durch
Interpretation verständlich werden, oder sie befassen sich schlicht mit wirtschaftli-
chen und technischen Daten, deren Umfang bzw. Qualität erst den Rückschluss
zulässt, dass die den Daten zugrundeliegende Operation dem Völkermord diente.

Bei den für die Geschichtsschreibung wichtigen Zeugenaussagen und Täter-
geständnissen wiederum spezialisieren sich Revisionisten auf solche, die in Zeitan-
gaben, Örtlichkeit oder Ablauf eines Tatgeschehens widersprüchlich scheinen oder
auf einem Irrtum beruhen. Und schließlich machen Revisionisten sich den Umstand
nutzbar, dass während der Aufarbeitung des ganzen Ausmaßes, das der Völkermord
eingenommen hat, einige Ermittlungen zu fehlerhaften Schlussfolgerungen führten,
die erst später revidiert worden sind.
Darauf bauen Revisionisten auf.

Hier auf einzelne Argumentationslinien in der Holocaust-Leugnung einzugehen,
würde den Rahmen der Arbeit sprengen. Will man für revisionistisches Schrifttum
text-übergreifende Charakteristika ausmachen, ergibt sich, dass alle ausnahmslos
ihr polemisches Fazit – kein Völkermord an Juden – auf eine scheinbar seriöse
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Ermittlungstätigkeit gründen. Die meist umfangreichen Beiträge sind wissenschaftlich
verbrämt in der Weise, dass sie Quellen zitieren und auswerten, die der Leser jedenfalls
von seinem Platz aus nicht selbst überprüfen kann. So ist er nicht in der Lage
einzuschätzen, ob der Verfasser das Quellenzitat manipuliert hat, ob er durch Auslas-
sung oder unangebrachter Kombination mit anderen Zitaten eine gefälschte Aussage
erwirkt hat, oder ob die Quelle selbst sich für die Holocaustforschung tatsächlich als
diffus oder untauglich erwiesen hat. Manche „ Beweisführungen“ setzen fundierte
Kenntnisse einer Materie voraus – (den Ausführungen im sog. „Rudolf-Gutachten“ ist
ohne Wissen um Vorgänge in der Chemie nicht beizukommen), so dass sich die
Möglichkeit des Widerlegens der dreisten Behauptungen aus dem Text allein nicht
ergibt. Holocaust-Leugnung setzt auf das Mittel der Meinungsmanipulation und der
Verunsicherung. Die Leugnung selbst ist das Ziel.

Reaktionen auf Holocaust-Leugnung
Reaktionen auf revisionistisches Schrifttum gibt es so gut wie keine. In Deutschland ist
es üblich, dieses Gedankengut zu ignorieren. Die Begründung: Eine Antwort auf die
Revisionisten könnte den Eindruck hervorrufen, dass man diese Leute ernst nimmt.
Stattdessen wird allgemein auf eine Wendung rekurriert, die aus Gerichtsverfahren
gegen Holocaust-Leugner hervorgegangen ist und daher ihren Ursprung in den
Prozessordnungen der Gerichte hat: Dort heißt es, dass offenkundige Tatsachen keines
Beweises bedürfen. Und auf dieser Grundlage wird festgestellt: „Der millionenfache
Mord an Juden in den Konzentrationslagern des Dritten Reiches ist eine offenkundige
Tatsache.“ Unnötige Beweisanträge der Holocaust-Leugner können so auf Grund
dieser Vorschrift zurückgewiesen werden.

Prozessual sinnvolle Maßnahmen sollte man indessen nicht unreflektiert in die
außerprozessuale Alltagspraxis übernehmen. Bequem ist es, auf die Offenkundigkeit
des Holocausts zu rekurrieren. Diese Bequemlichkeit kann aber dazu führen, dass
unbeabsichtigt eine nachlässige Sicht der Dinge eingenommen wird. Man weiß um die
Offenkundigkeit des Geschehens, nämlich dass der Holocaust stattgefunden hat.
Präzision im Wissen um Fakten wird dabei zur Nebensache.

Die Frage, ob und wieviele Gaskammern es in Auschwitz I, dem Stammlager gab,
mag jeder für sich beantworten können. Wie steht es um die Antwort angesichts einer
prominenten Auskunft, dass es in Auschwitz I  keine Gaskammer gegeben habe soll, die
Gaskammern sich vielmehr nur in Auschwitz-Birkenau, dem Vernichtungskomplex
befunden hätten? Die Revisionisten, die zu jeder Gelegenheit unter Berufung auf die
Quelle mit diesem Zitat hausieren gehen,

14
 höhnen, ob sie bei dieser Sachlage die  Ga-

skammer-Toten von Auschwitz I von der Opferliste wieder abziehen dürfen.
Ungenaues Wissen um die Vorgänge des von den Nationalsozialisten durchgeführ-

ten Völkermordes bedeutet unsicheres Wissen. In einer Zeit, in der die letzten Zeugen
des Geschehens das Senioren- und Greisenalter erreicht haben, dient unsicheres
Wissen nur den Holocaust-Leugnern, die sehr genau um ihr Instrumentarium an Argu-
mentationslinien wissen, mit dem sie allzeit bereit aufwarten. Die Existenz von Doku-
mentationszentren und Museen ist da nur ein kleiner Trost. Inwieweit diese Quellen auf
Anhieb auffindbar die passenden Antworten auf revisionistisches Gedankengut bereit-
halten, ist nicht das Problem. Das Problem ist, dass solche Quellen auf Orte begrenzt
und daher für die meisten weit weg sind. Das Internet ist jederzeit nah und revolutioniert
im übrigen schon heute jedes Dienstleistungs- und Dienstleistungsinan-spruch-
nahmeverhalten. Die Holocaust-Leugner hocken da auf den vorderen Plätzen, als woll-
ten sie zum Ausdruck bringen, dass die Zeit für den arbeitet, der warten kann. Sicherlich
kann man sie ignorieren, aber es sollte von Zeit zu Zeit hinterfragt werden, ob man ihre
mögliche Wirkung ignorieren darf. Zum 50. Jahrestag der Befreiung von Auschwitz hat
Bundespräsident Roman Herzog erklärt: „Ohne gründliches Wissen um seine Ge-
schichte kann kein Volk bestehen.“ Dem ist nichts hinzuzufügen.
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Anmerkungen
 1 

Geb. 1929, ehemaliger Professor für Zeitgenössische Literatur an der Universität Lyon, mehrfach
verurteilt von französischen Gerichten wegen seiner Aktivitäten als Holocaust-Leugner, regelmäßig
Referent auf der „Revisionisten“-Tagung des Instituts for Historical Review.
Quelle: Die Auschwitzleugner, Hrsg. Bailer-Galanda, Neugebauer, Benz, Elefanten-Press , Berlin 1996.
 2 

vho = Vrij Historisch Onderzoek, eine Organisation mit Adresse in Belgien, die im Internet, aber auch
auf dem Markt der herkömmlichen Medien ein umfangreiches Arsenal an revisionistischen Publikatio-
nen besitzt. Zahlreiche Bücher mit holocaust-leugnendem Inhalt sind unter „vho“ komplett abgelegt und
jederzeit abrufbar.
 3 
aaargh = Association des Anciens Amateurs de Récits de Guerre et d’Holocauste, codoh = Committee

for Open Debate On the Holocaust.
 4 

Germar Rudolf, geb. 1964, Diplom Chemiker, ehemals beschäftigt beim Max-Planck-Institut für
Festkörperforschung in Stuttgart, u.a. Verfasser eines ‚Gutachtens über die Bildung und Nachweisbar-
keit von Cyanidverbindungen in den Gaskammern von Auschwitz‘, verurteilt vom Landgericht Stuttgart
zu 14 Monaten Haft ohne Bewährung wegen Holocaust-Leugnung.
 5 

ostara = österreichische revisionistische Organisation .
 6 

Hans Strobl, geb. 1937, ehemaliger Aktivist der verbotenen „Nationaldemokratischen Partei -
Burgenland und der österreichischen Arbeitsgemeinschaft für demokratische Politik“;
Gerd Honsik, geb. 1941, u.a. Gründer der - vom österreichischen Innenministerium nicht anerkannten
„Ausländer-Halt-Bewegung“, Verfasser des Buches „Freispruch für Hitler - 37 Zeugen wider die
Gaskammer“;
 7 

Emil Lachout, geb. 1928, ehemals Lehrer, Urheber des „Lachout-Dokuments“, einer gefälschten
Mitteilung alliierter Untersuchungskommissionen darüber, dass es in den KZ’s Mauthausen, Bergen-
Belsen, Buchenwald u.a. keine Menschen mit Giftgas getötet worden seien;
 8 

Walter Lüftl, ehemaliger Präsident der österreichischen Bundesingenieurskammer, u.a. Verfasser
eines ‚Gutachtens‘, in welchem die im Dritten Reich begangene Ermordung von Menschen in
Gaskammern in Frage gestellt wird.
 9 

Zur Quelle siehe Fußnote 1.
 10 

Fred Leuchter, geb. 1943, selbsternannter Experte für Hinrichtungseinrichtungen in amerikanischen
Gefängnissen, kommt in seinem mehrfach nachgebesserten ‚Gutachten‘ zu dem Schluss, dass in den
Gaskammern von Auschwitz und Majdanek keine Massenvergasungen stattgefunden haben.
Zur Quelle siehe Fußnote 1.
 11 

Wilhelm Stäglich, geb. 1916, ehemals Richter, wegen Holocaustleugnung vorzeitig in den Ruhestand
geschickt. Sein  Buch „Der Auschwitz-Mythos“  wurde 1980 bundesweit eingezogen, in Konsequenz
wurde ihm von der Universität Göttingen der Doktorgrad aberkannt.
 12 

Ernst Zündel, geb. 1939, nach Kanada ausgewanderter Revisionist, der sich aller modernen Medien
zur Verbreitung seiner Thesen zum Holocaust bedient.
 13 

Jürgen Graf, geb. 1951, ehemaliger Lehrer, Verfasser zahlreicher revisionistischer Publikationen (Der
Holocaust-Schwindel, Der Holocaust auf dem Prüfstand, Todesursache Zeitgeschichtsforschung,
Auschwitz – Tätergeständnisse und Augenzeugen des Holocaust), die Bücher sind indiziert und
teilweise beschlagnahmt, im Internet sind sie frei zugänglich und jederzeit herunterzuladen.
Gerhard Förster, geb. 1920, ist Graf’s Verleger.
 14 

auch im Internet, so z.B. National Journal Zeitgeschichte, http://abbc.com/nj/obayger.htm; nj/
kntlie.htm; njdicourt. htm.
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Anhang
Tagungsprogramm

9. und 10. November 1999 in Marburg
Jahrestagung
der Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Schriften und Medieninhalte

Von »Antisemitismus« bis »Xenophobie«
Rechtsextreme Medien in Deutschland

■   9. November 1999  ■

  9.30 – 10.00 Uhr Begrüßung

10.00 – 10.15 Uhr „Holocaust-Leugner in Wort und Bild”  Videofilmvorführung
10.15 – 11.00 Uhr Dr. Jürgen Zarusky

Institut für Zeitgeschichte, München
„Leugnung des Holocaust: Die antisemitische Strategie
nach Auschwitz”

11.00 – 11.15 Uhr Kaffeepause
11.15 – 11.30 Uhr „Holocaust-Leugner im Internet”

Einführung/optische Präsentation

11.30 – 12.15 Uhr Dr. Juliane Wetzel
Zentrum für Antisemitismusforschung, Berlin
„Antisemitismus im Internet”

12.15 – 12.45 Uhr Allgemeine Aussprache
12.45 – 14.00 Uhr Mittagspause

14.00 – 15.00 Uhr Elmar Vieregge
„Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit im rechtsextremisti-
schen Revisionismus und der rechtsextremistischen Musik”

15.00 – 15.30 Uhr Kaffeepause

15.30 – 16.15 Uhr Dr. Frank Neubacher, MA
Kriminologische Forschungsstelle, Universität Köln
„Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit
Kriminologische Befunde und Perspektiven”

16.15 – 17.00 Uhr Allgemeine Aussprache
Gegen 17.00 Uhr: Ende des 1. Tages

■  10. November 1999  ■

  9.30 – 10.15 Uhr Bodo Becker
„Rechtsextremismus in Deutschland – Bestandsaufnahme
des BfV mit Medienbeispielen”

10.15 – 11.00 Uhr Martin Dietzsch
Duisburger Institut für Sprach- und Sozialforschung
„Deutschsprachige Propaganda der Extremen Rechten
im World Wide Web”

11.00 – 11.15 Uhr Kaffeepause
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11.15 – 12.00 Uhr Dr. Frank Esser
Institut für Publizistik, Universität Mainz
„Massenmedien und Fremdenfeindlichkeit
Eskalation durch Berichterstattung?”

12.00 – 12.30 Uhr Dr. Bettina Brockhorst
Bundesprüfstelle, Bonn
„Zwischen Meinungsfreiheit und Gefahr für die Jugend”

12.30 – 13.00 Uhr Allgemeine Aussprache
Gegen 13.00 Uhr: Ende der Tagung
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Anzeige

Aus unserem Programm

Frieder Dünkel / Bernd Geng (Hrsg.)
Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit
Bestandsaufnahme und Interventionsstrategien
Schriftenreihe zum Strafvollzug, Jugendstrafrecht und zur Kriminologie. Her-
ausgegeben von Prof.Dr. Frieder Dünkel, Lehrstuhl für Kriminologie an der
Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald, Band 6.
Mönchengladbach 1999 ISBN 3-930982-49-8 · DM 45,00

Frank Neubacher
Fremdenfeindliche Brandanschläge
Eine kriminologisch-empirische Untersuchung von Tätern,
Tathintergründen und gerichtlicher Verarbeitung in Ju-
gendstrafverfahren.
Umwelt · Kriminalität · Recht.
Texte herausgegeben von H. Marquardt und W. Rüther, Kriminologisches Se-
minar der Universität Bonn. Band 4.
Mönchengladbach 1998  · ISBN 3-930982-27-7 · DM 68,00

Frank Neubacher
Jugend und Rechtsextremismus
in Ostdeutschland vor und nach der Wende
Umwelt · Kriminalität · Recht.
Texte herausgegeben von H. Marquardt und W. Rüther, Kriminologisches Se-
minar der Universität Bonn. Band 2.
Bonn 1994  · ISBN 3-927066-80-X· DM 34,00

Erhältlich im Buchhandel oder direkt beim Verlag:
Forum Verlag Godesberg GmbH
Ferdinandstr. 16 · 41061 Mönchengladbach
Fon 02161/ 20 66 69 · Fax 02161/ 20 91 83
ForumVerlagGodesberg.GmbH@t-online.de




